
.. 

11. ßUchbespredmngen 
ABC de:, Seeverk,ehrs (J olmes) .... 
Ab rah a m , Das Seerecht (Böttger) " 
Be r g d 0 I t, Preullisches Wasserrecht (Böttgtr) ..... . 
B u d ,ll e n hr 0 ck, Deli" moderne Verkehrsfluuhafen und seine Probleme 

(Sa lIer) ......... '" 

C.h r ist I, Sta.~istische lind soziGI()giscl;e'l)n'ter~lI~hu'ncr~n 'üb'er 'de~1 1~'re;TIlien: 
verkehr (Bottger) ....... ;-, 

Ch1'istl/l(ocl! DieA ,\ d " " .............. . 
.. .' . usgaoen er l~rholungsrelsenden ,111 9 <tllsgewahl-

ten sudbayenschen rremdenverkehrsorten < 

Ein Jahrhundert Schweizer Bahnen (1847-19'1'7) . 't' I·:' ', .... , b' 
Jahre 1956 (Seidenfus) . . . . " . 1111 .rganzungen IS. zum 

Elsner's Taschenbuch für den Strallenbau 19'57' (N >I: .)' . . . . 
E . I{ I e sen . . . . 
s::>n,~v,eln- ot,le, Tarif ~md ~tandort (Seidenfus) .... 

111 e t s c h.~~ 0, 1 r<ms.port-Betnebswlrtschaft i111 Grundrill. (Böttger) 
Jahrbuch fur den r·remdenv~rkehr (Böttger) . . . . . . . . 

Jah~~uch ~~~, Pos~w~s~~s (Bögel) . . . . . '.' . . . . . . . 
J I;. 1 c.r " le, ~()hzelhche U.ntersuchung von Verkehrsunfällen (Bögel) 
K LI h 1I tz, D:lS f\ec1~t der B111nenschiffahrt, 'Bd. II (Böttger) ...... . 
K asp ar!. DIe Betnebs- und Tarifgestaltung der Elektrizitätswirtschaft .und 

~er EJsenba:,mcn als Träger öffentlicher Dienste (Eversmeyer) . . .'. 
l( leI n / S ehr 0 t t er, Verkehrsfinanzgesetz 1955 _ Kommentar (l(orff) . 
l( 0 c h / C:\h. r ist I, Eine Untersuch ung über den fremdenverkehr auf den 

OstfneSlschen Inseln (Böttger) . . . . . . . . . . . . . . . : 
Kor te, D.ie Leistungsfähigkeit von Verkehrsanlagen des motorisierten städti-

schen Straßenverkehrs (Bögel) . . . . . . . . . . . . . . . . 
L a ~Tl be r t , Nahverkehrsbahnen der Großstädte (Bögel) . . . . 
Le I b b r a n d, Verkehrsingenieurwesen (Nelsen) ........ : . . 
M ars c hall / G u d a t, Die allgemeinen Verwaltungsvorschriften fUr die Auf-

tragsverwaltung der Bundesfernstraß.en (Nelsen) . . . . . . . . 
Me y er, Der Verkehr und seine rrrunclleo-enden Probleme (Berkenkopf) 
Me y er, Internationale Luftfahrt-Abkom;;len Bel, 111 (Sauer) 
M ii II er, Straßenverkehrsrecht (Nelsen) . .' . . . . . . . . '. . . 
o t r ~ I~ ba, Allgemeine Geographie des Welthandels und des Weltverkehrs, 

(Seldenfus) ...... . . . . . . . . 
'{aum und Verkehr' (Seidenfus) . .' . . . . . . .. . . . 
I~ i s c h / Lad e lT1 a n n, Der öffentliche Personennahverkehr (Bättger) . . 
I~ () g man ~ '. Die Erforschung der Verkehrskonjunktllr lind der langzeitlichen 

Dynamik 111 der Verkehrswirts,chaft (Bögel) . . . . . . . . . . . . 
I~ u w,~, Der Spediteur im Strallengüterverkehr ,(Böttger) . . . . . . . 
Sc hel cl er, Di·e Tarifpolitik der I'lohen Behörde und das deutsche Ver-

kehrswesen (Seidenfus) ..........,...... 
Sc h n Je i der ! '~ii t.h lei n Oiiterprod uktion lind Transportaufkommen 

(Seidenfus) .... '. . . . . . . . . . . . . . . . . . 
Schr!ftenreihe des Bundesministers für Verkehr, Bd. 15: ,,,Die Verkehrspolitik! 

111 der Bundesrepuhlik Deutschlami 1949-1957" (Seidenfus) . . . . . 
Sc h u I z, Ergebnisse eines Betriebsvercrleichs in Hotelbetrieben (Böttger) . 
Schulz,',Wittuhll, 1600ü Jahre Verkehr _ VOll'Mensch Zll(Mensch 

(Bcrkenkopf) ..........,........,.. 
Verhandlungen der Deutschen Oesellschaft für Arbeitsschutz Bd.4 (Jolmes) . 

Steite 
241 
64 

246 

252 

245 

244 

254 
246 
249 
128 
24i5 
253 
248 
193 

132 
60 

245 

249 
64 

247 

251 
128 
251 
247 

131 
193 
242 

252 
242 

130 

250 

241 
63 

240 
66 

( 

;\ I[) Ztitfchrift 
für 

V trkthrsroirrenfchaft 

Herausgegeben von 

Prof. Dr. Dr. P. Berkenkopf, Köln 

unter Mitwirkung von 

Prof. Dr. Kittel, Offenbach Prof. Dr. Dr. h. c. Most, Mainz Prof. Dr. Napp-Zinn, Frankfurt/M 

Prof. Dr. Risch, Hannover Prof. Dr. Alfons Schmitt, Freiburg Prof. Dr. Schulz-Klesow, Hamburg 

_ 28. Jahrgang - Heft 1 - 1957 -

'" ~F...:::: t 
G E G R. J+) I 9 0 It 

VER K EHR S - VER LAG J. FIS eHE R, DOS S E L 0 0 R F 
Fernruf: Sa.-Nr. 682424 Paulusstraßc 1 



._-------_._~_.--

ZEITSCHRIFT FÜR VERKEHRSWISSENSCHAFT 

28. JAHRGANG HEFT 1 - 1957 

Inhalt des Heftes 

Das Prinzip' universeller Ordnung als Element 
sicheren und wirtschaftlichen Verl{ehrs . . . . . 

Von Reg.-Direktor i. R. Dr. Th. Krebs, Darmstadt 

Die Binnenschiffahrt und ihre Frachtenbildung in 
ihrer Bedeutung für den industriellen Standort . . 

Von Prof. Dr. Paul Schulz-Kiesow 

Gemeinwirtschaftlichkeit - ein Wettbewerbsproblem ? 
Von Dr. jur. Heribert Gosse 

Die gemeinwirtschaftliche Belastung als Problem 

Seite 

1 

6 

28 

der Wettbewerbsordnung im deutschen Verkehr . 46 
Von Dr. F. J. SChroiff, Dortmund 

Buchbesprechungen ...... 60 

Der Preis für das Einzelheft beträgt DM 6 50 
für das Jahresabonnement DM' 24,-, zuzüglich z~S;eIlgebiihr. 

Redaktionelle Zuschriften sind zu richten an Professor Dr. Dr. P. Berkenkopf, 
Institut für Verkehrswissenschaft, Köln-.Lindenthal, Universitätsstraße 22 

~estellun~en sowie alle den Verlag betreffenden Anfragen und Zahlungen 
smd zu richten an Verkehrs-Verlag J. Fischer, Düsseldorf, Paulusstraße 'I, 

Fernruf Sa.-Nr. 682424, Postscheckkonto Dortmund 10406. 

Es ist ohne ausdrücldiche Genehmigung des Verlages nicht gestattet, photo­
graphische VervieIfältigungen, Mikrofilme, Mikrophotos u. ä. von den Zeit­
schriftenheften, von einzelnen Beiträgen oder von Teilen daraus herzustellen. I 

1 ; 

,.! 

I1 

i; 
! 
I, 
I 
I. 
li 

/r 

I 

J! 

I 
I 
J. 

I' 
1 

,. , 
J I 
t 

Da& Prinzip universeUer Ordnung al~ Element s·icheren Verkehrs 

Das Prinzip universeller Ordnung als Element. 
sicheren und wirtschaftlichen Verkehrs 

- J. c. C. (Intersta~e Commeroe Commission) als Vorbild: :..... 

V.on Regierungsdirektor i. R. Dr. Th. Kr e b s, Darmstadt 

. , 

1 

Jede Ordnung im L·eben der Völker, der Staaten und der reinz.eInen Menschen 
ruht auf zwei Säulen: der Sitte und dem Recht. S i t t re - Gesittung, Moral, 
R'eligion, Ethos, humane Haltung, Erziehung (als Produkt des Erzogenseins), 
sozialfundierte'Wdtanschauung - oder wie man die Trirebkräfte freiwilliger Ein~ 
ordnung in -ein Ganz.es nennen mag - Eormt und .ordnet. dk individuellen Be<' 
ziehungen. Das R ,e ch t rordnet das Allgemeingültige. Auch ein hoher humanitärer 
Standard reicht zur Ordnung. nicht aus, wo die Vielfalt möglicher Konflikte 
ohne -ein allg.emeingültig,es System v.on Riegeln nicht mehr gemeistert werden kann. 
Mit ·dem. Willen, ,einander gerecht zu werden, alle i n werden Kollisionen nicht 
vermieclen,J(.onflikte nicht beseitigt, S.o wenig wie das starre Recht für sich aUein' 
Menschlichkeit v,erbürgt. 

So wird .auch ·eine Beseitigung der die Sicherheit und der di'e Wirtschaftlichkeit 
des V,erkehrs bedrohenden menschlichen, technischen und betrieblichen Unzu~ 
länglichkeiten weder durch formale Gesetze, n.och durch. individuelle Vierkehrs~ 
moral all 'e in ·erreicht werden können. In der durch technische und wirtschaftp 
liche Erf.ordernisse und die ständig steigenden Anforderungen an den Mrenschen 
bedingten Interessen~ und Gefahrenüberschneidung muß eine für jede V,erk·ehrs~ 
art gültige Ordnung der FunkHonen gegenseHiger Entlastung den Vorrang vor 
jedem kämpf,erischen W,ettbewerb haben. Dabei müss·en di,e Gr·enzen zwischen 
echtem Vier kehr und v,erkehrsindiHerenter Nutzung auch dem Verkehr dienen~ 
der Maschinen und Anlagen beachtet werden. Wrollen wir die Bedeutung solch 
univ·erseller Ordnung als Lebense1emerit ,e ch tle n Verk·ehrs ·erkennen, so muß 
die Yorfrage beantwortet werden: 

Was ist 'echter V,crkehr? 

Nicht jedes "V,erkchrsmittel" und nicht jede ;,Y,erk,ehrsbahn" dient dem Y.erkehr. 
Sie können sogar mit der Uebernahme gewisser v~erk·ehrsfremder .Funktionen ver,. 
kehrsfeindlicli werden. Das Flugz,cug, das Bomben trägt, das ander.e Flugzeuge 

. 'jagt, den Kurs friedlicher Verkehrsflugz,euge bedroht oder stört, ist so wenig 
wi-e das torpedohewaffn·ete U .. Boot.ein Y,erkehrsmittel. Aber auch das im Dicnste 
der Lan~.esaufnahme, der Meteorologie .oder als Himmelsschrdber und R'eklame" 
fahnentra~er arheitende Flugzeug ist reben$1owen~g Vle r k ie h:t smittel wie die 
Rakete, dle k'osmische Strahlungen registriert. Die Straße, die ausschließlich als 
R,ennstr,ecke roder PrüfEeid gebaut ist, ist keine V'e r k le h r s bahn. W.ohl mögen 
manche. dergesta~t ablaufende oder ermöglichte Bewegungen mittelbar dem Ver" 
keh~ dle?,en, Wle etwa der Flug eines Flugzleug.es, das F,ernsehwellen oder 

. DezunetersprechfunkweUen weiterüberträgt. So wenig aber Atomenergie gleich" 

Dg.l 
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g,esetzt werden kann mit ,explosiver Y,ernichtung, so wenig schaffen Geräte und 
Anlagen zur Erzeugung v'Ün Bewegungsenergie in jedem Falle Verkehr. 
Die Verwendung vün "Yerkehrsmitteln" und "Yerkehrsbändern" als technische' 
Medien der Bewegung ist also nicht gleichbedeutend mit der Leistung von Yer", 
kehr. Die Grenze wird dabei flüssig, wenn der verkehrsfremde oder verkehrs", 
indiHerente Zweck der Bewegung nicht deutlich erkennbar ist. Oft wird ,erst 
aus dem Mütiv 'einer Bewegung ,erkennbar, ob etwa dne Fahrt mit hoher Ge"" 
schwindigkeit technische' Materialprüfung, Abreagierungeiner Spannung im 
Schnelligkeitsrausch ,oder echter Verkehr, d. h. auf ein Ziel gerichtete Orts'" 
v'eränderung w.ar, wobei Ziel nicht nur der Endpunkt dner Reise, sondern Er", 
lebiüs ,dner Landschaft sein kann. "Ma~ reist ja nicht nur, um anzukommen, . 
sondern um zu reisen" (Goethe an Karoline Herder in "Wie Goethe reiste" von 
Prüf. H. Wdff, Halle, wissenschaft!. Zeitschrift der Martin", Luther", Univ.ersität, 
August 1956). 
Eine Flußwanderung mit Paddel" IQder Segelboot kann Y,erkehr sein, das Kreuzen 
auf ,einem See, das 'Rudern IQder Paddeln im Umkreis eines Campingplatzes wird 
vorwiegend Erholung sein, das auf Str.ecken gestoppte Rudern oder Paddeln oder , 
der Segelflug ist Sport, der Ski dient ebenso dem Abfahrts" ,oder TIQrlauf wie dem 
Wandern 'Oder der Landpostbestellung. Das Gelbe Band, die Bahn" und Straßen" 

'rennen, die Zuverlässigkeitsfahrten und mit ihnen viele Millionen Kilometer 
Fahrleistungen, die die Straßen beanspruchen, sind nicht Y,erkehr, jedenfalls 
nicht ,echter Y,erkehr, auch wenn sie vielleicht mittelbar zur Y·erbesserung von 
Y,erkehrsmitteln beitragen. Alle nicht zum 'echten Yerkehr gehörenden Bewegungs", 
vmgänge sollte man also' blei der Betrachtung der Bedürfnisse des Verkehrs 
(Straßenzustand, Sicherheitsbedingungen) statistisch aussondern und soweit nötig 
unter anderen Gesichtspunkten prüfen. 
Seit J.ahren haben de~ an Masse, Gewicht und Schnelligkeit zunehmende Yerke~ 
und der Wettbewerb verschiedener Y,erkehrsarten alle zivilisierten Staaten vor dte 
Frage gestellt, wie man ihn mdnen könne. Man ist bisher nirgends voll be" ' 
friedigend damit fertig geworden. Einer der Gründe für dieses Y,ersagen ist in 
der mangelnden Universalität der Y,erkehrsbetrachtung und "fürschung zu suchen, 
in der zu geringen Bereitschaft, a 11 e V,erkehrsträger, "mittel und "wege als T·eile 
im Dienst dner Gesamtaufgabe zu sehen, die sich ~ergänzen, aber nicht bekämpfen 
oder behindern süllen. Die Scheu, Zuständigkeitsgrenzenzu überschreiten~ der 
negative KIQmpetenzkonflikt tragen ·ein nicht geringes Maß von Schuld an der' 
Gedankenenge mancher Bürokratien. DavIQn ist auch der Y,erkehr nicht au.$'" 
genommen. Wie überall ist auch hier die vorz'eitige Berufsspezialisierung ·em 
Hindernis für die Erk,ennung vIQn Zusammenhängen und ihre fruchtba~e Aus", 
wertung. An einem einfachen Beispiel mag gezeigt werden, wie weit der em:elne, 
aber auch jede Fachrichtung über ihr ,engeres Gebiet hinaus denken mussen, 
um zur Lösung vün Y,erkehrsproblemen beizutragen. 
Ein Architekt der in Miet" IÜder Einfamilienhäus.ern die KokskeUer so klein 
dimensioniert;' daß der Wintervorrat nicht mit ,einer Fuhre angefahren werden 
kann, obwlÜhl dies 'Ohne wesentliche Verteuerung der Baukosten möglich gewesen 
wäre, trägt Schuld an der Mehrbelastung der Straßen durch häufigere Kühle~" 
fuhren und stört zu seinem Teil den Jahre~fahrplan der Eisenbahne~ un~ ~le 
bessere Ausnutzung der Kapazität des rollenden Materials, dessen glelchmaßlge 
Auslastung durch die Sommereinlagerung der Brennstoffe mitbedingt ist. Die 
Kreditfrage zu' lös,en - Zahlung zu den gleichen oder sIQgar günstiger,en Raten" 
bedingungen als bei mehrfacher Anfuhr - ist dabei Sache dnes soliden und 

I 
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wendigen K'Ühlenhandels. Daß man Kohlenkeller an Stellen.planen kann, wo 
Koks auf kürzestem W,eg unmittelbar mit Förderband oder Schütte vom LK~xr 
od,er Kippanhänger durch das Kellerfensterabzuladen ist (Personal"" Zelt", 
Schmubersparnis und u. U. Einsparung von Zeit der Straßenflächenbenut::ung 
durch vIerkürzte Entladezeiten), müßte für j,eden Architekten eine selbstverstand" 
liche Ueberlegung sdn. Bei der Anlage vün Garag,en können .eb~ensü schwer·e del~ 
V'erkehr störlende und gefährdende Fehler gemacht werden WIe umgekehr~ bel 
richtiger Planung der Raum vm~em Tor au~reichen wird, t~m sowühl bel der 
Ein" wie bei der Ausfahrt ein zweItes Halten 1m Raum des fheßenden Ve:keh~s 
(zum Oeffnen und Schließen des Tms) zu vermeiden. Entspr'echendes gIlt fur 
die Plazierung des Heizöltanks. 
Der wirklich gute Architekt glaubt nicht als Künstler praktischer g~meinnütziger 
ErWägungen außerhalb der ihm unmittelbar gestellten Aufgaben uberhüben zu 
sein; ,er wdß die richtige Lösung zu finden. 

Man sieht an diesen Beispielen, daß ,es Möglichkeiten gibt, dem Y,erkehr mit 
Mitteln zu dknen die nicht primär Y,erkehrsdemente sind, die aber aus verkehrg" 
gemäßem Denked gewonnen werden. Sie sollten allel'di~gs ~uch von .. den V:er: 
kehrs experten selbst bedacht werden. Yiele solcher Mosalkst.emchen muss~~ l':l~' 
leicht zusammenkommen, um einen spurbaren Effekt zu erzIelen. Jede mog IC e 
Chance zur Auflockerung muß dabei genutzt werden. 

Neben Y,erkehrsentlastungsmaßnahmen, zu denen z. B. auch di~. Huc~epack" 
v,ersuche und Y,erfeinel'ungen im Paket" und Be~~lterverke~lr ge~l~ren, 1st abe~ 
v'Ür allem die Küordinierungspolitik aus der Sphare d~s Wlder:wt1ltge~ Neben..­
einander in oeinechtes autorativ gesteuertes Miteinander uberzulelten. Emen W~.g 
zu d · Z· I . t d' JCC das USA Bl.tndesvlerkehrsamt, dessen Bedeutung fur '1:es,em le zelg . le , , . d N 8 1954 
eine ,einheitliche Verkehrspolitik prof. Dr. Ing. Pirath noch m .er r. / 
des Internat. Archivs für Y,erkehrswesen "Eine historische StudIe von Gegen" 
Wartswert" ,aufgez.eigt hatte. 
PDOgrammatische Erklärungen. an denen die deutsche Bundesge~etzgebt~ng so 
reich ist genügen eben nicht. '§ 33 des Gesetzes über den gewerbltchen B.mnen" 
schiffsv~rkehr und § 7 des Güterkraftverkehrsgesetzes sagen zwar: "MIt d;!m 
Ziel bester Förderung des V,erkehrs hat der Bundesminister für Verkehr dar" 
auf hinzuwirken, daß: 

di:e Leistungen und Entgelte der Binnenschiffahrt ein~.chließlich der Flößerei 
unter,einander und mit denen der anderen Verkehrstrager . 
des Straßengüterverkd1l's innerhalb seiner verschiedenen Zweige {md im Ver" 
hältnis zu anderen Y,erkehrsträgern 

aufeinander abgesti~mt werden." - Aehnliches bestimmt auch § 14 des Bundes" 
bahngesetz.es. . 

Im Geg~nsatz zu diesen allgemeinen platonischen FIOrmein hat die Prä:tmbel der 
Transportation ACT vom 18.9. 1940, die die Aufgaben der Interstate Gommerce 
Commission umr,eißt, sehr viel konkretere FIQrdenmgen aufgestellt und auch prak.. 
tisch v,erwirklicht. 

Hier heißt ,es u .. a.: "Es ist die nationale Y'erkehrsp'olitik des KIQngresses für 
eine gerechte und unparteiische Regelung bei aUen Verk,ehrsarten s.orge zu tragen, 
die den Y'ÜJ$chriften dieses Gesetzes unterstehen und sie so anzuwenden, daß 
sie die b ,e s 10 n.d ,e r ,e n Y 10 l' Z Ü g 'e jleder dnzdnen anerkennt und wahrt. 
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. Sie soll si c h e ~ 'e n, angemessenen, wirtschaftlichen und leistungsfähigen Yer" 
kehrsdienst fördern und g e s u n de wir t s c h a f t 1 ich ,e Y 'e rh ä 1 t n i 5 5 e 
im Y ,e r ke h r s w ,e sen und z w i s c he n den ve r s ch i e de n e n Y ,e r ~ 
k ehr s t r ä g 'e r n pflegen. Sie soll die Schaffung und Erhaltung vernünftiger 
Tarife für Beförderungsleistungen - lOhne ungerechte Diskriminierung, '~man" 

. gebrachte Bevorzt\gungen oder Vorteile oder unfaire und zerstörende ,w,ett< 
bewerbsmethoden - fördern. In enger Zusammenarbeit mit den einzelnen 
Staaten und ihren ,entsprechend befugten Behörden und Beamten 5011 sie ge" 
rechte Löhne und angemessene Arbeitsbedingungen fördern. All dies soll der 
Entwicklung, Küordinierung und Erhaltung eines nationalen Transport s y s t ,e m s 
a'uf dem Wasser, der Landstraße, der Eisenbahn sowie den übrigen Verkehrs" 
mitteln dienen um den Bedürfnissen des Handels der Vereinigten Staaten der 
Postbeförderu~g und der nationalen Verteidigung zu genügen," ' 

Diesel' Grundsatzerklärung des USA"Bumiesverhhrsamtes (lee) ,entsprechend 
will die ,amerikanische Gesetzgebung und Verwaltung die Verkehrspolitik "us" 
gelegt und gehandhabt sehen, Man hat hieraus die Folgerung gez'.Jgen, daß ldi:! 
IY,erkehrswirtschaft nicht nach den Regeln des freien Wettbewerbs sich selbst 
überlassen werden könne, daß sie einer ges,et::1ichen Lenkung durch die lee be" 
dürfe, deren Hauptaufgaben: Schutz des Yerkehrskunden und Aufbau einer 
g,esunden v,on unlauterem Wettbewerb freien Verkehrswirtschaft seien, Bildung 
und K,ontrolle der Tarife' und ein die Bedürfnisfrage prüfendes Konzessions:,,: 
system sind die Mittel zur Durchführung dieser Aufgaben, Dabei sollen objeJ.v. 
tive Selbstkostenermittlungen durch die unabhängige mit ausreichenden Befug" 
nissen zur Beschaffung allererfürderlichen Unterlagen ausgestattete Stelle die 
Grundlagen für dne ger'echte auf d ie D;a u 'e r t rag f ä h i ge Neuordnung 
schaffen, Die Tatsache daß sich die soziale Marktwirtschaft auf anderen Ge" 
bieten funktionell herv,~rragend bewährt hat, rechtfertigt nicht die doktrinären 
Einwände, mit denen die Entwicklung der \.\'erkehrswirtschaft un~ des Verkehrs... 
rechts nach anderen Gesichtspunkten immer wi,eder gehemmt wll'd, (Personen" 
beförderungsgesetz, Ausbildungsverordnung,) Pirath hat sich in de~ zitiert~n 
Aufsatz (Int, Arch, 1954 Nr, 8) ,eindeutig zu diesen Gedanken bekannt u~d SLC 

als den gangbaren W,eg zur Entwicklung 'eines gesunden Wettbewerbs unter 
den verschiedenen Verkehrsmitteln empfohlen, 
Ist damit ein Ziel für die künftige Gestaltung des Güterverkehrswes,ens gewiesen, 
sü muß der P'ersonenverkehr weit mehr als bisher in s,einen sozial" und individual" 
hygienischen Einflüssen, seiner physiologischen und psychologischen Bedeutung, 
für die Gesamtpersönlichkeit erkannt werden, 
"Das Bewußtsein der durch die neue LebenssituatLon geforderten Verantwortung 
muß geweckt werden" (Dr, phi!, Alois W,enzel auf der Rothenburger Tagung· 
1950 der Bundesbahnstudienkonferenz . in "Y,erkehr und Technik als philos,o" 
phisches Problem"),. 
Diese Y'erantwortung erkennen heißt auch über die ,engeren Gr,enzen seines Fachs 
hinausdenken und ,einander über Fachzäune hinweg Anregungen geben, In der 
gleichen Lirüe liegt das Wmt von Leconte de Nouy: "Dem Menschen muß be" 
greiflich gemacht werden, daß die technischen Yeränderungen, die er in seiner 
Umwelt herbeigeführt hat und seine Anpassung daran Fortschritt oder Verfall 
bedeuten, je nach dem, üb sie von -einer .entspr.echenden Y,erbesserung sei~er 
seelischen Haltung begleitet werden lÜder nicht." Ist dieses Wmt nicht von einer 
erschreckenden Aktualität, wenn man die Möglichkeiten bedenkt, zu denen 
Atomenergiev,erwertung und Automation führ,e~ können, wenn sich nicht alle 
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Beteiligten einer über ihl'e Spezialaufgahe hinausreiche~den Verantwortung he", 
WUßt 'd d ' t das WlÜrt nicht geradezu auf den M lß b rau c h ,der Pferde" 

sm un 1S k h 'F· kt' 1 D' d Men kra"ft ' " t 't dem ·der Yere raus se1ner un lOn a s ~ener es : '" ,e gemunz ml ' 1 d k 
SCl1 · " ßlosen Y,ergewaltiger gemac 1t wer en ann, en zu semem ma .. 
D R . 'lI ' Ze1't Daß dne Art vlÜn Hybris, 'etwas Frevdhaftes darin 

"er aum Wl selne, cl' 'h k" " I' h d" l;e t 'I ' D' Sl'on zu sfehlen lÜer Sle 1 m zu ver ummern, nam 1C 10;; 
• g 11meUle unen , ,. G f"hl" (Tl M n ih ' "1' h b dene Zeit ist mir ,em v,ertrautes . 'e u, lomas an 

, m natur lC v,e: un Quijote") Leben das mehr sein will als animalisches 
~ ,,~,eerfahrt mit Yb' bereit sein muß'e r lehen wo11en, Erlebnis hedeutet 
begetteren, m~ß ,er e c?lS heitecht~ Erweiterung der bisherigen Grenz,en der 

a er B,ek~~n,ntlll~ zur h~~zErw~iterUng k an n der Verkehr dienen, Wie man 
~rlebn~sfahlg~elt, Sol~ davon hängt es ah, lOb das Durchmessen von Raum 
s1ch semer ~lttd bedlen:~lln Nervenkitzel, zur Abnutzung .oder zur seelis~hen 
ZUm Erlebllls lÜder nur t' zur ständigen latenten Gefahr .oder zum smn" 
Und körperlichen Regenera lOn, , L b k "ft 'd 
vollen Mittler in 'der Ordnung unserer e ens ra e Wir " ' 

d Bewe ungsvmgänge, die nicht lÜder lllcht unbedmgt 
Aus der Absonderung erkenne; sind, lassen sich R;ngfolgen, We~~mgen der 
als 'echter Y,er~~hr anzuer "rdi keit ableiten .... aber auch unter Umstanden ,Pro" 
Schutz" und Ford,erungswud g'rtschaftlicher Art gewinnen, Die systemahsche 
gnosen psycholog1scher un 1 wh' h ff 
Begriffsordnung muß hier K ar elt sc a en, d' 

, Verkehr fälschlich zugerechneten Bewegungen und I.e 
V'ersuchte man dle d:m h I ,oder den' mittelbaren Yerkehrszweck (z, B. 
da Y k 1 'tt 1 m1ßbrauc ene en "d' 'h' h s ,er e lrsml e, d Yerkehrsvürgänge abzusondern, so wur e SlC wa r" 
Erholung) paralysieren, T ,'1 Raum für echten Y,erkehr gewonnen, sündern 
Scheinlich zeigen, daß"nl~ 1t n~r Vle d' Gefahren vermindert würden, Das gleiche 
a~ch die KlOllisionsmogl,lchkblte~r~n z ei t 1 ich ,e DispositilÜn über den verfüg", 
konnte gelten, wenn elne ess d V,erkehrsmitte1n auch im echten Verkehr 
baren Raum an Y,erkehrswegen , un t cl n vlOn Yerkehrsvorgängen, die wirt< 
g,elänge, d, h, Entlastung der Spttzens ~t e Zeiten ablaufen könnten, Die Frage 
schaftlich oder privat ,ebenso gut zu ,a~ , c;en cl Einfluß zu nehmen, z, B, Ka,pital" 
wäre denkbar .ob ,es Mittel gäbe, dlrblgle en 't haftlichem Verkehr zu benach" 
, , : h d ffen ar unWlr sc D k llw,eshtionen m unec te~ oe: er ~ H ' I ung des Verkehrs zur ec ung 
teHigen 'ob ,etwa insoweit eme starkere y~ndr h Anlastung der Kosten eines 
seiner K,osten, also ei?e graduell unktell'sc l~~t t :ch dem Bewegungszweck einer 
V,erkehrsbandes gegenuber dem Ver ,e lrsml e n 
sinnvlOllen Ordnung entspräche, 'I d Y 

. ' .' s'" 1 raktisch nicht zu lösen, we1 er . er" I 
Die Frage ist zu v,ernemen, le ware auc 1 P, 11 ,d Bewertung.en 
waltun saufwand dnes solchen Dirigismus an ,~estste ungen un 
in kein~m Y,erhältnis zurerzielbaren Wirkung stande, 

h " d' lee laufend anste11t und unter 
Wühl aber könnten Untersuc,u,ngen, Wle Sle, le "ffentlicht als Material für 
vürsichtiger Ausw~rtung ~tattshsch~n Mater,lals ;ero h' W' stdeutschland er~ 
eine <einheitliche, Sicherheit und Wlrtschafth~hk~ü au~ m e 
höhendeallgetneine Ordnung des Y,erkehrs dlenhch sem, 

(./'::'S:~., , 

; ) 



, 

:," 

, 

! 

I: 

, ' 
! ' 

I' 

i , 
I' , 

6 
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Die Binnenschiffahrt und °h F 
in ihrer Bed " I re rachtenbildung 

, eutung fur den Industriellen Standort 
Von Prof, Dr, P ,a u I S c h u I z ~ K ' 

~ l'esow, 

D E 1 
er < infIut~ der Binnenwasserstraß ' , 

, en auf die Industrie und ihren Standort 
DIe Verkehrsmittel haben nicht nUr, ' , 
tralisierend gewirkt. Das gilt h zd~ntral~sIer,end, sondern auch dezen" 
sich Heinrich T wiehaus als 'erat~~ ;o~" er Bmnenschiffahrt. Allerdings irrte 
Deutschen V,erkehrswiss~nschaft1i h 'G arli ~55 auf einer Veranstaltung der 
trat, daß die Wasserstraßen eine s~" Y:Jse sc a~t.in T rier die Auffassung ver" 
die Bahn,i) ar er ,ezentrahster,ende Wirkung' ausüben als 

Wie Alfons Schmitt mit Recht h 
Si,ediungsballungen insbesondere b~~r~:orf.e~oben hat" dr-ohen Industrie" und 
Rohstoffen, Vür allem we d', b ,ort lC konzentnertem Vorkommen ven 
da dann die V:erarbeiter i~n G Ib~e t cll d~r ~erarbeitung an Gewicht v,erHeren, 
weniger gI10ßen Trans ürtkoste

e 
Le ,es 0 s~,offvorkommens ,einen mehr oder 

V:erarbeitung aufweise~ 2) E' nvor~ll g,egenuber der "abseitigen", peripheren 
s,oIcher Ballu~gsgebiete ~or:; ~~h ~I1ff h Ueb,~rsc,hau zeigt in uns'er'em Raum zwei 
als R,ohstoff, und das Küsten ' b' ° , er, :narr:hch das Ruhrgebiet mit der Kohle 
Rohstoffe, soweit sie relati le let 1m ,HIr:bhck auf vom Ausland eingeführte 
stellen '(3) I B f v

d
' rachtempfmdhche GewichtsverlustmateriaHen dar" 

' , , n ezug au 'lese beiden tend '11 B 11 d' 
Binnenschiffahrt ganzeind f d I' , enZle en a ungsgeb1ete wirkt le 

eu Igez,entra ISler'end,4) 
An der Entwicklung Deutschlands z I d ,'" . 
wie die Entwicklun ,d, 'h um n ustnestaat haben die Wasserstraßen, 
h

g er an Iren Ufern gele St"d ' , ervorrageriden Anteil 5) D' d ' l;ienen a te zeIgt, emen 
zugsgebiet der gr'oßen' B' le l~'~ern:~ Bmnenschlffahrt ,ermöglichte im Ein" 
SchroHf nennt als Be' ' , \"ndr: la en dIe ~ntstehung großer Industriegebiete, 
und Köm den I cl Its~nke e ' lle g~oßen Wlrtschaftsz'entr,en zwischen Duisburg 

, n us ne ompex 1m Fr n1 f t R d' h f b' t Mannheim/Ludwi h f 'd' a" ur er aum, as Wirtsc a tsge 1,e 
- ____ , gs aen, SOWIe ' le Industriebezirke am Main und Neckar, 6) 
1) Heinricll Twiühaus, "Aufgaben und n . 
InternatiO'na]'es Archiv für Verkollr . JutllOn,alß9Y!obleme der deulschen Binnonschi.f:fahrl". 

Swcsün, a 11'''. 1 00 NI' 91 S 51~ 
2) AH~ns Sc111nitt, "Wir}schaftliche Prohh . "d. TI: '.~'." .,:J .. " .. .. _ 
schafthcho Probleme der 800- und TI' , ,e~l~ .. er .,.1l1nell.,c~11f.fah~·t 111: IecJm1s'Che, u:nd ~vu I 
dos Landes Nordrhcin-vVestr' I 1,1 f 1118nülD1s~hlffahrt , SchrtI-tenroillO des Ver!whrsmulllstcnums, 

. . a en, e t , usseldorr 19J9, S. 28. 
3) A],fOl1g Sclllllllt V{)rhil I :1 
d 'e 0 d ~,,!'Ls 1 'f lrsor( llung uurch vVellIYewerb otler Zwall"" OHOO Jahrbuch für 
4

1 
r rtUr:g YO~I. "Ir ~ la t un~, Gesallg'chaft, 1950, S.198.' " ' ., 

5) ~lfOllS SChm1lt: ~,W:rlsehaftheh{) Probkme de'l' Binne'lls~hiffahrt", a. a. 0., S. 28/29. 
) Franz J. SchroJff, "Zur Verkohl'slage auf don Wass,erstraßen", Zeitschrift für Vcrkehrswisscn-

schaft. Jahrg. 1950, lIeft 3, S. 184/5. ' 

6)!"rar11z J, Scl.lroi:f, "Stellllng (kr TIinnenschiffahrt in der deutschen Verkehrs~)rdnung", Inter­
llatlOna es Arcluv fur Verkehrswe'en, Jahrg. 195,1, Nr, G, S. 123, 
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Maßgeblichen Einfluß auf dk Ansiedlung neuer großer Werke im Raum 
Hannover- Braunschweig-Magdeburg hatte der Mittel1and~anal. DO,rt~unds 
eisenschaffende Industrie verdankte ihren großen Aufschwung m erster LInIe dem 
Dortmund" Ems" Kanal. ' 

Die Industrie.alisierung der Ströme und Kanäle ,~rfuhr nac~ ~uske. dadurch c~~ 
wesentliche Förderung, daß seit dem 1. ~eltkrteg matenal.Inte.nslve It;dustne~ 
zweige, wie d~e Schwerindustrie, die chemische Industrie, S?Wle. dte Gett'eld~,< und 
Oelmühlen immer mehr dazu übergingen, ihren Standort In dIe großen Bmnen,< 
häf'en zu verlegen. 7) In dem Gutachten "Di,e deutsche Rheinschiffahrt" wurde 
die starke'V,erlagerung der deutschen R'Üheis,en" und Walzeis,en,<Aus~uhr ~:,n den 

. deutschen Seehäfen nach den Benelux"Häfen auf die Stand'Ürtsrahonahs~~rung 
der Eise"" und Stahldndustrie zurückgeführt. Der weit überwiegende ,T'etl .des 
Exports sei .auf Werkle mit Wass,erstraßenanschluß geLegt worden, bel gleIch,< 
zeitiger Wanderung der Industrie an die Wasserstraße. , 

"Nur wo starke Bindungen an Orte günstigen Arbeitsangebotes v'Ürliegen, 
wü; bei der Feinblechindustrie der Sauer" und S1egerländer Gegend, oder 
der Drahtverfeinerungsindustrie des Hammer Gebiets, ist diese Wanderung 
nicht zu bemerken. '. Diese V,erschiebungen sind insofern tarifpolitisch mit,< 
bedingt, als die hohen Nahfrachten der Eisenbahn unter dem Staffdtarif" 
syst,em die StandortsratLonalisierung der Eisen" und Stahlindustrie stark ge~ 
fördert haben. '(8) . 

S1eht man v,on der Seeschiffahrt ab, so ist die Binnenschiffahrt im V,erkehr der 
großen Ströme v'Ün Wasserplatz zu Wasserplatz im allgemeinen das billigste 
V,erk,ehrsmittel. Wenn die Binnenschiffahrt Massengüter, 'also praktisch v'Ür 
allem RlÜh,< und Hilfssvoffe zu Frachten befördert, die noch unter denen der 
Eisenbahnen liegen, dann setzt sie, wi,e 'Alf)ons Schmitt ausführt, das. W,ert" 
tarHschema der Bahn gewissermaßen fort. D) Wer die standortauflockernde Kraft 
der W,ertstaffel der Eisenbahnen gnmdsätzlich bejaht, muß zugeben, daß in den 

. genanntenVerkehrsre1aüonen die Binnenschiffaht't dnen nlÜch größeren dezen" 
tralis1er'enden Einfluß als die Eisenbahnen ausübt. Die Binnenschiffahrt leistet, 
um nochmals Alfons Schmitt zu zitieren, "gewissermaßen nebenher einen sehr 
wichtigen, .viel zu wenig beachteten Beitrag zur Standortpolitik".lO) Dank ihl'er 
billigen Massengutfrachten . wirkt die Binnenschiffahrt nach Alfred Weher der 
KlÜnz,entratLon der Betriebe und der Menschen in den industriellen K'erngebieten 
erfolgr,eich lentgegen,ll) 

Die grd3en Vorzüge der Binnenschiffahrt kommen ger.ade im Verkehr mit 
den Seehäfen vlOll zum AusdruckY) Soweit die Binnenschiffahrt im Dienst der 
Se,ehäfen steht hat s1e nach Schroiff "im Rahmen ihr,er allgemeinen volkswirt,­
schaftlichen A'~fgaben der V'erbesserung der Standorthedingungen und der De~ 
zentralisation der deutschen Wirtschaft die S'Ünderaufgahe der Beförderung von 

7) Dru?-o Kuske, ,,00 1' Einfluß der Dinncnschi.ffahrt auf die Gestallung des deutschen Lehens­
und Wlrlsehaftsraumcs", naumforschulig und llaumordnung, Jaln·g. 1939, Hdl ,1/5, S. 186 Ir. 
8) ~,Dio deuls,eho Birmensehiffahrt", Gu,tachten der Hhein-Kommiss,ion ühor lJi,e Lag') der Hhcin­
Sdllffahrt und der in ihr heschäftigten Arbc:itn,chmor, I3er1in, 1930, S., 12G/127. 
D) Alfom Scillnitt, "Wirfs.cJlaftliehc Problemc der Binnensclliffahrt", a. a, '0., S, 28. 
10) AUons Schmitt, "dto", Seile 28. 

11) Alfrcd ·Weber, "Ucj)cr den Standort der Industricn", Tühingcn 1909, S. 77. 

12) Pat~l SLe~llulzk-KiS;·~'ow., "Binnen. s,chiffahrt und Süehilfcn';, in: "Deulscher BirillellschiHahrl.slag 
1(>';0" 1'1 U }Ce' 0 cl 1·'1 d' ' , 
iJD· , 11 COOl ago er OVZ, Oeuhche Vcrkdlrszellullg, NI'. '17/50, S. 11/12. 
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Roh" und Kraftstoffen in bestimmten Richtungen auf große Entfernungen, eine 
Aufgabe, die ger_ade in Deutschland mit seiner ungünstigen Verteilung seiner 
natürlichen Roh" und Kraftstoffläger und den weiten Entfernungen zwischen 
den Gewinnungs,:, Verarbeitungs,: und Gebrauchsstätten von eminenter Bedeu,: 
tu . t" 13) ng 1$ • 

Im Gegensatz zu der Flächenwirkung der Landverkehrsmittel haben die Wasser" 
straßen mehr eine Linienwirkung. Wie n'Üch zu zeigen, sind hierdurch der 
Förderung der Raumordnung durch die Binnenschiffahrt Grenz-en gesetzt. 
Für Schroiff besteht demgegenüber die Linienwirkung der Wasserstraßen gerade 
darin, daß sie die Rohstoffe und Kraftstoffe von den Gewinnungsstätven nach 
rohstoffarmen Gebieten befördern \lnd damit die Ungunst der Roh,: und Kraft" 
stoffverarbeitung der Länder ausgleichenY) 
Die wirtschaftsfördernde und industriegründende Kraft der Wass.erwege ver" 
anlaßte nach Schmiff die Wirtschaft, dort den A1)sbau von Strömen und ,den Bau 
von Kanälen zu fördern, wo die Natur dem Verkehr geeignete Wasserstraßen 
v·ersagte.16) ,,50 drängt sich von selbst die zwingende Notwendigkeit auf, dieses 
System der natürlichen Ströme durch den Bau von Kanälen zu -einem einheit" 
lichen Wasserstraßennetz auszugestalten."1ü) Schr'Üiff v-erweist auf Ministerial" 
dir-ektor Dr. L. Seiermann, der in -einem Vortrag auf dem Deutschen Binnen" 
schiffahrtstag 1951 in Mannheim ·erklärte, daß es sich beim Bau von Kanälen 
unter anderem darum handelt, "bestimmten Wirtschaftsgebieten ähnliche Stand" 
ortbedingungen zu verschaffen, wie sie. konkurrierende Gebiete auf der Grundlage 
vorhandener Wasserstraßen bereits besitzen". 17) 
Nach Karl Först-er -ergeben sich bereits bei der Betrachtung v:on Gebiekn 
mittlerer Größe, wie z. B, Deutschland, sehr günstige raumpolitische Wirkungen 
der Binnenschiffahrt. Seiner Schrift "Wasserstraßen und Raumplanung" cnt,: 
nimmt der V,erfasser die folgenden Ausführungen: . 

"Unter diesem Blickpunkt leisten d1.! Binnenschiffahrtsstraßen einen erheb" 
lichen Beitrag 'zur Auflockerung der großen Industriegebiete, indem sie ent,: 
fernt von den hauptsächlichsten Mittelpunkten der gewerblichen produktLon 
zahlreiche kleinere ,oder auch größere Betriebe an ihren· Ufern entstehen 
lassen, auf diese Weise die Gewichte der Pmdukti'Ün und des Konsums v·er" 
lagern und einen gegenüber fri.iher viel größeren Raum einer intensiveren 
Nutzung ,erschließen. Das kann in der W.eise geschehen, daß sich längs der, 
Wasserstraße perlenkettenartig neue Betriebe ansiedeln 'Oder kleinere schon 
bestehende sich besser -entwickeln, wie z. B. am Main, dem sächsischen Tdl 
der EIbe und dem Mittellandkanal ... Es bilden sich jedoch auch neue, aber 
im V,erhältnis zum Ausgangspunkt kleinere wirtschaftliche Mittelpunkte, oder 
bereits bestehende -erhalten einen starken Auftrieb (z. B, Mannheim, Karw 
:uhe,Frankfurt/M" Heilbronn, Stuttgart, Würz burg, Magdeburg, , :), In 
Jedem Fall handelt es sich um die Schaffung 'Oder die Erschließung von An" 
satzpunkten für Ausstr\lhlu~gen der großen industriellen J<,erngebiete und 

13) Franz J. Schroiff, "Zur Verkeh~slage auf den \Vasserstraßen", Zeitschrift für Vcrkehrswiss·en- . 
schaft, Ja'hrg. 1U50, Udt 3, S, 18,1. I. 

14) Frau;;; J, Schroiff, "Zur Verkehrslage auf don 'Yas,erstraßoll", a, a. 0" S, 184. 
15) Franz J. Scllroiff, "St(}lr'ung der Dirmenschiffahrt in der deutschen Verkehrsordnung", a. a. 
0., S, 123. I • , 

16) Franz J, Schroiff, "Zur Verkclll'slage auf den vVass-erstraßen", a. a. 0" S. 182. 
17) Franz J, Schroiff, "Slollung der llirmenschiffahrt in der dou{schen Verkehrsordnung", a; a, 
0" S. 123. 
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d 
't " Erwel'terung der industrieUen Tätigkeit üb~r ,eine größere Fläche 

, amI -eIne . , h d B "lk I' ht "18) in V-crbindung mit -einem Ausglelc erevo -erungsc IC e, 

, . '" M 'n" Donau" Aktiengesellschaft weist in ihrer De~kschrift 
Auch dIe Rhem,"h alZ' k "ß' kel't der Rhein,:Main"Donau~Großschlffahrts" 
D' 't hafthce wec ma Ig ß h' la) 

" te WH sc . D t l'satl'on' der Industrie längs der Wasserstra e m, 
t ß " . f dieezen ra I . . 1 ftl' h s ra e au ., . FO I fh t 'n seiner Denkschrift Die wlrtsc 1.1 Ic-e 

Schließlich rühmt d~s I . "D
ns 

I I ~Gl roßschiffahrtsstraße" den günstig-en Ein" 
B d t . der Rhem"Mam"onau~ . I b'ld ·e eu ung . d k" tl' h Wasserstraßen auf dIe Stancort l' ung 
fluß der natürlichen un !lns lcen 
und Standortveiteilung, 20) .. 

d h f d'e über moderne Binnenwasserstraßen v,erfugen, 
Zweifellos sind Lan ~c .1 te~, I'~. t Förster' gibt aber fveimütig zu, daß es 
im .allgemeinen hochmdust:la ISI~bt' ailf die die Binnenwasserstraß,cn offenbar 
auch immer wi:der .Absc1:nltt~ g1 b~n der Wirtschaftstätigkeit ausgeübt haben, 
~einen Einfluß 1m Smne -ClflJer e e B gSt . cken an der mittleren EIbe und am 
in denen sie also nedutral wKarenl)(;;) Lei~ler verzichtete Förster darauf, den für 
nördlichen Dortmun "Ems" ana,.. h 
d~ese Entwicklung .verantwortlichen Grunden nachzuge en, . 

, . l' ., der Ströme und Kanäle waren m erster 
Nutznlcßer der Industria lSlcrung D' I dustrie bevorzugte bei der Ver,: 
Linie die ,Häfen mit GroestadAchartt~e~in~:nkfen, die zugleich große Knoten~ 
lagenmg Ihres Sta~dorts ~lu~ t~ft cRecht hervorgehoben hat, üben die ~note~~ 
punkt-e waren, WIe OHo .. '. tark konz.entrierende Wirkung aus.--) DIe 
punkte des Wasserstraßen~:tzes Y?; s f industrielle Betriebe ist stärker als 
Anziehungskraf~. gfiOße~ mnen 1.1 ~n au kte Blum zitiert Dr, Nagel, der sich 
diejenige der großt,en Elsenbadhn~~°haEPun N~uß 1938 in der Zeitschrift für 
als Dir-ektor des großen In uS .. rle e~~ 
öffentliche Wirtschaft wie folgt außerte:" ) 

k t' daß -eine gute Hafenanlage zusammen" 
"Man gelang! zu der I~h enn dl

b'esonders die industrielle Wirtschaft wirkt, 
ballend auf dIe gewerb IC e ~n , ine t ische Eigenschaft der Hafen~ 
Di-ese zusamme!1ballend: "Yl1rku~g 1st; e E' . Y'b hnknotenpunkt eine solche 
wirtschaft, währ-end beIspIe swelse ,e;,n I Isbn-/'h t" 
Wirkung nicht in so starkem Ausma e 1-er el ur, 

h I, , F le daß die T ransportkostcn 
Nach Lösrh haben feste Verke rs mlen zur. 0 g , k . drl'gsten 

. 1" 1 d d K otenpun ten olm me olm MateriaLort am Verbrauc 1sort oer an . en n. "d d Han 
sind, 24) Knote~punkte sind bevorzugte Standorte der IndustrIe l~nh eS

l 
~ 

h 0 t 1 - U eO' zu errelC ,en .1 s v,on de1s.'26) Es sind von ihnen aus me I' xe 0 me mw.'b '1 V k h 
aoo-eren Stellen, Der Ersp.arnis an Umladekosten verdank-en Vle e -er e 1'S-> 

knotenpunkte mit ihDe Industrie, 26) 

" S 1 'f' ,'I de' Zentml-Vereins für 
18) Karl Förster, "Wdssürstraßen und Haumplanung, C IrI '"enrol ~c 5 . 

c1cutsdlO BirlnCllSc11iffahrt, Jahrg, 1954, Heft GG, s.. 73, . 1\1' 
19) Rh . . . , I f ,. [ Z [ "f' 'gkoit der I1hern- -arn-ülll-Mam-Donau-Akticngesdlsc'haft, "Dro wrrts·c \atmc lC wec ,md Jr 
Donau-Großschiffahrlss-traße" Müncheil 1951, S, 8. . ' D 
2~) IFO:Instilu'! für Wirtschaftsforsclmng, "Die wirtschaft1ichü Bedeutung der Hll(~iIl-Main- onau­
Gl'Oßsclllffahrts.~traßo", Schriflüllrcihe NI'. 10, München 1!J50, S, 11. 
21) Karl Förstür, "vVaSSlCrstraßell und Haumplanung", a. a. 0., S. G9. 
%2) Otto Blum, "Die Entwicklung '<lüs Verkehrs", Borlin 1941, S. 232, 
23) OLLo murn, "dto", S.e-i!.e 232. 
24) August Lösch, "Diü räumliche Ordnung der Wirtschaft", 2, Auf!., JOI1U 1944, S, 14. 
25) August Lösch, "dlo", S.-131. 
26) Augusl Lösch, "dto", S. 131. 
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~ie Fritz Voigt mit Recht hervorhebt, sind die Wirkungen ,eines V'erkehr5.<' 
mittels brennpunktgleich am stärksten an den Kreuzungspunkten mit gleichen 
oder n:~t anderen Verkehrsmitteln, soweit sie einen U ebergang des Persünen~ 
und Guterverk,ehrs ermöglichen. Sie schwächen sich mit wachsender Entfernun$ 
v~n de~ V,erkehrsmittel ab ... Ausgangspunkt der Strahlu~gswirkung ist aber 
mcht dle Strecke als solche, sondern die Stationen, Häfen und sonstigen Halte" 
punkte. 27) 

An ~en Wasserstraßen ist die Zahl der Knotenpunkte b~grenzt. Die teuren 
Vornchtungen zur Umladung von ,einem Transportmittel (Schiff) in das andere 
(Ba~n~ hedingenein verhältnismäßig großes Einzugsgebiet, finden sich also nur 
an ,ellligen wenigen Punkten. 28) 
Es siedeln sich die industriellen Betriebe keineswegs perlenkettenartig län<Ts 
den W asse:straßenan.Als Industriestandorte kommen im allgemeinen nur Häf:n 
und von diesen ganz überwiegend die großen Häfen in Fr~ge. 
~agdeburg wurde durch den Mittellandkanal zu 'einem Hauptknotenpunkt der 

eutschen W,asserstraßenerhoben. Während hier die Industriekonzentration 
durcl~ neue ~e~riebe der G:oßindustrie ständ~g zunahm, blieben weite Strecken 
d~r . EIbe mtt ihren zahlrelchen Umschlagplatzen nach wie vor wirtschaftlich 
vüllig unerschlossen. Vom Stancl.punkt der Raumordnung war ,es nur zu bedauern 
idaßes an den Kreuzungspunkten von natürlichen, meist von Süd nach Norci 
v~erlaufenden Wasserstraßen mit west::östlichen künstlichen Wasserstraßen zu 
emer ne ue ~ Zusammenballung von Industrien und damit zur Entstehung 
beuer Industne::Zentren gekommen ist. 29) An der EIbe haben jedenfalls Ham~ 

urg, Ma~deburg und Dresden eine so starke Anziehungskraft ausgeübt, . daß 
ganz,e Z.wlschenstr,ecken von der Industrie,alisierung des StDOms wenig oder über:: 
haupt mcht pDOfmerten. Bei den übrigen Häfen handelt es sich ganz überwiegend 
~~ h Umschlagplätze mit geringer Bevölkerung und relativ schwacher Industrie. 

le t man von Wolfsburg (Volkswagenwerk) ab, soo ist auch am Mittelland", 
kanal n?ch "Yenig Indust~ie. Das Salzgitterrevier wäre auch ohne den Stichkanal 
Zt~~ Mtttellandkanal dn Zentrum der Großeneis,enindustrie ,geworden. I-Iaupt~ 
trager des P,endelverkehrs Erz::Kohle zwischen den Räumen Salzgitter und 
Dortmund ist die Bundesbahn, die in dieser Re1aHon der Kanalschiffah'rt kosten::' 
mäßig überlegen ist. Lingen ist durch die Erdölgewinnung zu reinem wicht~<:;en 
Knotenpunkt geworden. Sonst hat aber der Dortmund::Ems::Kanal die Wirtschaft 
des Emslarides in der V,ergang,enheit kaum befruchtet. Dieses lange Zeit geradezu 
vergessene .große Gebiet ist leider nur eine Brücke zwischen der Emsmündun(T 
und der "Steinkohlenprovinz". b 

Fritz V,ogt weist darauf hin, daß sich mit dem Bau des Mittellandkanals 
n~ue typische Ballungsräume im Braunschweiger Gebiet und um Magdebur<T 
btldeten, und fährt dann fort: b 

.:} ede neue hüchwertige Wasserstraße übt ,einen derartigen Kristallisatiüns~ 
dfektaus, indem der neu entstehende dynamische Faktor latent vorhanden~ 
~hancen anspr~~ht und mit Multiplikatorwirkungeine weitere Industriali~ 
slerung anregt. 30) , 

27)' Fritz Voigl, "Ve~·I".:h.r unu Il~tlustrialisi.erung", Zc,iL,chriH für die gesamt-e Staatswis,senschaft, 
109. ßanu, 2. lIeft, 1ulllng<m 1903, S, 197. 
28) August Lösch, "Di<) räumlich<) OrdnUIlO' der WirtschaIl" a, a. 0, S. 131. 
29) Paul ~,c1.ll1lz-1\~'cs,ow, "ßallullgstentlcn~cn der Verkoh;snelzo (Gü[Crlarifpolitik und Haulll­
ordnung, 1<Ol1 1I,) , Haurnforschul1O' und HaurnonlnunO' JahrO'. 1937 lIeft 4 S lG3 
30) I' '. V' V 1 I 1" n'"'' . . . 'ntz Olgt, " erw Ir und llllllstrialisierung", a. a. 0., S. 229. 
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1877 entschlüssen sich dLe deutschen Eisenhahnen zur Beseitigung der die 
Eisenbahnknotenpunkte begünstigenden DiHer,:nzialtarif,e .. und zu~' Al;wendung 
des Prinzips der Tarifgleichheit im Raum. H:erdurch bußten dle Eisenbahn" 
knütenpunkte ,einen ,erheblichen Teil ihrer An,zlehungskraft ~uf neue IndustrLen 
ein. Nutznießer dieser Entwicklung war,en d~e K~'Üte~punkte an den Wasser:: 
straßen. Der V,erzicht der Eisenhahnen auf den El,nsat:: der Mex:genstaffel und 
der Uebergang zur räumlichen Egalisi~rung der T~nfe fo.:derten d~e V,~r~agerung 
materialintensiver Industriezweige in dIe grüßen Bmn~nhafen. Glelchzelhg erfuhr 
hierdurch der Bau v.on Kanälen einen starken AuftrIeb. 
Der Zug der Schwerindustrie zum Rhein hegann bereits in den 80,er Jahren. 
Bei dieser seitdem ständig zunehmenden Y,~rlagerung des ?chwerpu.nkts der 
,eisenschaff d, I d trie an den Niederrhem handelte es SIch um eme ,echte 

en en n US. h d E b 1 Rl" h" f d Standürtratiünal'sie ung stellt sich düc . er rz ezug cer lem utten au em 
Wasserweg "b 1 ~ tte;dam ganz wesentlich niedriger als auf der Eisenbahn. 
Sollte das ös~li~he ;uhrgebiet mit seinen reichen S~?ätzen an Hüttenkohle nicht 
verkümmer s' ßt n ,die dort ansässigen Hüchüfen::, Stahl:: und Walzwerke 
b 

n, 0 mue d d "b . h L" d . eim Bezug, E. aus Schwedenun an eren u erse'elscen anem md 
denen am N~d~rrl::i~ ~enigstens in -etwa praktisch gleichgestellt ;:rerden. Wie 
Otto M,ost mit R,echtin seiner Schrift ,!Der Se·ehaf,en Emden hervorhob, 
verschlechterten sich stattdessen die Standortsbedingungen der W,erke des Groß:: 
Dortmunder::Raums durch Wegfall der Differ.entialtarife.

31
) Unter diesen Um:: 

ständen 'entschloß sich d1e preußische Regienmg 1887 zum Bau des D'ÜItmund" 
Ems"Kanals .d'e h el'ner Inbetriebnahme im Jahre 1899 anstelle der Eisenbahn 
d

. , r nac s 1 d H" d" t1' h' R 1 le Aufgahe der StandIOrtsicherung der Zec len un, litten ~s loS lC en u Ir:: 
gebiet<; über . hm D Dortmund"Ems"Kanal hateme noch starkere Zusammen:: 
ballung am n~. d' hr. verhindert.' Seit dem ersten Wdtkrieg verschlechterte 
sich die W,ettb~e e~ thi keit Emdens und der Kana1schiffahrt gegenüber R.otter:: 
dal1l dadurch dßd' a r5urchschnittsgröße der Rheinkähne von 800-900 tauf 
1800-2.000 t' a

t
· Le DI'e Dortmund"Ems::Kanalschiffe waren aber wegen d g,es Leg,en war. ..' . 1" 

es unveränderten Kanalprofils nach wie vor nur mit .150t au~.zu asten. Der 
beschleunigt.e Ausbau des Dortmund::Ems::Kanals wemgstens fur den 10?0 t" 
Kahn ist daher ein dringendes Anlit~gen der Ratlmordntl~~. Nm SQ kann ~leser 
Kanal auch in Zukunft seinen Standort:: und siedlungspohhschen Zweck erfullen. 

Il. 
Die Bedeutung der FrachtenbiIdung der ßinnenschiffahrt 

fHr den industriellen Standort 

VE:on b'Cin
l 

er tariflichen Begünstigung der Knotenpunkte durch die deutschen 
Isen a ' t k . - . '} der l' "hen lS eme Rede. Die Verlader der kleinsten Bahnhöfe ,erfveuen sic 1 

1iege~ ~d~ '~ ~r:lh~en wie diejenigen der größten Knotenpunkte. Völlig anders 
D' .1e 'er la tl1lss,:, wenn die Knotenpunkte zugleich große Binnenhäfen sind. 

le Blllnenschiffah t "h' . ' unverhältn' "'ß" r gewa rt 1m V,erkehr von Wasserplatz zu Wass'eJ;platz 
liche Egali~~ma 19 ,~roße Frachtvmteile. Diese Frachtvorsprünge sowie die räum" 
wieder beha~~nr . ~r d~utschen Eisenhahngütertarife, nicht aber wie immer 
Eisenhahn füh ~ WIr, dle ang~bl\c1~ überhöhten Zu:: und Ablauffrachten der 

r en zur IndustneallSlerung der Ströme.. Die eigentlichen Nutz:: 

31) Olto Most, "D')r S~dlufen E 1," Tl' 1 schafls- unu V~rk~hrsm' : .,t· .m
N
, Oll, .ce mise 1'0 und volkswirl.schufLJi.chc ßcriohle des "Virl-

1I1lS enums , ordrhom-"Ve"lfalcn, NI'. 19, Diissehlorf 1953, S. 52. 
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nießer . der Frachtvorleile des nassen V,erkehrs waren diejenigen Binnenhäfen, 
wdche zugleich bedeutsame V,erkehrsknotenpunkte und Großstädte waren. 

Wegen der unbestrdtbaren Vorzüge des Eis,enbahntransports muß die Binnen" 
schiffahrt den V,erladern dnen Frachtameiz bieten, der nach einer alten Faust" 
l'egd >etw.a 15% der K'Osten des geschloss,enen Bahnweges ausmacht. In den 
meisten Fällen ist aber die Spanne zwischen den W,ass,erf~achten und den Bahn:; 
frachten sdlr viel größer. Sü gewährt,e die EIbeschiffahrt vor dem Kriege im 
Fall des Verkehrs von W,asse~platz zu Wass,er.platz je nach Gut dnen Fracht" 
vorteil von 60 bis 85 %. Beim gebrochenen Verkehr mit Zw und. Ablaufentfer,< 
nungen . auf der Eis,enbahn und der Landstraße von bis zu 80 km stellte sich' 
im 'Elberaum die Anreizspanneauf 25 % und mehr. Dagegen begnügten sich 
die in den kritis.chen Hinterlandzonen der Binnenhäfen .ansässigen Verlader mit 
einem Frachtvorveil, der bei Massengütern 50/0 und bei mittler,en und hoch:,: 
wertigen Güt,ern im Durchschnitt 100/0 betrug. Daß es sich hier um keine bloßen 
Behauptungen handelt, hat der Verfasser in' seinem Aufsatz "Die Reform 
der Frachtenbildung der Binnenschiffahrt" an verschiedenen Beispielen nach" 
gewiesen. 32) Aehnlich lagen und liegen die V,erhältniss·e am Rhein, Main und 
Neckar. 

Auch heute g,ewährt die Rheinschiffahrt selbst im Fall der Beförderung von 
IS:9h1en ihren in den Binnenhäf.en ansässigen Kunden einen sehr ,groß<::n Fracht" 
anreiz. Dies soll an wenigen Beispielen nachgewtcsen werden. Als Unterlage 
dienten dem V,erfasser die Oberrheinzuschläge frd ,Schiff. Diese 'enthalten die 
Vorkosten bis Duisburg"Ruhrort und die Schiffs fracht ab Ruhrort. In den 
Wasslerfrachten sind die Kleinwasserzuschläge bis zu einem Kauher Pe~el vO~l 
0,81 m dng,eschLossen. Hiernach ergibt sich beim Kohlenbezug als Fra~htvortel1 
des Wasserweges gegenüber dem dir·ekten Bahnweg ab Bochum"Riemke nac 1 
AT 6 B 1 für V,erbraucher in: 

Mannheim rd. 40 0/0 
Heilbronn rd. 39 0/0 
Frankfurt/Main rd. 34 % 

Würzburg rd. 33 0/0 

Aus Gründen der Objektivität muß allerdings darauf hingewiesen werden, 
daß dLe Oberrheinzuschläge frei Schiff nicht die auf dem Main und dem Neckar 
erhobenen Kanalabgaheneinschließen. Letzter'e sind aber ungewöhnlich niedrig. 
Sie betr,agen für Kohle auf dem Main bis Wü:rzburg nur 17 Pf. je t. Der Ober:;: 
rheinzuschlag frei Schiff Würzburg beträgt DM 15,33 je t. Erhöht man diesen 

. um 17 Pf., so sinkt der Frachtanreiz der Kohlenv·erbr,auch'er in Würzburg von 
33,1 % auf 32,3%. 

Umfangreiche Kohlentransporte ,erfolgen' indessen nicht via Du~sburg"R.uh.rort, 
sondern ,ab nasser RuhrzIeche. In diesem Fall ergibt sich bel vollschlfflgem 
Wasser auf dem Rhein beim Kohlenbezug von nass'en Ziechen des Bochumer 
Raumes mit Haf.enanschluß am, Rhein" Herne"Kanal in Wanne"West - z. B. 
.,Hannibal" und "üonstantin der Große" --:- als Frachtvorteil des Wasserweß'es 

32) Paul Schulz-Kic&ow, "Di<l Hc.form der Frachtenbildung der. Binnenschiflahrt", ~e,i'l~chrilt :für 
Verkdlr~wis,~cnscha:ft, Jahrg. 195~, lIeft .4, S. 299 H.; ~mIl Lando",,,Das lur~.fal'lscl.l~ Y,c;·­
hältnis zwiS'chon Eiscnbahn und Dumensctrlffahrt und der !~mfluß der .EI~onbahng,lllcrta~dpohtl.~' 
au:f d~o Fracht<lnbildung in tier Binncns·chiffruhrt, nachgew.,cscnum BCI,s'Pwl d·er Elbcschlffahrt , 
Ilarnburg, Dissertation 1947. 
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k n.ach AT 6 B 1 
h ab Bochum"Riem e 

gegenüber dem gesch1.ossenen Ba nweg 
. für Empfänger in: 

Mannheim 
Heilbronn 

xd. 52% 
rd. 50% 

Frankfurt/Main rd. 48% . V k hr 
. . ' d die Rheinschiffahrt belffi er'~, 

VIOr dem Kriege war der Frachtanr,eIzihrte:1 wesentlich größer als. hc~!e. Dle~ 
von W,ass·erplatz zU Wasserplat~ gew. ' ht Ruhrort-Mannheim fur ~oh1 
geht schon daraus hervor, daß d~e Wassdff~~8 auf DM 7,50 je t 1956 ge~tie~!? . 
von RM 2,10 je t in den Jahr,en 1937 ~n it 312 Dagegen begnügt SIch 1: 
ist. Der Frachtindex (1938 = 100~ ~etraff: s'k Bochum/Riemke-Mannheim mÜ 
Bundeshqhn beim AT 6 Blau .e~26 r~=s die Rheinschiffahrt anbeflan~, 
einem Tarifindex (1938 = 100) von . . f. ht zu runde. Dic Tages rac . t 
liegt für die V'Ürkriegszeit die Kohlenko~tor t;;7 aufgnur RH 2,03 je t. DIe 
Ruhrmt-Mannheim für K'Ühlen .stellte sdlc.h G ' 1 ten der Rheinschiffahrt. 

k . ht . mal . le renz ws . 1938 I Vmkdegsfrachten dec ten lllC ,elI~. . n so ,ergaben sich a s 
Setzt man das 1913 ,erzielte .Frachtlllvea~l m~ l?O d~ 'Reichsbahn 150. Für diese 
Frachtindex für die Rheinschiffahrt 101, un. ur dIe Rh.el'nschiff.ahrt und deo r 

. 1 d B f" derungsprlelslen I ,cr. .. I 'ff hrt Dishepanz ZW1SClen ,en e or h b'ld in der RheinSCll a 
R,eichshahn war ausschließlich die fr·eie Frac ten 1 ung I 

v,erantwortlich: I .., 'd bis zum Kriegs,. 
Die Anfang der 30,er Jahre völlig herunht.erbgewlrtsFchafhtteetnen's~herten der Rhein,. 

. . G," es' ange '0 ·enen rac'. "f' 
. ausbruch n~~ um ,elll e~mghaf;skriseeine wes,entlich bessere Besch~ ttgung 

schiffahrt wahrend der WIrtsc. I I He Das Einzugsg,ebiet der Hafen am 
. als s1c die Rdchsbahn zu verzel~ me~ich b~trächt1ich aus. Es erfreute sich al.l~h 
.Oberrhei!1. Main und Nec~~r ~ettet~rachtvorteile, doch lagen dies,e naturgemaß 
der gebrochene V,erkehr gunshger V· k h 
wesentlich unter denen des nassen ,er ,e h

rs
. b . htsdcstoweniger immer 

k . 't hoen a er lllC . 
Die im V,ergleich zur Vor negsze

d
l t l' , RheinschiHahrt deck'enden Fest" 

h · d' 11 K ten der, eu SC1,en . . b' gc;: noc nlcht, le voen 'ÜS ' S 1 f g des FrachtanrclZes ,elm 
f· dl'ch c 1fump un . . d' f 1. 

frachten hatten dne 'cmp lll.' 1 e 'h h t' e Höhe unterrichten le OJ;' 

h F I u eber 1 re eu 19 f . W 
bl10chenen V'crke r zur 0 ge. d' t d'e Oherrheinzuschläge xel aggon. 
genden Beispiele. Als Grundlage len ,et:/ sondern auch die Handelsneben;: 
D1csle ,enthalten n~cht. nur die Umschlags '~dee;Hand:e1s haben auch d1e Benut~~r 
kost,en. Einen r,ell dIeser Aufwendungen . G de sind die Frachtam'elz,e, 

I ' . t Aus dl,esem run . "ß des dil'ekten Ba lllweges zu ragen. . y k 1 ährt um .einiges gro er 
dtc dk Binnenschiffahrt dem gebroch;enen I.ere lr. gew so' m.e·h·r als auch die 

, ht t 'le DIes um , als die vom y,erfasser ,errlechneten-Frac vor el . "ber den gebrochenen 
nassen Ruhrz,echen an der süddeutschen K,ohlenversorgung u 
y,erkehr heteiligt sind. . . . . B 1 hof 62 km von 
Industdelle Betriebe in Schwäbisch;:HaU"Hessental, welcher a ld s gebrochenen 

. Heilbl10nn ,entf.ernt ist, ,erfr,euen sich heute im Fall der Benutzu~.fi, e dem dil'ekten 
y,erkehrs bei Kohlen dnes Frachtvorteils von rd. 9% g~ge.nu e~, 11enverbrau;: 
Bahnweg. Die ~innenschiffahrt gewährt in Steinbach ansass)lg,e.n 0 Frachtanreiz 
hern beim V,ersand über Würzburg (Bahnablauf 57 km emb auf dem 

c on 40/0. Für Nürnbergs Industrie stellt sich .der Ruhrkohbl,en h,ezt!,g' Verkehr 
v, B h . ' . b'll" I' b' ge roc 'enen eschlossenen a nweg um ,em Gennges 1 Iger a seIm G ht anvom 
~ber Würzburg. Bamberg ist 100 km von Würzbu~g ,entfernt., e b~ h . 
öberrheinzuschlag aus, so hat Bambergs Industrie beimXohlenbez~g a t DC ud 

.' ke via Würzburg 84 Pf. J'c t = 330/0 mehr als im Fall derenu zung es 
Rlem ' . . , 
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difiekten Bahnweges zu zahlen. Obwohl die tatsächlichen Frachtenvorte'i1e des 
gebrlOchenen Verkehrs aus den genannten Gründen höher als v V f err h t . d . h d h . 10m ,er asser 

ec ne sm , so SlC ert oc m vielen Fällen selbst der Frachtenausgle' h 
dem sich die Rheinschiffahrt unterworfen hat den Häfen am Oberrh . Ni'c., 
und Neckar bei KlOhlen kaum ein über die' 100~km~Grenze h' em'h '<d

am 

Hinterland. ~ '" - - mau~ge en es 

Die nachstehenden Ausführungen sprechen zugunsten der Auffassung des Ver" 
fassers, da~ von der Kanalisierung des Mains bis Bamberg keine ins Gewicht 
~allekde Lmderung der. Bezugsferne der wichtigsten Industriestandorte Ober" 
ra~ ens zu .erw~rte~ 1St. Hcute vermag sich der gebochene Y,crkehr über 
:urzb~rg mh" rillt Hdfe des Frachtenausgleichs in die K'ÜhLenverslOrgung Bam" 
1~r1~ e1~zhs~ a ~n. Nach Kanalisicrung der Mainstrecke \'Vürzburg-Bamberg 

c ur e SlC . am ergs Industrie beim Kohlenbezug auf dem Wasserweg eines 
Frac?tvl?rte1Is von DM 8,- je t .erfreuen. Voraussetzung ist allerdin s daß an 
1::t J~~:lgen ab~orm n~edrigen Schif{_ahrtsabgabe für Kohlen von 0,06{Pf je tkm 

.. g. ten wlId .. Belffi gebfiOchenen Verkehr ,ging der Y'erfasser von einem 
k~nfhg.~n Oberrhemzuschlag fr-ei Waggon Bamberg vlOn DM 1955' t 
~u.r ~urz~urf gilt der Satz von DM 17,64 je t. FrachtvIergleiche .er~eb;~ be:~::~ 
eb1ell~~r nt errrung von 60 km ab Bambergeine Frachtparität z~ischen dem 

ge rocnenen Y.erkehr und dem geschL B h . d .. b h' h d ' ossenen a nweg. Bel' aruer maus" 
ge .en

Z 
enh~ntferrrungen ist der gebrochene Y erkehrvia Bamber(T nur mit Hilfe 

von l.lSC ussen 'aus der Fracht ' l' h k "'b .b .. AT 6 B 1 b ... ena~lsg ~IC sasse gegenuer den Frachtsatzen des 
B b wetj ewerbsfah1g. Nur 111 dIesem Fall könnten di·e bis zu 100 km von 
al/rr :ent errrten Verbraucher mit dner Verbilligung ihres Kohlenbezugs bf' dC1ste~s DM 1,- je t rechnen. Außerhalb der 100"km" Grenze, und hier 

. e
d 
m~n slch die traditilOnellen Industriestandorte Oberfrankens, bleibt der 

~. us~.nedreichste ba'yerische Regierungsbezirk beini Rl.lhrkohlenbezug unter -allen 
mstan en auf den direkten Bahnweg angewiesen. 

Bei hochwert!g,en Massengüterrr gewährt die Binnenschiffahrt dem gebrlOchenen 
Yler~ehr .. einex:. wesentlich höheren Ameiz. Dementsprechend ist das Einzugs" 
t~bl~ hler großer als b~i r<;ohle. Stets aber bleiben die Frachtv.~:teile des ge" 

oc enen Y,erkehrs welt hmter denen des nassen Y'erkehrs zuruck. 

~,ie Begünstigun~ des Ve~kehrs vo~ Wasserplatz .zu Wasserl?latz. wird von den 
h ertre~errr der Bmnensch1ffahrt kemeswegs bestntten 33). Dle Bmnenschiffahrt 
I at '~le gfiOßen FrachtvlQl'sprünge des nassen Verkehrs bewußt zugelass-en. 
h~ -eme.m Aufsatz "Die Kanalschiffahrt und der Finanzminister" wird darauf 

mgewiesen, daß. der "Y-asserbezieher dank des großen Frachtanreizes im 'vollen 
Genuß der Yortelle ble1bt, die ihn veranlaßten, sich im Einzugsgebiet der Wass'er" 
straße anzusiedeln 3.1). . 

D.as im na~sen. Verkehr bestehende Tarifgefälle zwischen Binnenschiffahrt und 
E:se1bahn l~t mc?t Ausdruck unterschiedlicher Kosten der beiden Y,erkehrsträger. 
PlIat: hat m semem Gutachten über die Rhein-Neckar-Donau-Bodensee" 
Y,~rbmdung festgestellt, daß die Selbstkosten des geschlossenen Massengüterzuges 
(Emgruppen" Durchgangs" Güterzug) je T,onne im P.aral1elverkehr zur natürlichen 
Wasserstraße (Rhein) dwas niedriger liegen als die Streckenkosten der Wasser" 

33) Fram J. S,ehroiff, "Die Slellung der ßinnensdliffailrt in der dculschcri VcrkehrsordnullO''' 
a. a. 0., S. 126. _ " , 
3,1) "Di,e Kunalschiffahrt und der Fi:nunzminister" DVZ Deuts.ehe Verkehrswilung vorn '>4 Okl 
her 1952, Nr.36.' '. ' ' ' •. - ()-
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straße. Im Paralle1v-erkehr mit dem Neckar"Kanal bleiben sie sogar weit unter 
den Selbstküsten des Transpürts auf dem Neckar" KanaI 35

). Der Y,erfasser kam 
in seinem 1951 -erstatteten nicht veröffentlichten Gutacht.en "Der Mosdausbau" 
zu dem gleichen Ergebnis. Die Y,ertret~r der Binnenschiffahrt sind anderer 

'Meinung. Auch sie werden aber. zum mmdest~~ zugehen müssen, daß der im 
nassen Y,erkehr der Binnenschiffahrt gegenuber dem Paralldverkehr des 
Schienenweges gewährte ~rachtvor~ei1 gan~ beträchtlic!l üb~r da~. Ko~tengefälle 
zWischen Eisenbahn und Bmnensc1uff.ahrt hmausgeht. Slcherhch ware dle Bundes" 
bahn schon wegen UU'es hohe? D~fjzit~ it;n Personenverk.ehr auch im Fall .der 
Fl)eigabe des Prinzips der Tanfglelchhelt 1m Raum und der Anwendung emer 
ausgeprägten M,engenst.affd ~aum in der .~age, in de~ nassen Y.erk~hr d.er Rhein" 
schiffahrt ;einzubrechen. D1e Folge ware aber eme ganz betrachthche Ver" 
minderung des Frachtvmteils der Binnenschiffahrt im Y,erkehr von Wass.erplatz 
zu W_ass:erplatz und dne ,empfindliche Schrul11pfung ihres gebrochenen Verkehrs . 
Von einer Y,erfälschung des industriellen Standorts durch die Binnenschiffahrt 
kann deshalb nicht gespl10chen werden, weil ihre Beförderungsentgdte kosten" 
orientiert sind. Dte Binnenschiffahrtsfrachten v-erhalten sich gegenüber dem 
industrielLen Standort im allgemeinen neutral. Gelegentlich haben allerdi1).gs 
W>ettbewerbsmaßnahmen der Rheinschiffahrt ,gegenüber den Eisenbahnen die 
Standortsbedingungen vün Industrierevierlen beeinflußt. Solche unbeabsichtigten 
Nebenwirkungen der Frachtenpolitik der Binnenschiffahrt auf den industriellen 
Standort sollen nur an dnem Beispiel nachgewLesen werden. 
Das Elsaß bezog vün jeher seinen gesamten Bedarf an Steinkohle und Braun" 
koMenbriketts deutscher Herkunft über den Rhein. Im Y,ergleich zum Berw 
v,erkehr war Straßburgs. Talv.erkehr !:\.1otz der zunehmenden Kaliverschiffun~en 
rd~tiv gering. Unter diesen Umstanden war das Interess1e. der Oberrhe_~~" 
schiffahrt an Minette"Transporten nach dem ,ersten Weltkneg sehr gl'Oß- ). 
U~ dem geschlossenen Bahnweg den größeren Teil dieser Transporte zu ent" 
reißen, stellten die R.eedereien für den Minette"Yersand von Straßburg nach 
~uhr,ort nUr die zusätzlichen Kosten als Fracht in Rechnung, d. h. im, wesent" 
hchen nur die Aufwendungen des. Zeitauf,enthalts beim Laden und Löschen und 
den Mehrbetrag für das Schleppen des beladen~n Kahns. Dafi.~r wurden ?ie 
Kosten der L,eerrückfahrt in die Bergfracht fur Ruhrkohle emgerechnet

37
). 

l?ie Folge war dne ungewöhnlich große Sp,anne zwischen den beiden Fracht" 
Rtz.en . So machte in den letzten Yorkriegsjahren die Minette" Fracht Straßburg­
S uJu,ort mit RM 1,- je t nur 36,2 % der Fracht für Kohle von Ruhrort nach 

traßburg (RM 3,62 je t) aus. Da die 10thringischen Erzgruben 200 bis 220 km 
r~cl1r~traßburg .entfernt liegen, ihr ~treckenantei~. am dire~:en Sc~ienenw~.g 
sis 1 lnge?-Ruhrgebiet aber nur 30 bIS 70 km betragt, unterstlltzten dle franzo" 
Er~t:lht E1se~haI~nen den gebrochenen Minette~ Y erkehr ü~er Straßbu~g durch 
bu ~ guns hg er Zulauftarif.e nach dem natwnalen Rhemhafen. Die Straß" 
inr5.er Rha~env-erwaltllng berechnete für den Minette" Umschlag vüm Waggon 
d' I rthr' e1?kahne nur 20 Pf je t. Auf diese W:eise gelang -es den FranZlOs·en, 
R1h:o In~lhhe Minette seit dem lersten Wdtkrieg in steigendem Maße auf den 

em zu Zle en. Hauptnutznießer war die französische Flagge, doch hatte auch 

35) earl Pirath, D' . I,. ' Hh' N k D" le voll<S\~lrlsehaft1lCh{) BedcutuIlO' dos Ausbaus und Neubaus der 'VassersLraße 
elll- ee ar- onau-ßou.cnsco", Z.eitschrift für Verkehrswissellschaft 1951, S. 73 rI. 

3G) Vor dem 1. Weltkrieg'ka . '1' V d "J 1 1'1' . 1 . I' . nl eln J.l' JunHe- ers'an U )Irr (. ün \ l'ClHl rlI1C It Irn i rago. 

37) Auch heut;) sind wa d B' .,' I 'ff I h t'l' . s on lllIlCnyorkehr unbolangt, d,o ßorO'frachlcll der Hbelllsc ll· ahrt zu 
!Oe angesetz, wel mIt 1000/0 Leerraum für die 'l'al.fracht gergCllllct wird. 
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d.ie deutsche Sch~ffahrteinen beachtlichen Anteil an diesen Transporten. 1926 ent ", > 

f~elen von Lo:~rmgens Erzversand nach ?em Ruhrgebiet 73,2 % auf den gebrocht!'" 
nen Y,erkehr uber Straßburg. Um aus dtesen Transporten nicht r,estlos v,erdrängt 

zu werden, ,entschloß sich die R,eichsbahn zu tarifarischen Ge enmaßnahmen. 
T~otzdem mußte sie sich mit der kLeinereri Hälfte der Gesamttrans;orte bcgnügen. 
DI,e . deut.sc~e Schwerindustri.e zog aus?em Wdtbewerbskampf zwischen der 
Rhemschlffahrt und der ReIchsbahn betm Minette"Eezug zweifellos Nutzen. 
I?a - bes,~nders wegen der Restriktion der Minette"Ausfuhr durch die franzö '" 
sls.che RegIerung ~ die Y'ersorgung der R,uhreisenindustrie mit lothringischer 
Mmet~e v,on 2,8 Mtll. t 1928 auf 0,7 Mill. t 1937 zurückging, waren allerdings die 
~us":'trkun~en der Minett~"Frachten auf die Standortsbedingungcn der Groß" 
e~enmdustnean de.r Ruhr m den letzten Yorkriegsjahren sehr gering. In Frank'" 
reIch :-vurde der RClchsbahn vorgeworfen, sie habe zwischen den beiden Kriegen 
tothnngens G~oß.eisenind~~strie des Vorteils ihr,es Standorts auf dem Erz dadurch 
~rau.bt,~aß SIe Ihre Beforderungspr,eise für Minette nach der Ruhr künstlich 

~Ledn~, dIe Frachte~ für ~uhrkohle dagegen künstlich hoch, ansetzte. In Wirk", 
~~~hke~t hezw~ckte~le RClchsbahn mit ihrenb,eträchtlichcn Frachtermäßigungen 
u.r !"1} mette. lllcht dIe l)nterstützung der Ruhreisenindustrie, sondern suchte sich 

mit ~.lrcr Hl!fe des starken W,ettbewcrbs der Rheinschiffahrt zu ,erwehfien. Nur s.o 
erk~~rt es SIch, daß 193/8 dk~ tkm" Erlöse der dcutschen Eis,enbahnen bei, der 
Beforderung v!on lothri~gischer Minette nach Oberhausen 46,2 Ofo niedriger als 
1?13 waren. In der gleIchen Periode ,erhöhten sich auf d,er deiltschen Strecke 
dIe Bezugskosten der lothringischen Großeis,enindustrie für Ruhrkohle um 6,6 0/0. 

D~e Binnenschiffahrt fühlt sich außerstande, ihre Frachtenbildung in den Dienst 
der Raumor~mmg zu stellen. Dagegen sind die Eisenbahntarife, standortpolitisch 
ges.ehen, kemeswegs neutral. Solange die Bundesbahn es ablehnt, den Y,erkeJ1r 
zWIschen d~~ ~notenpunkten tariflich zu begünstigen, bevorzugt die brenn" und 
rohstoffabha?gIge Ind~strie als Standort die großen Binnenhäfen. Letztere v,er,. 
d~nken somIt den großeren Teil ihrer Industrie dem gemeinwirtschaftlichen 
ELSen~.ahntarif. Großstädte, die nur Eisenbahnknotenpunkte sind, befinden sich 
lf~g,e~~lber ~roßstäd~en, die zug1cich Binnenhäfen sind, in argem Nachteil. 
SI:. konnen Ih~,e AnZIehungskraft auf materialintensiv,e Industrien nur dann ver" 
großern, wenn ~ie dur~h Kanäle den Charakter v,on nass,en Knotenpunkten er" 
lang.en. So . allem ,erklart sich das Drängen Nürnbergs nach dem Ausbau des 
Rbhem-Mam-Donau"Kanals und der Wunsch Kassels nach Kanalisierung der 
oer,en W,eser. 

, Die k Tatsache, daß nasse Empfangsort~ ,einen gewissen Frachtvorsprung v'Or 
troc enen Empf~.ngs<:rten hab.en, wird nach Pirath ·zurI;dge haben, daß' sich 
entlang d~r ~anale 'eme Masslerung von Gwßhetriebenentwickelt, die für eine 
Dez'entralisahon der Wirtschaft wenig günstig ist. Pirath fährt dann fort: . 

FEine~inseitige. Erschließung der' Lands~haft ~ird zu erwarten sein, und die 
,er.nwHkung ,emer Wasserstraße auf dle wettere Umgebung wird mir in 
g~rmgem Grade vmhanden sein und um so weniger aufkommen als durch 
d~e Y,er~agerung von Massentransporten von der Eis'enbahn auf d'ie Wasser", 
stra.ß.e dIe Unter~erteilungskosten f~r die Eisenbahn erhöht werden. Standort", 
prol.litsche ~UswI:~ungcn des Ausbaus von Kanälen können daher nur zurn 
kle~nen T,eil.poslhv beurteilt werden."38) 

n
38h) ~arl Piralh, "Die yolkswirlschaftliclw BCUDulung ues Ausbaus und N, La u W 't ß 

cm.Ncckar-Donau-Bod()nsco", a. a. 0., S. 73 H. ' cu lIS er ,assers' ra e 
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Handelt ,es sich um direkte Y,erschiffung,en zwischen Yerlader. und· Empfänger 
auf leistungsfähigen Wasserstraßen, so ist die Binnenschiffahrt dem Wettbewerb 
der Eis,enbahn durchweg völlig entrückt. W,esentlich anders liegen die Y,erhält" 
nisse, :wenn nicht Platz güter, sondern Umschlagsgüter auf der Wasserstraße zur 

, Bdördenmg gelangen, das heißt, wenn gebrochener Verkehr vorliegt. Bei diesem 
sind zwei Fälle möglich, und zwar der gebrochene Y'erkehr mit einmaliger und 
derjenige mit zweimaliger Umladung von der Bahn bzw. de~ Straße auf das Schiff 
und umgekehrt v.om Schiff auf die Bahn bzw. die Straße. 

Nach Twiehaus macht der gebrochene Y,erkehr heute etwa<Cin Drittel des Gesamt" 
verkehrs ,auf den Wasserstraßen aus 39). Nach der Güterbewegungsstatistik cnt" 
fielen 1953 und 1954 s,ogar nur 31,7 bzw. 29,1 % der gesamten Beförderungs" 
leistungen der Binnenschiffahrt auf den'g,ebrochenen Verkehr. Der statistisch 
erfaßte Umschlagsv,erkehr der deutschen Binnenhäfen verteilt sich zu zwei Drittel 

,auf die Bundesbahn und zu ,einem Drittel auf den Kraftwagen. Twiehaus wird der 
Bedeutung des gebrochenen Y'erk~hrs für die Binnenschiffahrt nicht ganz gerecht. 
Ein nicht unbeträchtlicher Teil des Eis,enbahn" und Kraftwagen"Umschlags der 
Binnenhäfen ,erfolgt unter Zwischenschaltung von Speichern und Lagerplätzen. 
Die zunächst auf Lager gehenden Mengen werden aber von der offiziellen Statistik . 
nicht berücksichtigt. W,enn auch der Güterv,erkehr v,on Wasserplatz zu Wasser" 
platz durch die geschilderten, Standortsv,erlagerungen der Industrie zu den Yer" 
kehrsknotenpunktcharakter ausweisenden Binnenhäfen, welche zugleich Groß" 
städte sind, seit vielen Jahr,en ständig zunimmt, so beträgt düch der tatsächliche 
Anteil des gebDochenen Y,erkehrs heut'e mindestens 40 % der Gesamttransporte 
der Binnenschiffahrt auf den deutschen Wass,erstraßen. Knapp die Hälfte des 
Y,erkehrs der Wasserstraßen beginnt und ,endet somit nicht in den Binnenhäfen, 
sondern rollt ,entweder aUS dem Hinterland zum Verladehafen heran, üder wird 

'vom Empfangshafen in den benachbarten oder entf.ernteren Wirtschaftsraum 
w.eitergeleitet. Die Binnenschiffahrt ist lOhne den einseitig oder doppelseitig 
gebrocl1enen Verkehr nicht lebensfähig., ' 
D1e Größe des Einflußbereichs eines jeden Binnenhafens ist abhängig von dem 
Y,erhältn'is der direkten Eis,enbahnfracht zu der Schiffsfracht plus Eisenbahn" 
vorfracht oder "nachfracht zuzüglich der, Umschlags" und Nebenkosten im 
Umschlagshaferi und .einer Anreizspanne zugunsten des Benutzers der W,asser,,: 
straße von 5 bis 10 % der Kosten des Bahnweges. D1e Gr,enze, die bei Gleichheit 
der so berechneten Frachtpreise besteht, ist die theoretische Grenz,e des Einfluß" 
gebiets der ,einzelnen Binnenhäfen. Natürlich'li~gen die Y'erhältnisse bei jedem 
einzdnen Gut v,erschieden. Wie das Hinterland der Seehäfcn, so ist auch das 
Einzugsgebiet der Binnenhäfen kein fester Begriff. 

'. Das Schwergewicht des Hinterlandverkehrs der deutschen Binnenhäfen. lag und 
liegt bei den Entfernung,en v.on bis zu 'etwa 80 km. Bei den in diesem Teil des 
Einzugsg,ebiets der Häfen anfallenden Transportkosten handelt 'es sich in der 
Regel um unbestrittenen Verkehr der Binnenschiffahrt. Von einem wirklichen 

. Wdthe\VIerb 'zwischen der Binnenschiffahrt und der Eisenbahn ist allein in den 
Randgebiet,en des Hinterlands der Binnenhäfen die Rede. Auf d~esen Teil des 

. gebrochenen. Verkehrs ,entfielen aber 1936 nur dwa 15 % der Gesamttransporte 
der Binnenschiffahrt und 5 % des gesamten Güteraufkommens der Reichsbahn. 
Aehnlich liegen die Y,erhältnisse heute. Bei diesen Prozentsätz,en ha'ndelt es sich 

39) Heinrich Twidlaus "Aufgaben und nabiollule Probleme UDr dcutsch~n Binncnschiffahrt" 
a. a. 0 .. S, 554. ' 
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nicht um grobe Schätzungen, sondern um das Ergebnis zahlreicher Fracht':! 
v,ergleiche in den kritischen Randzonen des Hinterlandes gmßer Binnenhäfen. 
Der y,erfasser steht mit seiner Auffassun,.g auch keineswegs allein. So macht nach 
Generaldirektor Rüdiger Schmidt das zwischen Eisenbahn und Binnenschiffahrt 
umstrittene Y,erkehrsgut nur dwa 5 % des gesamten Y'erkehrsaufkommens der 
Bundesbahn aus 40). . ' 
Während die V.erlader, welche ihren Standort im bestrittenen Hinterland der 
Binnenhäfen haben, sich bei Kohlen und anderen Massengütern mit ,einem Anreiz 
von 5 % begnügen, ,erfreuen sich die frachtgünstig zu den Binnenhäfen gelegenen 
Benutz,er des gebmchenen Verkehrs bei Kohlen heute dnes Frach.tvorteils von 
bis zu 20 0/0. Es drängt sich daher der Gedanke auf, daß die standortbildende 
Kr,aft nicht ·auf den tY,erkehr von Wasserplatz zu Wasserplatz beschränkt ist, 
sondern sich darüber hinaus auf den gebrochenen Verkehr mit kurzstreckigem 
An~ und Zulaüfauf der Schiene bzw. der Straße ,erstreckt. Die Binnenschiffahrt 
gewährt den Versendern und Empfängern von Gütern in bis 40 km vom nächsten 
Hafen ,entfernten Orten gegenüber den Frachtsätzen des geschlossenen Bahnf 
weges einen Frachtvorteil, der ,erheblich größer ist als die Anveizspanne, auf 
welche die Benuber des Wassertransports wirklich An~pruch haben. Damit ist 
bewiesen, daß dIe im ,engeren Einzugsgebiet ansässige Fertigwarenindustrie, waS 
den Bezug von Kohlen, Rohstoffen und manchen Yorpr'Üdukten anbelangt, 
durch die Binnenschiffahrt 'eine stärkere Förderung als durch die Eisenbahn 
erfährt. Ldder wird aber, was man nicht übersehen sollte ... dieser Dezentralif 
sierungseffekt der Binnenschiffahrt durch das starke Tarifgcfälle zwischen dem 
nassen und dem gehvochenen Verkehr zum Tdl wieder zunichte gemacht. 
Das gilt ,allerdings nicht von der l'Ükalisierten Urproduktion. Sie wird ,luch 
durch den gebmchenen Verkehr gefördert. Man denke nur an den Abbau' der 
Gipsvorkommen im Maingebiet, die Buntsandsteinhrüche des Spessarts und die 
Salzgewinnung im Heilbronner Becken ll). Dabei wäre freilich zu prüfen, ob 
nicht kosteneclite Ausnahmetarife der Bundeshahn die gleiche Wirkung gehabt' , 
hätten. Die Zunahme der Steinsalzv,erschiffungen ab Heilbr'Onn ist mit darauf 
zitrückzuführ,eri, daß bei der ErmittlunO' der Kohlenfrachten ab Ruhrort dc. 
von dner hundertpl'Ozentigen Leerfracht del: Kähne im Talverkehr ausgegangen 
wird. Die Rheinschiffahrt kann im Binnenverkehr den K'Ohlenfrachten ihre 
gesamten fixen Kosten anlasten, weil der AT 6 B 1 der wichtigste Träger des 
sozialen Y,erkehrslastenausgleichsder Bundesbahn ist und seine Frachten daher 
überhöht sind. Die Konkurren~ierung bestehender Kanäle durch besondere 
Ausnahmetarife der'Bundesbahn lehnt der y,erfasser gnmdsätzlich ab. Umgekehrt 
darf aber auch nicht das Kräfteverhältnis zwischen den beiden Y,erkehrsträgern 
durch die Kanalahgaben verschoben werden. 
Von ,einer Befruchtung der viel Kohlen, Rohstoffe und Y'Ürpl'Odukte v,erbrauchenf 
den F,ertigwar,~nindustrie durch den gebrochenen Y,erkehr kann im allgemeinen 
nicht gespr,ochen, wel1den. Die zum unbestrittenen Hinterland der Binnenhäfen 
zählenden Orte unterliegen vielmehr, was ihre P,ertigw~menindustrie anbelangt, 
der. Sogwirkun~ der ~n den natürlichen und künstlichen Wasserstraßen gdegenen 
Groß~ und Mlttelstadte. S'O 'erwartet der y,erfasser in Uebereinstimmung mit ' 
Georg Schumann von der Fortsetzung des Neckar"Kanals bis Plochingen und 

10) Hüdiger Schmidt, "Dioe llinnc,ns'chiffa:hrt .:- ain LOJbensbedürfni:s der deutschen 'Wirtschaft", 
Vortrat: auf dßr Jahresvßrsammlung des Zentrahcl'eins für Deutsche llinnenschiffahrt am 27.; 
Oktober 1952 in Köln, S. 28. 

'il) Karl Förster, "Wass'crS'lrafkn ,und Haumpbnung", a. a. 0., S. 80 .. 
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darüber hinaus keine Linderung, sondern ,eher eine weitel'e Verschärfung des 
wirtschaftlichen Notstandes der Gegenden des Neckartals und seiner Nebenflüss,e 
Fils und Rems 42). Dassdbe gilt von den dwas unterhalb von Heilbronn in den 
Neckar mündenden Flüssen Kocher und Jagst. Die Fernwirkung der Wasser" 
straßen auf die weitere Umgebung ist, was die v,erarbeitende Industrie anbelangt, 
überwiegend negativ. 
Nach Helfrich heuzen sich in der Binnenschiffahrt entballende Fernwirkungen 
mit dner z'entralisierenden Tendenz in der Fläche. "Ihr soUen bekanntlich die 
Umschlagtarife der Bundesbahn begegnen." 13) Die y~erbilligung des "nassen" 
Knotenpunktverkehrs, welche außerhalb des RuhrrevIers zu nenen Ballungs" 
zentren führte, soll mit Hilfe von Umschlagstarifen der Eisenbahn auch d:m 
gebrochenen Verkehr der Binnensc1üHahrt zugute kommen. Die Umschlagtanfc: 
sind nach Mdnung des Zentralausschusses der Deutschen Binnenschiffahrt eine 
unvermeidliche Ausgleichsmaßnahme l1

). Die Binnenschiffahrt verweist dabei auf 
di:e inzwischen längst widerlegte Begründung des Staffeltarifs durch führende 
V,ertreter der Reichsbahn, nach welcher die aus volkswirtschaftlichen, insbesondere 
aus standortpolitischen Gründen notwendige Verbilligung der. Wei!trans?orte 
durch eine y,erteuerung der Nahfrachten ,erkauft werden mußte 10). Die gleichen 
Gründe, welche die deutschen Eisenbahnen zur v,ertikalen Staffelung ih~er 
Streckenfr,achten veranlaßten, sprechen aber nach Schroiff zugunsten der Em~ 
führung v.on Binn~~u~schlagtar~fen .. In seinem Aufsatz "Zur Verkehrslageauf 
den Wasserstraßen fuhrt SchrOlff hIerzu aus: , 

Die im Zu~ und Ablauf zur und von der Wasserstraße beförderten Güter 
~ind aber keine s.olchen Transp.orte. a~lf kurz·e Entfernungen, die eine h?h'erc 
Fracht vertragen können, sondern di~ 1m gebrochenen Verkehr transportierten, 
Güter sind y,ersendungen auf weite Entfernungen, die genau so fracht~ 
,. mpfindlich und schonungsbedürftig sind wie die mit der Streck,enfracht 
,der Bahn' auf weite Entfernungen beförderten Güter. .. Wenn die Ba~n 
daher ihr,er dgenen Begründung für die Entfernungsstaffelung folgt, muß sle, 
wenn sie volkswirtschaftlich denkt, im Zu~ und Ablaufverkehr Ermäßigungen 
gew ähren. " 46) 

Diese 'eigenartige Begründung der Umschlagtarife hält einer wissenschaftlichen 
Kritik nicht stand. Es kann der Bundesbahn nicht zugemutet werden, durch 
Binrienumschlagtarife, die noch weniger als die Nahfrachten des Regeltarifs ihre 
Selbstkosten decken, die Beeinträchtigung der Raumordnung durch die BinnelV 
schiffahrt wenn auch nur zU einem geringen Tdl, wieder gutzumachen. 

, Schroiff f.orderte 1950 mit Nachdruck die Beibehaltung der räumlichen Egali~ 
sierung der Eisenbahngütedarife. Die Bal:n muß seiner !'1cinung nach den volks~ 
wirtschaftlichen Grundsatz verfolgen, mit den M:ehremnahmen von verkehrs~ 
günstigen, . die Mindereinnahmen von verkehrsungünstigen Bedingungen zu 

, 42) G,oorg Schumantl Der 'Vasscrstraßenbau in seiner Auswirkung au'f die Vcrkehrs- und Volks-
WIrtschaft", llad IIe;si~ld1956, S. 23/24. . 
0) P. Helfrich,' "StaatHcho oder pri;aLe Ausg1clichskas,~en (Sul?,ye~1Lioncn) als Ersatz für dl:~l 
Kostoenausgl<lich der gcmeinwirtschaftl1chcn VerkchrslJcdlellung? III "Haum ulld Yerkclll~ I , 
llremc~-Horn 1956, S. 85. 
41) Zcntralausschuß der "deutschcn mnnenschiffahrt, "D~e HinllonschiffruhrL zur Neuonlnung deo 
deutschen Verkehrs", Bouel, 1954, S. 35. I 

45) "Deutsche Y'crkchrsprohleme rler Gegenwart", V e'rhandlungen d,cl' Fricdridl Li~t-Gcscllschaft, 
ll<lrlin 1927, S. 16. ' . 
46) Franz J. Schroiff, "Zur Verkchr&lage au! den "Vasg,orstraßen", a. a. 0" S, 198. 
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außerordentlich wichtige Entlastung zu bieten. i 

Schroiff fuhr dann fort: !' 
'"Die Wasserstraßen können bei diesem Ausgleichsprinzip leider nicht 'Oder 
nur kaum mitwirken, da sie immer nur ,einz,elne T,eile des Landes erschließen 

. und auch nach %hrer technischen und betrieblichen Eigenart auf Grund ihrer 
gl10ßen Transportgefäße 'Ohnehin nicht in der Lage sind, starken VerkehrS" 
streuungen 'Oder geringen Y,erkehrsbedürfnissen nachzugehen. Hinzu kommt, 
daß in Deutschland die Wasserstraßenv,erkehre zum Teil internationalen 

I 
I 
l, 

Char,akter haben."17) , 

Hieraus hat Pirath den Schluß g,ezogen, daß die Binnenschiffahrt wegen ihrer 
Nichtbete.iligung.am sozialen Yerkehrslastenausgleich mit einer Ausgleichsabgabe 
~n 8 0/0 Ihrer Emnahmen aus dem Güterfernverkehr belegt werden sollt,e. Im 
emzdnen bemerkte Pirath hierzu: 

"Soweit die Wasserstraßen auf einen anschließenden Zu,,: und Ablauf al.lf 
Schiene üder Straße angewiesen sind, stellen sie mit den Landv,erkehrsmitteln 
eine technische und v,erkehrswirtschaftliche Einheit dar .. Es ist daher gerecht~ 
f,e~tigt, daß in diesem einzigen Fall die Ausgleichsbeträge zur Deckung der 
mIt der k,ostspieligen Unterverteilurl:g verbundenen Unterbilanz auf ScMene 
und Straße an die beiden mitarbeitenden Verkehrsmittel abgegeben werden, 
süweit die Transporte auf dem Landweg über 20 km hinausgehen."4s) 

Nach Meinung des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesverkehrsministerium 
ist die Belastung der Binnenschiffahrt mit 'einer Ausgleichsabgabe kaum ein­
führhar. Es sollten jedüch die Kanalabgaben so bemessen w,erden, daß daraus 
die Küsten für dLe Unterhaltung, soweit sie der BinnenschiHa'hrt anzulasten sind, 
voll bestritten werden können. "Die im gebrochenen Y,erkehr zur Zeit beste~ 
henden Sondertarife der Eisenbahn (Zu~ und Ablauf tarife) müssen einer Uehec? 
prüfung unt,erzogen w,erden mit dem Ziel ICiner Anhebung, soweit sie Unter~ 
k,ostentarife sind.' Des weiteren wäre zu überl~gen, ob nicht ,e~ne Beschränkung' 
d1eser Tarif.e auf diejenigen Häfen anzustr,eben wäre, für die SLe bei der Ein~ 
führung der vertikalen Staffel gewährt worden sind."IO) Ein Mitglied hat sich' 
allerdings nicht in der Lage gesehen, diesen Ausführungen zuzustimmen. 

Die Binnenschiffahrt ist in sehr viel größerem Maße als allgemein angenommen 
witd, in der Lage, ihre Beförderungspreise unabhängig vom Tarifgebaren der 
Eisenbahn nach ihren eigenen Erfordernissen festzusetzen. Die Maßfunktion des 
Eisenbahngütertarifs ist auf den bestrittenen Hinterlandverkehr der Binnenhäfen 
beschränkt. So lange die Binnenschiffahrt dem gebr'Ochenen Verkehr mit kurz;~ 
streckigem Zu~ und Ablauf auf der Schiene und der Straße einen Frachtanreiz; 
von 20 % und mehr ,gewährt, kann der Bundesbahn nicht zugemutet werden, die 
Entfernungen bis zu 50 km durch ihre Binnenumschlagstarife zu begünstigen. 
Das gilt auch vom AT 6 U 1 für Kohlen. Es liegen zwar die Frachtsätze des 
AT 6 U 1 nicht mehr auch in den Anfangsentfernungen unter denen des 
AT 6 B 1. Der AT 6 U 1 gewährt aber in den ganz nahen Entfernungen gege:~ 

41) Franz J. Schroiff, "Zur Verkehr&lage auf den vVassorstraßoll", a. a. 0.; S. 199. 
48) earl Piralh, "Das Ausgkichsprin~ip im VerkehrslVcseri", InLernat:iünales Archiv für V~rkehrs­
W{.\~ell, Jahrg. 1953, Nr.2, S. 31. 
la) Vorschläge für eine Ueform des "Dcutschen EisenbahngüLert<lrifs", Sclmiflcnwihe des vVisscU­
sohaftlich@ lleirats beim BVM,. lIeft 1, ß,idefeld 195B, S. 21/22. 
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üher der R,egelklasse FK Ermäßigung,en. Seine Vergünstigungen erreichen bei 
?en Entfernung.en 190-220 km mit 30% . ge~en FK l.m~. 21 % gegen AT 6 BI 
ihr,en Höchststand. Da unverständlicherwelse J,eder neue suddeutsche Kanalhafen 
in den AT 6 U 1 aufgenommen wurde., begann d~r AT 6 U 1 die Beteil~g~mg des 
dir,ekten Schienenweges an der süddeutsc~en K,?hlenv,ersorJ?lln~ bedenklIch. ein .. 
zuengen. HLerausergab sich nach dem Knege dte Notwendlgkett, den Geltungs" 
bereich des AT 6 U 1 von 400 auf 300 km zu verkürzen und die Ermäßigungen 
ab 230 km ,erheblich zu senken. Trotz der Leistungsfähigkeit des Rheins hat nach 
M,einung des Y,erfassers kein Hafen am Oberrhein Anspruch auf ein Einzugs" 
gebiet von über 200 km Tiefe. Die Beschwerden der Rheinschiffahrt über die 
wiederholten Abänderungen des AT 6 U 1 sbd unhegründet.50

) 

III. 

Die überwiegend dezentralisierenden Wir}(ungen der Binnenwasserstraßen 
im Fall des übergangs der Binnenschiffahrt zur örtlichen Differenzierung 

ihrer Beförderungsentgelte 

Um zu v.erhindern, daß dLe von ihr durdhgeführte Anhebung des Frachten" 
niveaus ,eine Schrumpfung des gebl'ochenen Verk,ehrs mit lang,em Zu,,: und Ablauf 
auf der Schiene und der Straße zur Folge hatte, entschloß sich die Elh~ 
R,eedereien~Y,el'einigung von 1934 zur örtlichen Differenzierung ihrer W,asser" 
frachten. Es handelt sich bei dieser, außerhalb des Elhe"Havel"Gcbiets und der' 
Donau praktisch unbekannten Frachtbildungsmethode um die Festsetzung unter~ 
schiedlicher W,asserftachten für dasselbe Gut und die gleiche Beförderungs" 
leistung je nach der örtlichen Lage der Y,ersender und Empfänger zu den Strömen 
und Kanälen.51) Ihr ,erfoülgreicher Einsatz i~t nur möglich, wenn die Binn<;n" 
schiffahrt dnes StflOmgebiets zu Kartellen msammengeschlossen ist. Das auf 
den bestrittenen Hinterlandverkehr der Binnenhäfen beschränkt gebhebene 
System der örtlichen Frachtendifferenzierung wurde im Tab und W,erkverkehr, 
im Stückgut", Frachtgut~ und Massengutgeschäft angewandt. 

Die Elbe~Reedereien~Y,ereinigung von 1934 hat niemals daran gedacht, aktive 
Standortpolitik zu betrei~en. Ihr ei~ziges Zi~l war~ie Wi:dergesundung der 
R,eederden und Privatschiffahrt. Es 1St aber kem Zwel~el daruber:, daß das EIbe" 
Kartell unbewußt durch seine Frachtendifferenzierung die Standortbedingungen 
der Industrie im Hinterland der Elbehäfen günstig b.eeinflußt hat. 

Die Binnenschiffahrt würde aber ähnlich wie die Eisenbahn zu einem wirksamen 
Instrument der Standortpolitik werden, wenn sie nach ihrem Zusammenschluß zu 
straHen Kartellen dazu übergehen sollte, die örtliche Frachtendiffel'Cllzi,enmg 
auf die Platz güter und den gebrochenen V,erkehr mit kurzem Zu,,: und Ablauf 
auf der Eisenhahn und der Landstraße auswdehnen. Es müßte dafür gesorgt 
werden, daß im allgemeinen bei schlechtestem Wasser der Frachtvorsprung der 
Benutzer des Wasserweges gegenüber den Aufwendungen des geschlossenen 
Bahnweges im günstigen Fall 15-200/0 nicht übersteigt. Für Großgasel'eien, 
Elektrizitätswerke Hochöfen und Stahlwerke, die sich am Stromufer ang,esiedelt 
haben, ist ,eine So~derl'egelung erforderlich. . 

60) "Die DillnenschiIfahrt zur Neuordnung des deul~c\en Verhhrs", a. a. 0., S. 35. 
51) Paul Sclm!zcIGcsow, "Die Hcform der Frachtcr~)ildullg der ß,iull'cIlschiff<lhrt", Ze;,lsdll'Lfl 
Inr Verk~hrswISSoeIlschaft, Jahrg. 1950, Heft 4, Seile 308 ff. 
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. Die bisherigen Nutznießer der überhöhten Frachtvorsprünge werden sich zweifel", 
los gegen deren Abbau mitaUer Kraft zur Wehr setzen. Besonders gilt dIes von 
den Vers·endern und Empfängern, die ihren Sitz in den großen Binnenhäfe:n 
habe~. Es darf aber nicht übersehen werdeq, daß die Zusammenballung der In" 
dustnen und M·enschen in den großen Städten olm Rhein und anderen W;asser., 
straßen durch den viel zu hohen Frachtanreiz, den die Binnenschiffahrt bei der 
Beförderung von Platzgütern gewährt, künstlich gefördert wurde. Die Binnen" 
schiffal~rt wird ,erst dann die Raumordnung überwiegend günstig beeinfluss.en, 
wenn SIe das System der örtlichen Frachtendifferenzierung allgemein und grund,:: 
sätzlich anwendet. . 

Nach .Alfons ~chmitt kann die M~glichkeiteiner Frachtdifferenzierung auch in 
der Bmnenschlffahrt geschaffen werden, wenn die Schiffahrttreibenden sich zu 
Marktv,erbänden zusammenschließen und Ausgleichskassen bilden. "Die Bereit" 
schaft dazu war in d~r Vergangenheit manchmal nicht groß genug.' Sie wird in 
Zukunft wohl wachsen, einfach aus der Not heraus ... Man kann mit ihr auch 
bei der Binnenschiffahrt im Grunde durchaus erfreuliche volkswirtschaftliche 
Wir~:ung~nerzielen, z. B. im Sin,ne ·einer Dezmtralisierung der Wirtschaft. Selbst", 
verstandhch kann man auch anders davon Gebrauch machen dwa im Sinne der ' 
Stärk~tng der eigenen Wcttbewerbsstellung-."52) Aehnlich iußerte sich Alfons 
Schmltt 1943 in seinem Aufsatz: "~Organisationsfragen der deutschen Binnen,:: 
schiffahrt."ö3) Benutzt die Binnenschiffahrt das Instrument der Frachtendiffe,:: 
r~?zierun~ zu Wdtbewerbszwecken, so führt dies seiner Meinung nach auf alle 
Falle zuemer Verschärfung der Konkurrenz zwischen Eisenbahn und Binnen" 
schjffahrt. Aus die~em Grunde hält Alfons Schmitt die Anwendung der Frachten,:: 
differenzierung in der Binnenschiffahrt für nicht zweckmäßig.5 1) -. 

Im übrigen bezweifelte Alfons Schmitt 19'43, ob die staatliche Standortpolitik . 
dieses weiteren Schrittes überhaupt bedürfe. 'Er glaubte, daß hierfür die Eisen,:: 
bahngütertarifpolitik schon ausreichte. 55) Die Festsetzung unterschiedlicher 
Frachten für dasselbe Gut und die gleiche Beförderungsleistung je nach' der ört,:: 
lichen Lage der Empfänger und Versender zu den Binnenwasserstraßen ist natür" 
lieh nur eine Form der Prcisdifferenzi-erung. Alfons Schmitt dachte bei der 
Darstellung der Preisdifferenzierung in ·erster Linie an die Werttarifierung. 

Sicherlich hat vor dem Kriege die örtliche Preisdifferenzierung dieWdtbewerbs" 
bestellung der EIbeschiffahrt gestärkt. Diese M,ethode der Frachtenbildung be" 
freite die EIbeschiffahrt auch in den kritischen Wdtbewerbszonen weitgehend 
vom Druck des Eisenbahntarifs. Dic Reichsbahn hat damals die Kartellicrung 
der Elbeschiffahrt begrüßt, wurde diese doch hierdurch zu einem fairen Ver" 
tragspartner der Eisenbahn. Erst die Errichtung der Elbe"R'cedereien"Vereinigung 
vO,n 1934 .ermöglichte im EIberaumeine V.erständigung über die Abgrenzung des 
HI?terlandes der Binnenhäfen und eine Neugestaltung der Binnenumschlags,:: 
tarIfe., : 

Da ~~ute die .. Binnenschiffahrtsentgelte der Aufs~cht des Staates unterliegen, s.ollte 
Gewahr dafur bestehen, daß weder die verschIedenen Formen der Preisdiffe" 
rerizierung noch Ausgleichskassen zum Nachteil der Bundesbahn einges.etzt 

52) AIfons Schrnitt, "Dinnellschiffahrt am Sche.idcwcg", a. a. 0., S. 2,1. 
, , 53) Aifons Schmilt, "OrganisalionsIragen der deutschen Ilinllenschiffahrl", Jahrbücher für Na~ional-

'ökonomie und Stalistik, Jahrg. 1943, S. 69. ~ 
51) AIfollS Schmitt, "DinnünschiIIahrt am Schei.Jcwcg", a. a. 0., S. 2'L 
55) Aifons Schmitt, .,0rgani.g.atiomIra~en der deutschen Binnollschiflahrt", a. a. 0., S. 69. 
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werden. Kommt es für den Binnenv:erkehr zur Errichtung von Binnenschiffahrts" 
kartellen, müssen sich auch diese' der Aufsieht des Staates unterwerfen. Von der 
örtlichen Preisdifferenzierung ist eine Erschwenmg der Koordinierung kaum zu 
erwarten. Sie ,erleichtert vielmehr die Aufgahentellung zwischen Eisenbahn und 
Binnensclüffahrt. Der Verfasser kennt keinen einzigen Ausnahmctarif~ der mit 

. der Absicht, der Binnenschiffahrt Transporte zu .entziehen, erstellt wurde. Die 
Bundesbahn nimmt bei der Erstellung' ihrer besonderen Ausnahmetarife stets 
Rücksicht auf die Belange der Binnenschiffahrt. Auch ihre Tarife treten erst nach 
Genehmigung durch das Bundesverkehrsministerium in Kraft. 
Auf Grund 'einer Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft vom l1.August 
1950 wurde eine Frachtenausgleiehskasse für Kohlen· nach Süddeutschland er" 
richtet. In diese Kasse zahlen die R·cedercien und Partikuliere 6% ihrer Fracht< 
erlöse' aus ihren Kohlentransporten nach deutschen Häfen oberhalb Bingenl Aus 
der so gebildeten Ausgleichskasse werden Kohlenverbrauchern, die in den kri~ 
tischen Hinterlandszonen ansässig sind, Frachtrückvergütungen gewährt. Anlaß 
der Errichtung der Frachtenausgleiehskasse war die am 1. Januar 1950. ,erfolgte 
Verschärfung der Entfernungsstaffel der Bundesbahn für Rohstoffe und Kohle. 
Ilu' Zweck war nicht die V,erhesserung der Standortbedingungen der revierfern·en 
Industrie, sondern die Erhaltung des gebl'Ochenen Kohlenverkehrs mit langem 
Ablauf von den Häfen am Ob~rrhein, Main und Neckar. Nach Pirath stellt dk 
Ausgleichskasse keine glückliche Lösung in der Richtung 'eines gesunden Wett'" 
bewerbs z· ... vischen den Verkehrsmitteln dar.59 Seine Bedenken richteten sieh 
in erster Linie gegen die Beeinträchtigung des gemeinwirtschaftlichen Verkehrs'" 
systems der Bundesbahn durch die süddeutschen Kanäle. Auch die Bundesbahn 
lehnt die Frachtenausgleichskassen der Binnenschiffahrt ab. Ihre Vertreter weis.en 
darauf hin; daß die Bundesbahn .dank de.r Gewährung der Frachtermäßigung 
des AT 6 U 1 auch in den. Anfangsentfernungen, d. h. zugunsten, des unbe,:, 
strittenen gebr,ochenen V,erkehrs,' die Kohlenfrachtausgleichskasse mitfinanziert. 
Sie wünschen deshalb die Aufhebung des AT 6 U 1 im unbestrittenen Gebiet der 
Binnenhäfen. Im übrigen sollte der Frachtausgleich für Kohlen schon deshalb 
eingestellt werden, weil der Anteil der Binnerischiffahrt an der Kohlenversorgun3 
Süddeutschlands heute größer ist als vor dem Kriege. De.r Einwand, daß dk 
Rheinschiffahrt zugunsten des süddeutschen Kohlenverkehrs keine Ausnahme.: 
tarife erstellen könne, ist nicht gerechtfertigt. Der AT 6 B 1 hat R'egcltarif: 
charakter und seine Frachtsätze sind wegen seiner Beteiligung am sozialen V,er~ 
kehrslasteriausgleich der Bundesbahn überhöht. 
Nach § 32 desGesetzes über den gewerblichen Binnenschiffsverkehr v'Om 1.0kto" 
bel' 1953 kann der Bundesminister für V,erkehr n.ach Anhörung der Verbände der 
beteiligten Schiffahrt im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
mr Sicherung volkswirtschaftlich angemessener Entgelte für Verkehrsleistungen 
,md zur V,ermeidung verkehrswirtscha.ftlicher Schäd~n in der Binnenschiffahrt 
durch R,echtsverordnung <eirien Frachtenausgleich anordnen. Vor Anordnu.ng 
eines Frachtenausgleichs ist die Bundesbahn zu hören. Der Fr,achtenausglelch 
ist kein Instrument der Standortpolitik. Da er nicht von den V,erladern und Emp" 
fängern, welche in den Binnenhäfen ihrcn Sitz haben, sondern v'Ün den Reeder,eien 
und den Partikulieren finanziert wird, bleiben die überhöhten Frachtv.orteile für 
Platzgüter ,erhalten. Aus diesem Grunde wird durch den Frachtenausgleich der 
Ballung der Industrien in den Binnenhäfen mit GDoßstadt" und V,erkehrsknoten" 

IG) Carl' Pirath, "Das Au~gJ.eichspritl21ip im VorkehrswDsl)ll", ItlLcrna~~olla.Ics Archiv für VDrkchrs-
'.veS<lJl, Jahrg. ,1953, Nr.2, S. 29/30. . I 



24 PanI SchuIz-Kiusow 

punktcharakter in keiner Weise 'en~gegengewirkt. Der Verfasser v,ermag daher 
M'Üst nicht zu f'Ülgen, wenn ,er den Frachtenausgleich als ein Mittel zur EiTh" 
'Ordnung auch der Binnenschiffahrt in die gemeinwirtschaftliche V'erkehrs~ 
bedienung bezeichnet. 57) 

Die Binnenschiffahrt drängt mehr als alle anderen Verkehrstr~ger auf di,e Schlie~ 
ßung der Preis~ostenschere im Verkehr. Ihr,e heutigen Erlöse unterschreiten die 
Selbstkosten der Reedefieien und Partikuliere um 10-15%. Eine Anhebung säInt;: 
licher Binnenschiffahrtsentgclte sctzt ,einc Icntspr,echende Erhöhung der Eis.en;. 
bahngütertarife v,oraus. Ohne diese würde das Einzugsgebiet aller Binnenhäf.en 
zusammenschmmpfen und di,e Binnenschiffahrt im gebrochenen Verkehr Init 
langem ZU:' und Ablauf auf der Schiene und der Straße lernste Verkehrseinhuß,en 
erleiden. Dagegen würde dne auf. die Platz:güter beschränkte Frachterhöhung 
die beherrschende Stellung der Binnenschiffahrt im Verkehr von Wasserplatz zu 

. W.asserplatz in keiner Weise beeinträchtigen. Eine solche Maßnahme würde die 
Wettbewerbsfähigkeit der auf den gebrochenen Y,erkehr angewies.enen Industrie 
gegenübcr derjenigen in den großen Hafenplätzen verbessern und die .A.n" 
ziehungskraft der Binnenhäfen auf neue Industrien vermindern .. 

Im Fall der örtlichen Frachtendifferenzierung zahlen die Nutznießer des "?assen 
Y,erkehrs in dne Ausgleichskass.e, aus welcher die im Einzugsgebiet der B1nn'en", 
häfen ansässigen Yersender und Empfänger Frachtzuschüsse. erhalten. bi.e 
Binnenschiffahrt würde somit ähnlich wie die Eisenbahn dnen sozialen Verkehrs", 
lastenausgleich durchführ,en und durch ihre Frachtenbildung die Dezentralisi,Q._ 
mng der Siedlung und der Industrie begünstigen. Eine solche gemeinwirtschaf't: 
liehe Fr.achtenpolitik widerspricht in keiner Weis'c dem Eig~ninteresse der .Bit;tn·e'l1. .. 
schiffahrt. In diesem Fall bcstände vielmehr ,eine weltgehende KOlUZlde:n 7 

zwischen betriebswirtschaftlichem Geharen und volkswirtschaftlichen, ins h . .,,-: 
sondere standortpolitischen N ot)vendigkeiten. Gegen dnen .. solchen Frachte;;: 
ausgleich hätte auch Pirath niemals Einwendungen erhoben, wurde doch auf die 
W'eise auch die Binnenschiffahrt in die gemeinwirtschaftliche Verkehrsbedienu~e 
. b g-ein ezogen. I ' 

Die Birinenschiffahrt wünscht aber 'Offenbar, daß di.e Industr~e der ~roßenB~nne:n== 
häfen in dem vollen Genusse ihrer Standortvo~·telle verbleibt. SIe le~nt Jede:n"" 
falls den Einsatz der örtlichen Frachtendifferenzierung ab und denkt Ulcht dara 
bei den nassen Verkehr,en ihren Frachtv,orspmng gegenüber den Bahntari.fe~' 
zugunsten des gebrochenen Verkehrs auszunutzen.58

) Q 

Es darf indessen nicht übersehen werden, daß die Binnenschiffahrt, selbst we:n 
sie dazu bereit sein sollte, nur im Fall ihres Zusammenschluss·~s zu straffen l<:a :n 
teIlen in der Lage wäre, v'Ün den Möglichkeiten der örtlic~en ~rachtendiff.~ 
renzierung Gebrauch zu machcn. Lediglich der deut~chen Rhem.~chlffahr: Wl1:rd.e von der Bundesrlcgiemng gestattet, sich zugunsten ihres grenzuberschreItende 
Y,erkehrs internationalen Kartellen anzuschließen bezw. solche zu ,errichten. v'o :n 
einer marktmäßigen Preisbildung ist ~lIerdings au~h im Binnenver~ehrder .~ell;:' 
schen Wasserstraßen keine Rede. HIer gelten dIe von den Aufslchtsbeh'Orde 
bestätigten F,estfrachten der Frachtenausschüssc, die sic~ aus der gleichen Anz:ahl 
von Y,ertr·etern der Schiffahrt und der verl~denden .~lftschaft zusam~en~etZ:e:n 
Die Frachtenausschüsse sind außerstande, Ihre Befordemngscntgelte orthch ==4 
57) Olto Most, "Sozial<) l\Iarktwirtschaft und Vurkohr", Sc 'lriftonrcihc des· Bundesvcrkchrsrnir~;~.t'G 
riums, Hdt G, Bidc.fcld1954, S. '12. ' , -
58) "Diu KanaIschi.ffahrt und dur Finanzmini.stcr", a. a. O. 
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diff,er,enziel'en. So lag vor dem Kriegoe im· StrlÜmgebiet der EIbe ~~e Preisbild1bg 

nicht bei den Frachtenausschüssen, 'sondern bei den .Tarifa~sschusds.en delrdE d·e" 
R d . 34 'VT hl b uch in Ihnen te v,er a en e ee 'erelen"Y'efieinigung vlÜn 19 . WIÜ aer war a .., .. d' 
Wirtschaft vIertreten. Die Y,erlader und die Vertr,eter der or~hcdh ztEtst~nl tulgen 

K h . d' l·ch· b ~ d F ktion Da mlter rnc 1 ng ammern aUen h~er aber le 19 leraL,en e un· ß' ht 
K . k h f d ttschen W asserstraen nIC von art ellen zugunsten des Binnenvere rs au et d .. rtf h 

zu rechnen ~st fehlen die YiQfaussetzungoen zur AnwendUl~g b er 0 lC den 
Frachtcndiffere~zierung in der Binnenschiffahrt. Im Fall des ye fergaüg;d. er 
Bundcsbahn zur allgemeinen Anwendung der Mengenstaffe! ür te a e ~~~ 
das Pfioblem der örtlichen Frachtendifferenzierung in den Mittelpunkt der lS' 

kusston rücken. 

IV. 

. Abschließende Stellungnahme zur Frage der Beeinflussung .. 
des industriellen Standorts durch die Binnenschiffahrt und ihre Frachtenpoht1k 

Zusammenfassend glaubt der Y,erfassier, die Bedeutung der Bi~nenschiffahrt .und 
ihrer Befördemngsentgdte für den industriellen Standort Wie flOIgt umreIßen 
zu können: . 
Die Herausnahme der Binnenschiffahrt aus der freten Wettbewer?~wirtschaßt hat 
nichts daran geändert, daß die Wasserstraßen ~her,,:iegend zentrahsler.:n~ wlf~en. 
Während die internationalen Kartelle der Rhemschlffahr~ vo~ den Mogh~hkelten 
der Frachtendifferenzierung reichen Gebrauch machen, Wird dies'e Frachtbildungs,.: 
methode, abgesehen von dem Dortmund"Ems"Kanal .und ~em Mittellandkan~l, 
im Binnenv,erkehr der deutschcn W,asserstraßen praktisch nIcht angewandt. DIe 
hier geltenden f,estfrachten sind kostenorienticrt. Verhalten s~ch .?iese ?uch gegen,. 
über dem industriellen Standort neutrAl, SIÜ führen doch dIe uberwleg~n~ dem 
gemeinwirtschaftlichen Eisenbahngütertarif zu verdankenden Frachtv.arte~le des 
nass,en Verkehrs zur Zusamm'enballung der Industrie in denjeni~en Bmnen" 
häfen, welclle zugleich große Städte und Y,erkchrsknlÜtel1;punkte smd . 
Bis zum Aufk,om~en der Eisenbahnen war,en große Städte nur am M·e'er oder an 
schiffbaren Binnenw,asserstraßen möglich. Die B~günstigung dcr Großstad~", 
bildung durch die Eisenbahnen kann 'nicht bestritten wcrdcn. Es h.ahen .. abe:- dIe 
an den Ufern der Wasserstraßen gelegenen Gfioßstädtc eine weS'enth~!l gun~tigerc 
Entwicklung als dtc übrigen Gl'oßstädte zu v·erzeichnen. Hiler~n ?urfte Sich .s~ 
lang,e nichts ändern, wie. die deutschen Eisenbahnen am Prmzip dcr Tarif" 
glcichheit im Raum festhalten und bei der Beförderung von K'Ühlen und anderen 
Mass,engütern auf die tariflichc Bcgünstigung des Knotenpunkt" und Sch~er" 
punktvIerkehrs verzichtcn. Auf den gemeinwirtschaftlichcn Charakter des Elsen,~ 
bahngütertarifs ist 'es auch' zurückzuführen, daß die Sogwirkung der "trockencn 
Großstädte auf die Industrie erheblich' geringer als die der an den Wass·erstraßen 
gelegenen Großstädte ist. 
Indem die Binnenschiffahrt der Konzcntration der Bctriebe und Menschen in 
·den industricllen Kerngebieten ,crfolgreichcntgegenwirkte, hat s~e zweifcllos 
einen nicht unwichtigen' Beitrag zur Standortpolitik bcigesteuert. DIesem D:.zcn" 
tralisierungseffekt steht jedoch eine stärkere zentralisier·ende Tendenz gege~1Uber. 
Der Y,erfass,er teilt nicht die von Förster vertretene Auffassung, daß der Bmnew 
schiffahrt dne Erweitenmg der industriellcn Tätigkeit über einc größer'e Fläche 
in Y,erbindung mit ,cinem Ausgleich der Bevölkemngsdichte zu verdanken ist.r,~) 
59) Kar! Förslur, ,;WassorstraßuIl und HaumpIanung", a. a. 0., S. 73. 
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Die Industrie hat auch v.on der Möglichkeit, sich perIenkettenartig längs det 
Wasserstraße anzusiedeln, praktisch keinen Gebrauch ~gemacht. Es ist vielmeht 
auf die Binnenschiffahrt und ihre Frachtenbildung zurückzuführen, daß fern VOll 
den alten Industrierevier,en auf engem Raum neue Wirtschaftsz,entren entstandel1. 
sind. Die starke Zusammenballul!g der Industrie in den großen Binnenhäfe l1. 
war allerdings zu einem Teil unvermeidbar. ~ 

W,egen des nur dank der überh,öhten Frachtsätze des AT 6 BI möglichen großet) 
Frachtvorteiles des nassen V,erkehrs bevorzugen die Elektrizitäts", und Gaswerke 
die großen Binnenhäfen bei der Standortwahl. Betriebe mit sehr hohem Wasset" 
bedarf, wie die Kraftwerke, die Eisenhütten, die Zellstoffindustrie, die Z'ement:: 
industrie und bestimmte Zweige der chemischen Großindustrie finden in dell 
Binnenhäfenclie besten Standortbedingungen. 

Allerdings wird die standorthildende Kraft der Bereitstellung von Trinb unQ 
Brauchwasser von der binnenschiffahrtsfreundlichen Literatur überschätzt öo

). 

In den Häfen entnehmen nur die am Ufer gelegenen großen Industriebetriebe 
ihr Brauchwasser unmittelbar aus den Strömen und Kanälen. Die Fertigwaren" 
industrie ist nicht darauf angewiesen, sich aus Gründen der Brauchwasset" 
versorgung an den W,asserstraßen anzusiedeln G1). , 
Da die deutsche Eisenbahngütertarifpolitik im Dienst protektionistischer Auf.. 
gaben des Staates steht, befinden sich die Großmühlen vorzugsweise in den Häfen. ' 
Aus dem gleichen Gnmde kommen als Standort neuer Mineralölraffinerien nUt, 
Häfen in Betracht. Ueber die Irrwege der Getreide", und MineralöltarlHenmg 
der deutschen Eis,enbalmen und ihre günstigen Rückwirkungen auf die Binnen" , 
schiffahrt und ihre Häfen berichtete der V,erfasser in seinem Aufsatz "Die Aus" 
nahmetarife in ihrer Bedeutung für die., Eisenbahngütertarifpolitik" G2). 

Es ist durchaus kein Zufall, daß Mannheim dnen dreimal so, hohen Kraft", und 
Brennstoffverbrauch Je Arbeiterstunde als Stuttgart aufweist G3). Solange die 
Bundesbahn auf die tarifliche Begünstigung des Massengut", und Knotenpunkt" 
verkehrs verzichtet, üben die großen Binnenhäfen eine starke Anziehungskraft 

'auf brenn", und rohstoffintensiv,e Industrien, aus. Wenn sich auß,erhalb des 
Ruhrgebiets bedeutsame Standorte der materialorientierteneisenverarbeitenden. 
Industrie - angefangen v,on den Gießerden bis zum schweren Maschinenbau ~ 
befinden, 5:0 ist dies nicht zuletzt der Binnenschiffahrt und ihren Beförderungs~ 
entgelten. zu verdanken. " 
Insoweit brenn", und rohstoffintensive Industrien und solche mit großem Wass,er.~ 
verbrauch die Binnenhäf,en als Standort gewählt haben, ist der Vorwurf, die 
Binnenschiffahrt begünstige durch ~hre Frachtenbildung eine ungesunde Ballung 
der Industrien und M,enschen. in den Häfen, unberechtigt. Es befinden sich in~ 
dessen auch zahlreiche nicht an die Großstadt gebundene Zweige der vierarbeiten,. 
den Industrie in den ~innenhäfen. Man denke nur an den Industriekomplex im 
Frankfurter Raum. DIe V,erlagerung''Üder Hinlenkung dues Teils dieser Betriebe 
in industriehungrige Gebiete ist aber ein dringendes Anliegen der Raumordnung. 

, , 

GO) Kar! FörslDr, "uto", S. 62, 78 unu 82. 
61) Frallz,/' S,chroiH, ,~Slel1ullg UDr DLnncnschiHahrt in der ueulschen Vcrkc,l;rs,ordnung", a, a. 
0., S. 12~, 123 und 120. 
62) Paul Schulz-Kiesow, "Dile Ausnahmetarifpo1iLikin ihrer Deueul,illlg für di,e Ei:senbahIlO'üler-' 
,tarifpolütik", Zcüschrift für YerkehrsW'isscllschaft, lahrg. Hl53, lIeft 3, S, 137.ff; tl 

63) .Gcrhard IWllberg, :,Standor.:vcrhäItIlis~? und Inul\'stri,c~truklur. Eill. Vergleich zwischeIl ,Nor<l­
rhclIl-WcsHalell und IJad,el1-\Vurttcmherg , !laum und verkehr 1, Drcmen-IIorl1 1956, S. W\}. 
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Auf d1es'c Weise würde einerseits die Ballung vermindert, andererseits würden 
die ländlichen Gebiete durch Stärkung ihrer wirtschaftlichen und kulturel1en 
Mittelpunkte belebt. Der Verfasser bekennt sich zu den folgenden Ausfüh'rungen 
des Deutschen V,erhandes für W'Ühnungswesen, Städtebau und Raumplanung: 

"Diese Mittelpunkte sind die mittleren und kleineren Orte. Sie stehen als 
z,entr,ale Orte mittlerer Ordnung in enger BezLehung zu der sie umgehenden 
Landschaft - ihrem Einflußbereich - und geben ilu den wirtschaftlichen 
und kulturdien Rückhalt." Gl) 

Der große Frachtanreiz, den die Binuenschiffahrt im V,erkehr v,on Wasserplatz 
zu Wasserplatz gewährt, verhindert aber dne Verlagerung industrieUer Betriebe 
aus den großen Binnenhäfen in die zentralen Orte mittlerer Ordnung ihres 
Hinterlandes. Stattdessen leiden diese mittleren und kleineren Orte schwer unter 
der Sogwirkung der Binnenhäfen auf ihre Industrie. Das industriearme Land 
hat im .allgemeinen von dem Ausbau des Rhein - Main - Donalu Kanals und des 
Rhein- Neckar~ Kanals keine Förderung, sondern nur eine weitere Beeinträc1v 
tigungzu ,erwaden. ' 

·Es gibt verschiedene Zweige' der dez·entra1i~ierten Fertigwarenindustrie, die trotz 
ihr'es relativ hohen Brenni und Rohstoffverbrauchs an ihr,e revierf·ernen Standorte 
gebunden und der Sogwirkung von Bi~nenhäfen nicht ausgesdzt sind. Da bei 
diesen lohnintensiven Betrieben der f,ertigwarenindustrie den' Transportkosten 
eine nicht geringe Bedeutung zukommt, werden sie jede Verbilligung ihrer Fracht~ 
aufwendungen für Kohle, Roh", und Hilfsstoffe sowie Vorprodukte hegrüß,en. 
In diesen Fällen verbess.ert der .gebroc?ene V'erkehr die Standortbedingung,en 
der dez,entralisierten Ferhgwarenmdustne. Man muß sich aber hüten, diese de" 
zentralisierenden Wirkungen des gebrochenen V,erkehrs zu überschätzen. 

So ermöglicht, wie bereits dargelegt, die F.ortfühntng der Mainkanalisientng bis 
Bamberg keine ins Gewicht fallende Linderung der Bezugsferne Oberfrankens 
für Ruhrkohlen. Der Osten Oberfrankens, der industrieintensivste Raum Bayerns, 
wo sich die tradmonellen Industriekomplexe Oberfrankens befinden, ist und 
bleibt bei seiner V,ersorgung mit Ruhrkohlen auf den geschlossenen Bahnweg 
angewies,en. Es beträgt z. B. dLe Entfernung Bamherg-Rehau 129 km, Bamberg­
Sclb 141 km und Bamberg-MarktDedwitz 142 km. Im westlichen OberfrankCn 
liegen die V,erhältnisse ,etwas günstiger. Indessen dürfte auch hier die Verbilligung 
des K'Ühlenbezugs durch den gebrochenen V,erkehr über Bamberg nur in wenigen 
Fällen über DM 1,- je t hinausgehen. . . 
Die große Bedeutung der Binnenschiffahrt für die Urstoffindustrie ist unbe~ 
stritten. Dabei ist 'es gleichgültig, lob die Vorkommen, .auf die sie sich stützt, 
an den Uf.ern 'Oder abseits der Wasserstraßen gelegen smd. 

'G4) "Industrio aufs L~nd", SchrifLcn des Deutschen Verhandes für \Yohnungsw,esell, Städlobau und 
Haurnplanullg, Köln 1953, S. 10. 
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Gemeinwirtschaftlichkeit - ein Wettbewerbsproblem ? 
Eine Entgegnung 

;..\.: Von Dr. jur. H,erib,ert G'ÜSSle 

Vorbcmcrlmngen 

Iil Heft 3/1956 dieser Zeitschrift hat Dr. F. J. Sc h r 0 i f feine Abhandlung "Zum 
Pmblem der Einschränkung der gemeinwirtschaftlichen Verkehrshedi,enung durch 
die Eisenbahn" v,eröffentlicht, die in verschiedener Hinsicht 'einer Ergänzung. 
und - wie wir meinen - der Richtigstellung bedarf. 

W,enn diese Entgegnung in der Beantwortung der von SchDoiff vertretene:n 
Thesen d~e gemeinwirtschaftlichen Tatbestände überwiegend im positiven Sinne 
herv'Ürhebt, SIO !möchten wir sie doch nicht als bedingungslose Y,erteidigung des 
gemeinwirtschaftlichen Prinzips an sich verstanden wiss,en. Die Bundesbahn 
sdbst hat in wiederholten Aeußerungen ihre neutrale Einstellung zur Sache be" 
kJUndet. Nicht gutgeheißen werden kann ,es aber, wenn in letzter Zeit ver", 
schiedentlich der Y,ersuch gemacht wird, die bestehenden gemeinwirtschaftlichen 
Wirkungen und Belastungen weitgehend als nichtexistent zu behandeln 'Oder ihre 
Einschränkung nur insoweit zu empfehlen ,als dies im eigenen Interess,e dnzdncr 
Wirtschaftszweige 'Oder bestimmter k'Ünkurrierender Y,erkehrsträger vorteilhaft 
erscheint. Man wird der Entscheidung nich't ausweichen dürfen, die Gemein", 
wirtschaftlichkeit im Grundsatz beizubehalten oder sie im Grundsatz aufzugeben 
- mit allen Folgerungen, die sich in dem dnen wie dem anderen Falle :für die 
Gesamtwirtschaft und die Y,erkehrsträger daraus ,ergeben mögen. Halbe Maß" 
nahmen, die unter IBeibehaltung ,aller wesentlichen Bindungen der Bundesbahn 
nur Randerscheinungen des Problems berühl'en, im übrigen aber den. privat" 
wirtschaftlich ausgerichteten Verkehrsträgern nur zusätzliche Chanc'en einräumen 
wUrden, sind ,abzulehnen. 1) 

Zunächst ist die Zielsetzung der Abhandlung Schroiffs nichcdeutlich erkennbar. 
Der Y,erfass,er ,erklärt in der Einleitung, daß ,er sich "mit den Grenzen der Einsatz" 
möglichkeiten des Instruments der Bundesbahn zur Errdchung gemeinwirtschaft" 
lichel' Zielsetzungen" b\!fassen wolle, sh:llt ,aber den Hauptteil sd;ner.Arbeit in den 
sehr viel ,enger,en Zusammenhang der Auswirkungen der gememw1rtschaftlichen 
Y,erkehrsbedienung der Bundesbahn auf die anderen Verkehrsträger, sieht dieSle 
Y,erkehrsbedienungalso im wesentlichen nur als Problem der "Wettbewerbs.. 

1) In diwcm Zusarnmcn};ang darf JJcme'~kt w<Yrden, daß die Fe~ts<t~llunb in. der AbhanJ.lung 'VOIl 
Dr. SchraiH (S. 152 Anm. 12), d("r zur Untersuchung der gemeHlwl;lschafllIchcn VOl'pfh;chlungon 
J,,1' Bundesbahn ·eingesetzLe Sachvers,Uindigen-Aussc'hue, habe fpr SoUl~ Ulltel's~l(;hung ein f ach 
u n t -e r IS te 11 t, daß die gemeinwirlschaftliclw Vorkelhl'shedJcn~lllg IJll !lCUlJ'pOIl Umf~ngo v(~n 
dC<r Bahn verlan"t werd~, um;utl'off;~nd ist. Der Ausschuß war vldmehr iIl Sl'InCl' Arboll an d:fO 

arntlicho Uegie,rgngserldärung des jetzigen Bundeskabinetts be~ S'cüler, AI~Jtsüberna~lme sowi,c an 
zahlreicho, "ich über alle Par~l1iJt1!! ersh'C,ckenu,o parlamenlar,schc Erklul'u,ngcn 1m Bundcsla& 
gebund<:>!!. 
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IOrdnung im Y-erkehr". Gegen diese, u. E. zu lenge 'Betrachtungsweis'e müss,en 
grundsätzliche Bedenkenang,emeldet wlerden. Eine solche Darstellung wird dem 
Begriff der Gemeinwirtschaftlichkeit die nur unter allgemeinen volkswirtschaft,< 
lichen Gesichtspunkten zutreffend ~ewertet werden kann, nicht gerecht. Sie 
wird ferner der Sonderst'ellung der Bundesbahn nicht gerecht, die als einziges 
Y,erkdlrsunternehmen neben dem im allgemeinen immer noch Gewinne abwer,< 
f,enden Güterverkehr mit gleichem Rang den volkswirtschaftlich nicht minder 
wichtigen Personenverkehr zu betreiben hat. Die Verpflichtung zur Bedienung 
des R'eiseverkehrs "in Uebereinstimmung mit dem Y-erkehrsbedürfnis" (§ 4 Abs. 1 
AEG) aber stellt - weit über den v'Üm WdzIer"Ausschuß festgestellten IdI" 
v'erlustaus den Sozialtarifen hinaus - die entscheidende "gemeinwirtschaftliche 
Last" der Bundesbahn dar. 

Zur Definition der Gemeinwirtschaftlichkeit 

Auch die Grundvmaussretzungen und "begriHe, die der Y,erfasser in sdner Arbeit 
v'erw,endet, bedürf,en ,einer Klarstellung. Schroiff hebt zu Beginn seiner Aus" 
führungen hervor, daß über den materiellen Inhalt der g,emeinwirtschaftlichen 
Verkehrsbedienung keine dnheitliche Ymstellung herrsche, dieser Begriff viel" 
mehr nach der Jeweiligen politischen Willens bildung wandelbar sei. Die Lösung 
der mit diesem Problem v,erbundenen Frage müsse daher letztlich' der Politik 
üherlass,en bleiben. D1e Wiss'enschaft könne nur gewisse allgemeine Yoraus~ 
setzungen klären, bleihe aber im übrigen auf die kritische Prüfung der Eignu'ng 
der gewählten Instrumente heschränkt. 

W,enn ,auch zuzugehen ist, daß die konkreten Zide der allgemeinen Wirtschafts" 
und Y,erkehrsp'olitik und damit der Gemeinwirtschaftlichhit von den jew:eiligen 
Gesamtumstänclen ,abhängen und variabel sind, so kann dem Y,erfasser gleich;. 
wohl darin nicht uneingesch'ränkt zugestimmt werden, daß ,es für den Begriff 
der Gemeinwirtschaftlichkeit keine eindeutige Begriffsbestimmung gebe und auch 
nicht g,eben könne. Die bestehenden Auslegung~schwierigkdten, die in den l?is,< 
kussionen immer wieder zu Mdnungsuntersch~eden Anlaß geben, haben lhre 
Ursache im wes,entlichen in der Y,erschiedenheitdes Standorts, von dem die 
Dinge jeweils betrachtet werden. Unter rein .subje~tiv'e~. Gc.~ic~tspunkten wird 
unter dem Begriff der Gemeinwirtschaftlichkelt naturge~aß hauf1.g -etwas anderes 
vIerstanden werden, je nachdem, ,ob diese nach' voIksw~rtschafthchen Belangen, 
vom Standpunkt r,egtonaler Wirtschaftsinter'esse~, der lelllzelnen. Y'erkehrsnutzer 
oder der beteiligten Verkehrsträger gewertet WIrd. Der mate.neUe ~ehalt der 
Gemeinwirtschaftlichkeit im Sinne dner übergeol.1~neten s~aa!hchen. Z~e1set~ung 
hingegen ist sowohl in theoretisch~wissenschaftl.lcher HlllS1C~~ W1: m. semen 
wesentlichen tatsächlichen Erscheinungsformen vlelfach I und uberelllstlm~end 
dargestellt. Wir dürfen hierzu insbes'Ünder,e a:tf das auch v,om V;erfass:er. zlti.erte 
G t 1 ~ d W' haftll'ch'en Beirats bel dem Bundesv,erkehrsmm1sterntm 

II ac lL'en ,es 1ssensc, . h f l' h Y kIb d' ~ 
B 1 9) D h' bedeut·et gemeinwlrtsc ,a t 1C 'e ,er ,e 1rs ,e, l: ... n'llng ezug ll'e 1men. " anac 
V,or allem: h f h h 
a) gleichwertig,e Bedienung der wirtsch'aftsstarken und de.r wirtdsc a. tss~ wad en 

Gebiete auf Grundlage der Gleichheit v,or dem Tarif un mltemer~m 
Bedarf -entspr,echenden Leistung; 

2) Yorschlägo ~ijr <Jin?' lloform des, DelU~sch~n. EiSl?nbahngüterlarifs., Schrifl,onreiho des v~i'ssen­
schaftlichen Bc,rals bOL dem Bunucs'v'nrkührsmlnusLer1llum, 110ft 1. IC' ' . I Auf di" zahlireic'hcn Arhcitclll VOll Bc'rkcnkopf, Napp-Zinll. Pirath, Schulz- ':iCSOW \1. a. Wir( 

verwiesen. 
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b) Förderung einer gesunden Dezentralisierung der Siedlung und der Industrie; 

c) FÖllderung der Mittel" und Kleinbetri~be in volkswirtschaftlich vertretbarCtrl 
Rahmen; 

d) Begünstigung hestimmter Bevölkerungsschichten im Personentarif aus staats", 
sozial.;: und wirtschaftspolitischen Notwendigkeiten. 

Insoweit stehen einer gültigen Definition daher kaum unüberwi~dliche Schwierig" 
keiten lentgegen. Wir haben allerdings den Eindruck, daß der Verfasser seinel'" 
seits nicht immer zwischen deneinzdnen th'eovetisch ,erarbeiteten Begriffsmerb 
malen sowie den praktischen Erscheinungsformen der Gemeinwirtschaftlichkeit 
und 'etwaigen Folgerungen daraus unterschieden hat und daher teilweise selbst 
zu einer Komplizienmg dieses Begriffes beiträgt. 

Zur KlarsteIlung der mit dem Begriff der Gemeinwirtschaftlichkeit und ihren 
Auswirkungen zusammenhängenden Fragen möchten wir daher unseren Aus" 
führungen <einig,e Festpunkte voranstellen, auf die wir im Verlauf unserer EnV 
gegnung noch wiederholt zurückkommen werden: 

, / 

Es muß unterschieden werden zwischen den 

1. externen gemeinwirtschaftlichen W ir k u n ge n ·eines bestimmten Verhaltens 
lim Sinne :der Definition des Wissenschaftlichen Beirats und den . 

2. internen gemeinwirtschaftlichen B 'e 1.1 s tun g ,e n , die damit für den ver",. 
pflichteten VIerkehrsträger verbunden sein können. 

Zahlreiche Maßnahmen der verschiedenen Verkehrsträger 'sind denkbar und 
in den gegenwärtigen verkehrswirtschaftlichen Verhältnissen auch tatsächlich 
vorhanden, die inUebereinstimmung mit der staatlichen Ziels,etzung gemein" 
wirtschaftliche Wirkungen auslösen obwohl sie aus s chi i ·e ß I ich aus 

I ' .eigen wirtschaftlichen Motiven dieser Verkehrsträger ,eingeführt wurden bz~v. 
beibehalten werden. Derartige Tatbestände w,erfen keinerlei Probleme auf 
und sind vom Standpunkt verkehrspolitischer Ordnungsbestrebungen un" 
in t'eressan t. 

'3. Bestimmte Maßnahmen können gleichz·eitig gemeinwirtschaftlichen und 
dgenwirtschaftlichen Zwecken, untergeordnet sie in (z. B. die Entfernungs", 
staffel). Tr,otz der in solchen Fällen vielfach: vlÜl'handenen Verflechtung der 
Zklsetzung,en und der Schwierigkeiten, die ,einzelnen Elemente voneinander 
,abzugrenzen, . wird der gemeinwirtschaftliche Charakter bestimmter Teil" 
<elemente nicht bestritten werden können. Dit: Kongruenz l<eigenwirtschaft;: 
licher Inter,essen mit übergeordneten Zielsetzungen steht der Annahme eines 
gemeinwirtschaftlichen V'erhaltens grundsätzlich nicht entgegen. 

.4. Die A!1erkennungeiner gemeinwirtschaftlichen V,erpflichtung als einer Las t 
im betriebswirtschaftlichen Sinne kann nur dort und in dem Umfange gefor" 
dert werden, in dem die Berücksichtigung der staatlichen Zielsetzung,en den 
'eigenen kaufmännischen Ueberlegungen der Verkehrsunternehmen wider", 
spricht. Zwischen den gemeinwirtschaftliche;n Auswirkungen .eines Handelns 
und ihr,er Anerkennung im Sinne ·einer Belastung muß also klar unterschieden 
werden. , . 
Andererseits darf die Anerkennung·einer Last nicht davon abhängig gemacht 
werden, lOb die Selbstkosten gedeckt SInd oder nicht. Auch ein entgangener 
Gewinn stellteigenwirtschaftlich dne Be1ast~mg dar. 
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5'. Als unabdinghar/e VlOl'aussetzung für die Anerkennung ,einer Belastung wird 
zu gd~en haben, daß, die gemeinwirtschaftliche Leistung kraft Gesetzes o"der 
kr,aft uhergeordneterallgemeiner Wdsung von ,einem "hestimmten Verkehrs", 
träger v/erlangt wird. Erst ,ein solcher staatlicher Auftrag unterscheidet die 
gemeinwirtschaftliche Belastung von normalen wirtschaftlichen Lasten wie 
sie auch in anderen Bereichen der Wirtschaft vorkommen (z. B. 'einer B'ehin" 
derung im Wdthewerb). , 
Ger,ade diesen heiden letzten Erfmdernissen nach Ziffer 4 und 5 kommt ent~ 
scheidepde Bedeutung zu. Wir werden uns damit noch zu beschäftigen haben, 
weil insoweit des / öfteren - .auch in der Abhandlung von Dr. SchroHf -
Mißverständnisse und Unklarheiten anzutrdfen sind. 

6. Die Fr,age der Zumutbarkeiteiner Belastung hat weder mit der materi:ellen 
Wirkung einer gemeinwirtschaftlichen Leistung noch mit ihrer grundsätzlichen 
Anerkennung als ,einer Last begrifflich etwas zu tun. D.as Problem der Zw 
mutbarkdt kann vielmehr nur im Zusammenhang mit der finanziellen Lage 
,eines V,erkehrsunternehmens sowie der verkehrswirtschaftlichen Gesamt" 
situation zutrdfend g,ewürdigt werden. Die Lösung der' damit zusammen" 
hängenden Frag,en gehört daher in. den Her,eich der praktischen Verkehrs<' 
politik und ist der wissenschaftlichen Erörterung weitgehend entzogen. 

7. Schließlich können sich gewisse Auswirkungen der cremeinwirtschaftlichen 
Vlerkehrsbe~ienung in dem internen Bereich der Verk.ehrswirtschaft selbst 
d. h. alslO unter und zwischen den ,einzelnen Verkehrsträgern, 'ergeben. ' 

Zur Vudeutlichung sei hervmgehoben, daß die ,Ziffern 1, 2 und 3 . sich! ,auf iden 
Begriffsinhalt der Gemeinwirtschaftlichkeit im Sinne der vom \'\'iss,enschaftlichen 
Beirat definierten Zweckbestimmung beziehen, die Ziffern 4 und 5 die ,objektiven 
T athestandsmerkmale behandeln, die als wesentliche Vmaussetzungen zur Aner", 
kennung >einer "gemeinwirtschaftlichen Belastung" gdt~n müssen und schließlich 
die Ziffern 6 und 7 sich mit den Folgenmgen befassen, die aus einer gemeinwirt" 
schaftlichen Belastung ggf. zu ziehen, sind -- Ziffer 6 mit der Folgenmg .für 
den unmittelbar betJcoffenen V,erkehrsträger, Ziffer 7 mit den mittelbaren Aus:. . 
w'irkungen, die bei den konkurrier,enden V,erkehrsträgern auftreten können. 

. Schroiff hat diesen Auswirkunß1en nach Ziffer 7 den Hauptteil sein:er Aus;:: 
führungen g,ewidmet. . Dem Range nach stehen sie in einer volkswirtschaftlichen 
Betrachtung u. E. am Schluß der Skala. 

I. Die gemeinwirfschaHliche Verkehrsbedienung als Problem 
der Wettbewerbsordllung " 

Es bedarf keiner weiteren Begründung, daß die gemeinwirtschaftlichen Ldstungen 
nach ZiHer 2 (Absatz 2) und 'ebenso, soweit ihnen eigen wirtschaftliche Uebel.'\:' 
l~.gun?~n . zugrunde liegen, .nach Ziffer 3 des Katalogs keine beson~eren Fragen 
f~r dte N~uordnung des Verkehrswesens. aufwerfen. Hier fügen sich in glück" 
hcher Erganzung Erf.ordernisse der staatlIchen Rechts" und Wirtschaftsordnung 
mit dem Eigeninter·ess'e der V,erkehrsunternehmen zusammen. 

Die v,on dem V,erfass·er angedeutete Problematik liegt im wesentlichen im Fall 
nach Ziffer 4. Nur hier tauchen die außeJ:lOrdentlich schwierigen Fragen der 
Abwägung des Allgemeininter,esses mit den divergierenden Erfordernissen kom", 
merziellen HandeIns gemeinwirtschaftlich gebundener V,erkehrsunternehmen auf, 
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die Frage nach Umfang und Zweckmäßigkeit der Einzelmaßnahmen, der Ein", 
schaltung dnes bestimmten Verkehrsunternehmens als Instrument der staatliche:tt ' 
Wirtschaftspolitik - kurz die Frage nach der "Einschränkung der gemeinwirt", 
schaftlichen Yerkehrsbedienung" zu deren Lösung Dr. Schroiff mit seine~ 
Abhandlung - begrenzt auf den Bereich des Güterverkehrs - heitragen will. 

Entgegen dieser erklärten Zielsetzung und entgegen seiner !eigenen Definition 
,daß ,es der Zweck der gemeinwirtschaftlichen Verkehrspolitik sei, die Yolks~ 
wlrfschaft als Ga n z ,e s zu fördern, hat sich Schroiff, wie bereits hervor"" 
gehoben wurde, im wesentlichen mit 'einem anderen Problem befaßt, näm1i~lt 
der "Gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrshedienung als Problem der W,e t t "" 
be w ,e rbsordnung" (vergl. Ziffer 7). Diese in der Abhandlung immer wieder" 
kehr,ende veränderte Fragestellung beeinflußt Ergebnis und Inhalt der Unter", 
suchung so wesentlich, daß das 'eigentliche Thema u. E. zu kurz gekommen ist. 

Dem Hauptteil seiner Ausführung,en stellt Schl'oiff durchaus zutreffend di~ 
Forderung .nach dner scharfen Trennung zwischen der gemeinwirtschaft", 
lichen Y!erkehrsb'edi!enung und der gemeinwirtschaftlichen Y'erkehrs:: 
be1.astu ng vmaus (vgl. hierzu oben Ziffer 1 und 2). Eine solche Unterscheidun~ 
erscheint uns auch im Sinne der Beweisführung Schroiffs begrifflich notwendig, 
weil nur eine anzuerk,ennende B ,e la s tun geine Behinderung des W,etthewerblS 
darstellen kann. Ohne jede Begründung konbetis1ert der Verfass,er jedocJ). 
anschließend die gemeinwirtschaftliehe Y,erkehrs b 'e d i ,e nun g als dn Pl'oblell"l. 
der Wettbewerbsordnung im Verkehr. 3) Ohne Beweisführung wird' damit 
implieHe unterstellt, daß die im Wdtbewerb zu dem Hauptträger der gemein" 
wirtschaftlichen Y,erkehrshedienung - der Bundesbahn - stehenden andel'el\ 
Y'erkehrsträger in u nm i t t ,e 1 b .a r ,c.r W,eise den gleichen Y,erpflichtungen. 
unkrwmfen s.eien und daß weiter in dieser Wdtbewerbssituation der Kern Jet' 
Pt'IOblematik umschLoss'en liege. 1) Damit wird die Untersuchung auf dn Neben" 
pDoblem heschränkt, das unter -eigenwirtschaftlichen Gesichtspunkten für di;:: 
beteiligten Y'erkehrsträger vron ,erheblichem Interesse srein kann, dem aher füt 
das von Schroiff zur Unt,ersuchung gestellte Hauptthema nur untergeol'dnet~ 
Bedeutung zukommt. Inshesonder'e kann die an vielen SteHen s,einer Abhandlun~ 
hervmgehohene Yrerbindung von gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen unq 
Behinderung im Wdtbewerb, die ,offenbar im Sinne gegenseitig korrespondiJe: 
r,ender Bedingungen aufgdaßt werden, nicht anerkannt werden. Die gemein: 
wirtschaftliche Funktion der Bundesbahn wird zwar in manchen Fällen derartig~ 
HeII?:mnisse im Wrettbewerb für die ander,en Y,er~ehrsträg,er als Nebenwirkun~ 
auslos,en, doch sind ande.rerseits sreht: wohl Fälle denkbar und. vorhanden, itl. 
denen bestimmte gemeinwirtschaftliehe Auflagen an die Bundesbahn auf di~ 
anderen Yrerkehrsträger keinerlei Einfluß ausüben (z: B. Fahrplanpflicht, SoziaL" 
tadf'e im P,ersrünenverkehr 'Usw.). RICin begrifflich darf also die gemeinwirt: 
schaftliehe V,erkrehrsbed1enung des leinen V,erkrehrsträgers nicht mit etwaigen, 
Belastungen bei den andel'en Y'erkrelrrsträgern gleichgesetzt oder in unmittel: 
baren Zusammenllang gestellt werden. Wrenn wir auf unseren v,orangestdlten. 
Katalog vrerweisen dürfen, so ,ergibt sich, daß hier di:e Tatbestände von Ziffer 1 
und Ziffer 7 nicht auseinandergehalten worden sind. 

In diesem Zusammie!nhang muß der wiederholt vorgetragenen These des Yer., 

3) SeiLe 143, 4. Absatz. 
1) SeiLe H9, Ahsatz 2. 

• I 

I, 
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fassers, daß die gemeinwirtschaftliehe Y,erkehrsbedienung 'eine Aufgahe all e r 
öffentlichen Yrcr~ehrsträger sei, nachdrücklich widersprochen werden. Es ist un" 
bestritten, daß die Bundesbahn gemeinwirtschaftliehe Auflagen kraft ausdrück.. 
licher ges,etzlicher Ymschriften (§ 4 Abs. 1 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes, 
§ 4 Abs. 1 des Bundeshahngesctzes, §§ 453 H. des Handelsgesetzbuches sowie 
§§ 3, 6 und 53 der Eisenbahnverkehrsordmmg) zu ·erfüllen llat und überdies als 
staatliches ,Yerkehrsunternehmen an die Richtlinien der Bundesregienmg ge" 
bunden ist. Eine Aus,einandersetzung darüber, ob und in welchem Umfang ggf. 
auch die anderen Yrerkelü:sträger dahingehende Rechte ,oder Pflichten walm, 
zunelunen hätten, wäre ,entbehrlich, wrenn nicht immer wieder der Y,ersuch unter" 
nlOmmen würde, aus dieser' angeblichen Yrerpflichtung bestimmte Forderungen 
herzuleit,en .lOder zumindest unter Berufung auf angeblichr gleichartige 'eigene 
"Belastungen" die Sonderleistungen der Bundesbahn bei der Erfüllung der ge" 
meinwirtschaftlichen Yrerkehrsbedienung zu hestreiten. Da auch SchroHf in seiner 
Abhandlung die gleichen Thesen v,ertritt, muß doch die Frage gestellt werden, 
wlOher Binnensc1üffahrt und Kraftverkehr die Legitimatton nehmen, die gemein" 
wirtschaftliche Y!erkehrsbedienung als -eine ihnen übertragene "Aufgabe" zu be" 
z·eichnen. Die "de fado"Theorie" des' Verfassers, mit der wir uns später noch 
zu befassen haben, vermag lediglich gewisse "Rdlexwirkungen", also dem Wort" 
sinne nach -einen Widerschein der gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrsbedienung 
der Bundesbahn in tatsächlicher Hinsicht zu erklären, die' jedoch schon nach 
diesem v,on Schroiff g,eprägten Ausdntck nicht mit ICinem "Auftr.ag" oder einer 

. "Aufgabe" gleichgesetzt werden können. 

Inwieweit di:eanderen Yrerkdrrsträger Binnenschiffahrt und Straßenv,erkehr rein 
technisch und ökonomisch zur Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Aufgaben in 
der Lage sind, soll in Uebereinstimmung mit dem Yerfassrer hier .unerörtert 
bleiben. Nur auf einen Gesichtspunkt darf aufmerksam gemacht werden: Schroiff 
~chHeßt sich :der Begriffsdefinition des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundes" 
vrerkerusministerium dahin an, daß die Hauptzielsctzung der g,emeinwirtschaft" 
lichen Verkehrsbedienung raump.olitischer Natur sei, also in 'erster Linie der Ev 
schließung schwachbesiedeltcr Gebiete und dem Ausgleich der Standort" 
ungunst .revierferner Gebiete dienen $Jolle. Er sicht ,aber im Zuge der Zu' 
sammenballung der Menschenrnassen auf 'engem Raum zunehmend mehr gc" 
sellschaftsp'olitische Aufg.aben in den Vordergrund treten, also die Entballung 
von Industri:egebiceten und die Auflockerung großstädtischer Siedlungen. Hierzu 
scheint uns der Hinweis ,erforderlich, daß das Yorhandensein und der Wirkungs« 
grad der meisten Binnenwasserstraßen diese gesellschaftsp'olitische Zielsetzung 
u. E .. nicht zu fördern geeignet sind, sündern ihr .geradczu entgegenstehen. 
Nirgends ist die KronzentratLon von Wirtschaftsunternehmen und damit dic ZU" 
sammenballung VlOn Menschenrnassen SIO gnoß wie. im Herreichi der W,asserstraßen. 
Jeder neue Kanal ztcht, süweit 'er zur Erschließung des berührten Landes überb 
haupt heiträgt Industrien und Wirlschaftsbetriebe an den Wasserweg und ver" 
stärkt damit 'die ,allgemeinen Ballungst,endenzen. Dieser den Wasserstraß.en 
immanente Süg wirkt also reinem wichtigen gemeinwirtschaftlichen Ziel entgegen. 

Wctzlcr-ßericht 

Sc1rr,oiff kommt in seinen weiteren Ausfühntngen wiederholt auf den "Bericht 
des Sachv,erständigen"Ausschusses zur P,eststellung der betriebsfremden Lasten und 
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen der Deutschen Bundesbahn" (Wetzler" 
Ausschuß) z,urück. In Anlehnung an bestimmte Formulierungen dieses Aus" 

Bg.S 
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erk>ennung dnes bestimmten Tatbesatndes als 'einer gemeinwirtschaftlichen Be" ! 
lastung: 6) 

.1) Gegensatz zum dgenwirtschaftlichen Interesse 
b) Zwangscharakter der Last 
c) Einseitigk>eit und 
d) Unzumutbark>eit der Belastung. 

Hierzu müssen mehrere Einwendungen ,erhoben werden. W,ährend sich die 
Punkte zu .1) und b) mit unserer eigenen, in der Einleitung versuchten Klar" 
stellung deck/en und anerkannt werden können, muß zum Punkt c) festgestellt 
werden, daß die Einseitigkeit der Last zwar innerhalb der Verhhrswirtschaft 
im Rahmen des Wettbewerbs der Verkehrsträger vlOn Bedeutung sein kann, 
begrifflich aber ;mit der Frage nach der Existenz <einer gemeinwirtscl1aftlichen 
Last nichts zu tun hat. Auflag,en oder Verpflichtungen mit finanziellen Au$;>' 
wirkungen können grundsätzlich auch dann gegeben s,ein, wenn verschiedene 
üder sämtliche V,erk>ehrsträger vergLeichbar,e Lasten zu tragen haben sollten~' 
Schroiff hält hier seinerseits Begriff und Auswirkungen reiner Last nicht klar 
ausdnander. üb und in welchem Umfang aus tCiner slOlchen finanziellen - nicht 
einseitigen - Last irgendwelche KlÜns'equenzen zu ziehen sind, ist eine hiervün 
u. E. scharf zu tr'ennende Frage. Das gleiche gilt für die Voraussetzung zu d), 
für die Zumutbarkeit IÜder Unzumutbark>eit dner Belastung. Auch sie stellt ein 
ausschließlich politisches, alLenfalls nüch finanzielles Pnoblem dar, das ebenfalls 
in den Berdch der v,erk>ehrsp.olitischen Fülgerungen verweist, für die sich auch 
die Saclwerständigen des WetzLer"Ausschuss'es ausdrücklich als nicht zuständig 
erklärt haben. 
Für dne theoretisch"wissenschaftliche Betrachtung im Sinne der einleitenden Aus" 
führungen Schmiffs hätten wir ,es daher nur mit den Prämisslen zu .1) und b) zu 
tun. Da wir mit der These zu .1) - Anerkennung 'einer Last nur insoweit, als 
,ein bestimmtes V,erhalteneigenwirtschaftlichen Inter,ess,en widerspricht (v,erg!. 
Ziff. 4 unseres Katalogs) - weitgehend übeDeinstimmen, können wir uns in der 
weiteDen Auseinandersetzung im wesentlichen auf den Punkt b) - Zwangs" 
charakter der Last - beschränken. Nur zur \'\fiderlegung ,einigel' bestimmter Be" 
haupiungen des V,erfassers wird ,es erforderlich sein, auch die beiden anderen 
,Punkte in unsere Stellungnahme mit dnzubeziehen. 

Der Zwangscharakter der Last 
Schmiff ist der Ansicht, daß due gemeinwirtschaftliche Last nur dann gegeben 
sei, wenn der Verk>ehrsträger sich nicht von sich aus von dieser Last freimachen 
kann, wenn 'er also insowleiteinem Z iN ra TI g unterli:egt. Er stellt hierzu die 
These auf - die auch die Binnenschiffahrt für sich in Anspruch nimmt,' als 
der'en sachv1erständiger V,ertreter in verschiedenen Amschüssen Dr. Schroiff 
wiederholt ,ähnli<;he Gedanken vürgetragen hat -, daß ,es gleichgültig sei, ob 
,es sich dabei um 'einen Zw,ang de jur1e oder de 'facto handele. Es komme aus" 
schließlich' dar,auf an, ob der andere V,erk>ehrsträger cf f,e k ti v ebenfalls slOlche 
g,emeinwirtschaftliche Belastungen zu tragen habe ,oder nicht. Im Wie t t b 'e w ,e I" b 
s,ei ,allein die de facto~Wirkung maßgebend und nicht die de jure"Verpflichtung. 
Die ,abweichende Auffassung der Bundesbahn wird als "für d~e Bahn typisch, 
als formaljuristisch" abgdehnt. 

5) Seile 145, 148. 
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Abgesehen davün, daß die 'Behandlung dies1es . allgemeinen Grundsatzproblems 
auch in diesem Zusammenhang wieder, wi,e wir meinen, zu Umecht auf die 
Auswirkungen in der internen Wettbewerbslage ,abgestellt wird, scheint uns der 
Verfasser mereinem zweifachen Irrtum und überdies ,einem Widerspruch zu 
seiner <eigenen v10rausgdllenden Argumentation rerlegen zu sein. 

.1) Schwiff hat wenige Absätz1e zuvor und als 'erstes Kriterium zur Anerkennung 
dner g,emeinwirtschaftlichen Last die FlOrderung aufgestellt, daß die Leistung 
rcntgeg1cn den dgenwirtschaftlichen Interessen erbracht werden müss,e. Man 
mag trütz grundsätzlicher Vürbehalte gegcn die Einbeziehung von KlOn" 
kurrlenz~ und W<Ctthewerbsüherlegungen mit ihm dahin ühereinstimmen, daß 
d1eökol1<omischen Gesetze als FlOlge der gemeinwirtschaftlichen Leistungen 
Ider Bundesbahn in den ander,en V,erkehrsträgern ,ein bestimmt,es V,erhalten 
zur Erhaltung ihres' V'erk>ehrshesitzes und jhrer Einnahmen nahelegen, man 
mag unter rein wirtschaftlichen Gesichtspunkten auch dn rentsprechendes 
Handeln dieser V,erk>ehrsträger als <einen Zwang de facto anerkennen - keines,. 
falls aber kann Sclwoiff darin geFolgt werden, daß derartige Leistungen 
au ß 'e I" h .1 I b der 'e i gen wirtschaftlichen Ueberlegungen dies.er V,erkehrs,. 
unternehmen liegen. Bereits dieses erste von dem Verfass·er sdbst heraus~ 
g,estellte ,ess'entielle Erfrordernis der gemeinwirtschaftlichen Belastungen ist da,. 
mit bei den anderen V,erk>ehrsträgern n ic h t 'erfüllt. ' 

b) Der de facto~Theorie des V,erfass1ers steht sdne ,eigene Argumentation (S. 143) 
lentgegen, daß gar nicht die gemeinwirtschaftliche V,erk>ehrsbedienung durch 
dieeinzdnen V,erk>ehrsmitDel schlechthin inf.eressiere, sondern daß als v,erhhrs" 
politisches Problem nur derjenige Treil der gemeinwirtschaftlichen Verkehrs" 
bedienung ,hedeutsam sei, durch den v'erl,angt werde, daß Transport" 
leistungen ,aus vülkswirtschaftlichen Gründen durchgeführt würden, und daß 
nur diejenig,en Verk>ehrsleistungen zur Erörterung stünden, die in Abweichung 
ViQn den betriebseigenen Interessen v ,e r 1.1 n g t würden. 
Wir stimmen diesen Darlegungen desYerfassers in v,ollem Umfang zu. SchroHf 
hat hier 'ebenfalls die Diskrepanz zu betriebseigenen Interessen als Bedingung 
postuliert und weiter das ausdrückliche V'e I" 1 .1 n ge n - also dnen staat~ 
lichen Auftrag - zur Vmaussetzung der Anerkennung einer Belastung 
gemacht. 
,Binnenschiffahrt und Kraftwagen werden daher 'erst nachzuweisen haben, 
wdche für die Wirtschafts" und VerkehrsplOlitik zuständige staatliche Stelle 
,eine derartige Forderung an sie gerichtet hat.~) .Sollte ihrentsprechen~es ~us 
konkunenzwirtschaftlichen Ueberlegungen dlkhertes Verhalten gememwlrt,. 
'schaftliche \'\firkungen im Sinne unser,er dnleitend dargestel~!en De~initio.n 
herbeiführ,en, S.o kann jedenfalls vlOn diesen beiden Verk>ehrstragern mcht dIe 
Prämiss,e zu Ziffer 4 - auHerhalb cigenwirtschaftlicher Ueberlegungen - und --

6~ Zur V~rme~uung von 'Clwaigen Mißv.erställunisscu sei l.lcrvorgchoben, uaß sclbslvcrs~:iIld~'ich nid.ll 
~lQ Dll Ul;) mü der gcmc'illwirtschaflllidl'eu Verkchrsbcdl'c:nun.g verbund?lliell Las~en fu; :~'l<;h, al!clrl 
lt~ An6prud~ zu ndUn<Jll hoabsichtigt, somlern daß es wl,cht,:g'() vO!kSW1Tlsc:hafth.cl~o G1'u~I~lc slll~l, 
dl'o gegcl~ ,e'mo \Ccr~oiliu'llg die,~or Aufgabe auE mclwore \C~rkehrslrag:or sprechen! d;)~lll lh~ W.,Sl

lC.1l 

und dwalg;) AllsgLoldlsforderullgC'll J,e;." V;)1'l,e111~s müßten swh kumuhoron, wenn lln hahmen dlCscr 
me,ist völlig unwirtschaftLichen Maßnahmen noch zu,s'iHzlich die K 0 ~l kur 1'0 n. z de.r and~:cn Ver­
kehr~trägcr durch ontspl'eclwnde Ane1'kcurlUlllg gefördert würuo. DLO These Schrolffs WUl'UO ~lso 
zu einem v'ßl'größ,erLon, durch die gemeinwirtschaftliehe Ziü!&etzung ntcht begründeten volkswlI'l­
schartlichen Aufwand führen. 
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',eben&owenig die Prämisse zu Ziffer 5 - 'ein staatlicher Auftrag - in Anspruc~ 
g,enommen werden. 

c) Schließlich kann dem Verfasser auch nicht in der Begründung gefolgt werden. 
daß derartige "Reflexwirkungen" der gemeiilwirtschaftlichen Verkehrsbediec 
nung der Bundesbahn v,on den anderen Verkehrsträgern als "wlrtschaftlich~s 
Handicap" im W,ettbew,erbempfunden würden und d 'e s hai b "auch Vül1 

ihnen als Belastung geltend gemacht werden können. Auch hier sind die DingQ 
nur v,on dem betriebsinternen Standpunkt diesel' V ,e r k ,e h r s unternehmen, 
nidltaber vom volkswirtschaftlichen Blickpunkt gewertet worden. Ein wirt: 
schaftliches Handicap allein kann aber noch nicht irgendwelche Ausgleichs: 
fiorderungen oder Ansprüche rechtfertigen, sondern nur dann, wenn über: 
gemdnete staatliche Inter,essen von diesen Verkehrsträgern ein 'entsprechendes 
Verhalten 'erfordern sollten. 

Zu dies,em Ergebnis führt u. E. auch die Betrachtung vergleichbarer Verhält~ 
niss,e in ander,en Bereichen, in denen ebenfalls neben dne Dein privatwirtschaft: 
liche Erwerbstätigkeit die Wahrnehmung staatlicher Aufgaben durch öffent; , 
liclvrechtliche Anstalten tritt. Wir denken z. B.an das Gebiet der Kranke'n" 
vIersicherung und ",behandlung, die in großem Umfang durch staatliche unq 
Immmuncile Einrichtungen (AOK, Univ:ersitätskliniken usw.) gesichert sind, 
mit denen xdn private Unternehmen "im Wettbewerb" stehen. Auch' für diese 
privaten Unternehmungen :ergeben sich ,aus dem Vmhandensein und der 
Tätigkeit der staatlichen Anstalten de facto"Belastungen und Erschwerniss'e in .. 
der betriebswirtschaftlichen Disposition. Aehnliche Bedingungen bestehen itn 
V,erhältnis zwischen priv,aten Schulen und staatlichen Schulen süwie bei 
anderen v,erglcichbaren Einrichtungen. Gleichwohl is~ u. W. von keinem dieser 
Unternehmen jemals der Versuch gemacht w\:?rden, die damit verbundene "Be. 
hinderung im \VlCttbewerb" in irgendeiner Form als dne ausgleichsfähige 
Belastung geltend zu machen. Es handelt sich hier um dne im Interesse des' 
Gemeinwühls hinzunehmende' Beeinträchtigung der Gewinnchancen privat. 
wirtschaftlichen Handelns, die durch Artikel 2 des Grundgesetzes ausdrück. 
lich gedeckt ist. 

Der V,erfass·er hatalsü nicht zwischen gemeinwirtschaftlichen Belastungen im 
Sinne der vün der V,erkehrswissenschaft ,erarbeiteten Begriffsdefinition und einer 
reineigenwirtschaftlichen Belastung im üblichen betriebswirtschaftlichen Sinne 
unterschieden. Die v,on Schroiff als "Reflexwirkung" bezeichneten Aus. 
wirkungen der Gemeinwirtschaftlichkeit, wie sie bei Binnenschiffahrt und Kraft" 
vlerkem vorkommen mögen, dürfen dem Wortsinn dieses Ausdrucks entsprechend 
mit dem materiellen Inhalt dieser Belastung nicht gleichg,es,etzt werden. Schroiff 
ist slOgar der Auffassung; die Binnenschiffahrt würde von derartigen Belastungen 
s t.ä :r k ,e T betrlOffen als die Eisenbahn, weil sie wegen der KlOnkurrenz der 
deutschen SchHfahrttr-eibenden untereinander nicht in der Lage sei, den Ausgl,eich 
durch andere V,erkehrseinnahmen herbeizuführ,en. 7

) Dieser Ansicht ist deshalb 
nicht zuzustimmen, weil wirtschaftlich kein Unterschi,ed darin gesehen werden· 
kann lOb Binnenschiffahrt und Kraftv·erkehr wegen ihrer internen Konkurrenz, 
oder ::'b die Eisenbahn wegen der Konkurrenz der anderen Verkehrsträger einen 
Ausgleich nicht zu ,erzielen verm?gen. . 

7) SCllü 147, Anrn.5. 
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Höhe der Belastung 

SchroHf w>ei~t darauf hin, daß er sich in seiner Abhandlung au€ die Erörterung 
der prinzipiellen Seite des PDoblems beschränken und daher zu der Höhe der 
Belastungen der ,einzdnen Verkehrsträg.er nicht Stellung nehmen wolle. Seine 
an dkser Stelle gegebenen Hinweise auf die Untersuchungen des W'etzler"Aus~ 
schusses 8) könnten jedoch zu unrichtigen Vorstellungen über die Arbeitsweise 
dieses Ausschusses führen. Sie sind möglicherweise darauf zurückzuführen, daß 
der Verfasser nur den abschließenden Beratungen des sogenannten erweiterten 
Wdzler"Ausschusses.als Sachverständiger für die Binnenschiffahrt angehört hat, 
so daß ,er die vlOrausg,egangenen sehr ,eingehenden Untersuchungen des 'engcren 
:.Ausschuss,es aus dg,ener Anschauung nicht zu beurteilen vermag. 

W,ennauch einzuräümen ist, daß eine iahlenmäßig ,exakte Ermittlung der genauen 
Höhe der gemeinwirtschaftlichen Belastung auf außel'Ordentliche Schwierigkeiten 
stößt, so ist ,es jedenfalls unzutreffend festzustellen, der Ausschuß habe sich' auf 
Sc h ätz u n g,en beschränkt. Die vom Ausschuß gewählte kasuistische M>ethode, 
einzdne besonders deutlich ,erkennbare Tatbestände der gemeinwirtschaftlichen 
B.elastung durch smgfältige Berechnungen und Untersuchungen zahlenmäßig zu 
erfassen, hat doch zu sehr konkreten VlOrstellungen über die Größenordnung 
der Gesamtbelastung geführt. Daß bei dieser V,erfahrensweise der Natur der 
Sache nach verschiedene Methoden - z. T .. Preis"Prds"Vergleiche, z. T. Preis~ 
}Gosten",Vergleiche - gewählt wurden, steht der Additionsfähigkeit der Tdl" 
.ergebniss,e 'entg,egen der Ansicht des V,erfassers nicht entgegen. So ist 'es z. B. 
belangLos, daß die Belastung aus der Vorhaltung einer Transportreserve nach 
}(.ostengesichtspunkten, die Belastung aus den SozialtarHen des Personenverkehrs 
aber durch einen Preis~Preis"Vergleichermittelt wurde. Ueberschncidungen 
können sich hier deswegen nicht ergeben, weil bei der Transportreserv,e nur Be" 
lastungen im Bereich des Güte r verkehrs geltend gemacht und vom Ausschuß 
anerkannt worden sind. Soweit in anderen Fällen, z. B. zwischen den Belastungen 
aUS den Sozialtarifen und aus dem Betrieb der Nebenbahnen, gewisse Deber", 
;chneidungen denkbar waren, hat der Ausschuß dieser Möglichkeit dur~h ,ent" 
sprechende Reduzierung der r'echnungsmäßig ,ermittelten Einzelwerte Rech.nung 
getragen. In weiteren Fällen ist zur V,ermeidung irgendwdc.~er U eberschncIdun", 
O'en v,on einer Anerkennung v,orhandener Belastungen uberhaupt abges,ehlen 
~,orden (so sind,z. B, die von SchroHf ,an ,anderer Stelle seiner Abhandlung s,e!bst 
3nerkannten Verluste aus dem Stückgutverkehr der Bundesbahn wegen emer 
;cilweise möglichen U eberschneidung mit d:r Bel~stung au.s dem Betdeb der 
N,ebenbahnen nicht gewertet worden). AngesIchts dIeser subtilen Deberlegungen 
vnd Durchleuchtungen bestehen gegen dne Addition der restlichen Belastungs", 
positionen keine Bedenken; sie ist im Geg,enteilaus Untersuchungszweck und 
Atlftrag des Ausschusses, die Größenordnung der Gesamtbelastung der Bundes" ' 
bahn zu ,er,mitteln, g,eboten. 

z;umutbarkeit der Belastung 

V,ern V,erfasser ist darin zuzustimmen, daß die gemei~wirtschaftlichen Belastungen 
;ZU den zugrunde liegenden V,erkehrsmengen und "pr'eisen in Beziehung steh~n, 
,die Ermittlung der Lasten als,o immer nur dne Art Mo me n tau ~ n a ~~ m e 
sein kann. Im Prinzip nicht folgen können wir ihm darin, daß der }eweIhg,e.n 
finanzsituati:on der Bahn ebenfalls ausschlaggebende Bedeutung zukomme. WIr 

\ 

------5) S()iLc 148, Anm. ü und SeiLe 155. 
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dürfen auf unser'en Eingangskatalog Ziffer 6 verweisen und feststellen, daß di~ i, 

damit aufgeworfene Frage der Zumutbarkeit mit der begrifflich"theordische!\ 
Erörterung des Themas unmittelbar nichts zu tun hat. Sie würde .allenfalls dan!\ 
bedeutsam werden, wenn bestimmte Ansprüche daraus hergeleitet würden. Das 
ist bisher nicht geschehen. Die Bundesbahn hat im Gegenteil wiederholt erklärt, 
daß sie hinsichtlich der gemeinwirtschaftlichen Belastungen Ausgleichsforderun" 
gen nicht erhebe. Es überrascht im übrigen, in der Abhandlung diesen Grundsatz 
- w,enn ,auch nur für die Bundesbahn - als dne Prämiss,e zur Anerkennung 
gemeinwirtschaftlicher Belastungen herausgestellt zu sehen, weil eine solche Be" 
trachtungsweise der vorwiegend privat" und wettbewerbswirtschaftlich ausgerich" 
teten Argumentation des Verfassers widerspricht. Aus Gründen der 'Finanz" 
situat10neines Betriebes wird dne Belastung im allgemeinen nur dann als "Un" 
zumutbar" bezdchnet werden können, wenn die Gewinn" und Verlustrechnung 
dieses Unternehmens nicht ausgeglichen ist, sondern Verluste aufweist. Eine der" 
artige Situation dürfte aber bei der ganz überwiegenden Zahl aUer Betriebe der 
Binnenschiffahrt und des Kraftverkehrs auch heute nicht gegcben sein, so daß 
cine Anerkennung gemeinwirtschaftlicher Belastungen bei diesen Verkehrsträgern 
unter der vom Y,erfasser gestellt.en Voraussetzung schon aus diesem Grunde ab" 
zulehnen und damit s,einen weiteren Ausführungen, die auf die Forderung nach 
einer derartigen Anerkennung hinauslaufen, die Grundlage 'entzogen wäre. 

Im Zusammenhang mit dem Begriff der Unzumutbarkeit bedürfen nach Ansicht 
Schroiffs :etwaige staatliche Entlastungcn oder Begünstigungen der Berücksichti" 
gung. Dies wi~d im Prinzip - soweit sie effektiv vorhanden sein sollten - ,an" 
zucr~enn~n sein. Nicht zustimmen können wir jedoch der weitereI?: F~stste.l1ung, 
daß m dtesem Zusammenhang "bei der Eisenbahn" auch die Moghchkert des 
i n t ,e r n:c n Aus g l,e ich s berücksichtigt werden müsse. Y'Üm Standpunkt dnes 
tormalen Wettbewerbsausgleichs, unter den Schroiff scinc Betrachtung des Pro" 
blems der Gemeinwirtschaftlichkeit gestellt hat, ist nicht v,erständlich, warum eine 
dwa bestehende Ausgleichsmöglichkeit nur bei der Eisenbahn Berücksichtigung 
finden sollte. Nicht v,erständlich ist diese Forderung vor ,allem im Hinblick auf 
den Kraftv,erkehr, der ja bekanntlich die verkehrsgünstigen Relationen bevorzugt 
und v,ermöge seiner individuelleren V'erkehrsbediell'lmg in weit höhel'em Maße' 
als die andel'en Verkehrsträger hochtarifierende Güter befördert (im Jahre 1955 
betrugen die Einnahmen aus den Tarifklassen A-D beim gewerblichen Güter" 
fernverk,ehr 56 % , bei der Bundesbahn nur 13,3 % der Gesamteinnahmen des 
Güterverkd1rS). Im Prinzip ist aber auch die Binnenschiffahrt nicht gehindert, 
sich in den Wettbewerb um diese Gütcr ,einzuschalten. Die unters'chiedliche 
O~ganisationsform de~ einzdnen Y,erkehrsträger, die inder Binnensclüffahrt ~md 
beIm Kraftverkd1r freI nach den 'eigenen betricbsinternen Belangen und Y:ortellen 
gestaltet ist, kann ,ebenfalls w,ohl kaum dafür zur Bcgründung herangezogen 
werdcn, daß lediglich die Eisenbahn diesem Zwang zum "internen Ausgleich" 
zu unterwerfen sei. 
In materieller Hinsicht verweist allein ein Hinweis auf die Lasten des Personen" 
ve.rkehrsalle ~rwägungen über ,einen internen Ausgleich in das Reich .der.Theorie. 
Dtes,e 'entscheIdende, vlÜm Y,erfasser leider unerwähnt gelassene g,ememw~:tsc~1aft" 
liehe V'erpflichtung der Bundesbahn schließt unter den gegebenen Y,erhaltmssen, 
jede AusgIeichsmöglichkeitaus. Ebenfalls nur theor:etischer Natur sind damit 
die weiteren Darlegungen, ,es liege für die Eisenbahn keine Beeinträchtigung 
ihrer Wettbewerbsfähigkeit gegenüber anderen Y,erkehrsträgern vor, "solange SIe 
die BeIastungenaus' den subventionsbedürftigen Verkehren in ihrem internen 
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Erlösausgleich ,auffangen könne". D) Von einem Erlösausgleich, unter "dem im 
übrig,en nicht nur dn Ausgleich zwischen Einnahmen und Ausgaben v,erstanden 
wlerden könnte dcr vielmehr eine volle Rentabilität des Unternehmens unter 
Einschluß ,eine; ~ngemessenen Y,erzinsung des Anlagekapitals voraussetzt, sind 
die Eisenbahnen in Deutschland heute leider weit ,entfernt. Andererseits ist sehr 
wlÜhl denkbar, daß auch bei ausgeglichener Rechnung durch bestimmte gemein" 
wirtschaftliche Auflagen das Ausschöpfen der vollen Gewinnchanccn gegenüber 
der K,onkurDenz v,erhindert würde - ein Gewinn, der unter den heute gegebenen 
v,erkehrswirtschaftlichen Verhältnissen auch nicht mit dnem von dem Verfasser 
abgelehnten "MlÜnopolgewinn" gleichzusetzen wäre. Nicht nur damnum emer" 
gens, auch lucrum cessans kann eine gemeinwirtschaftliehe Last darstellen. 

Betriebspflicht, Beförderungspflicht, Tarifzwang 

Nicht beipflichten können wir weiter den Ergebnissen, zu denen Schroiff bei der 
Behandlung der Begriffe Tarifzwang, Betriebs" und Beförderungspflicht gelangt 
ist. In der Abhandlung wird zunächst darauf verwiesen, daß diese Begriffe, 
unter denen nach .allgemeiner Auffassung der wesentliche Inhalt der gemeinwirt" 
schaftlichen Y,erkehrsbedienung v,erstanden wird, berdts in der Frühzeit dcr 
Eisenbahnen ,entwickelt worden sind. 

Bekanntlich sind die wichtigsten Eisenbahnen schon bald nach ihrer Fertigstellung 
in die Hand des Staates überführt und damit den übergeordnden Staatsinter,essen 
dienstbar gemacht worden. Ob es unter diesen Umständen und vor allcm unter 
Berücksichtigung der Selektionsmöglichkeiten, die dem priv,aten Kraftv·erkd1ts" 
gewerbe heute IÜffenstehen, selbst im Rückblick ,auf die Y1ergangenheit richtig ist, 
v.on der NlÜtwendigk:eit "zur Beseitigung unlauterer W,ettbewerbsmethoden" und 
dem ühersteigerten Erwerbsstrehen" der Eisenbahn zu sprechen, 10) möchten wir 
dahi~~estellt s,ein lassen. Unrichtig ist jedenfalls die Feststellung (Anmerkung 8), 
daß der Tarifzwang so lange keine Belastung sei, als di'e Tarife in "ihrer Gesamt" 
heit die Gesamtkosten der Bahn deckten". Auch der ,entgangene Gewinn, auf 
den dn Y,erkehrsunternehmen im Inter'ess'e gemeinwirtschaftlicher Zielsetzungen 
v,erzichten muß, ist dne unbestreitbare Belastung (im Sinne der Ziffer 4 unseres 
Katalogs). Eben~o wie dies praktisch vlÜm Ve~fasser. für die. nach privatwir~ 
schaftlichen Grundsätzen arbeitenden Verk'ehrstrager Bmnensclllffahrt und Kraft" 
verkehr in Anspruch genommen wird, muß dies für die Bundesbahn gelt,en, ~'er 
die Wahrung kaufmännischer Gesichtspunkte im Bundesbahngesetz zur .. Pfhc~t 
gemacht ist. Ob hingeg,en diese Lasten bei ausreichenden Gesamt~~l?sen. m 
irgendeiner Form honoriert werden, ist wieder dne nach, ZweckmaßIgkel~s" 
g,esichtspunkten zu entscheidende politische Frage. Der Y'erfas~er hat dah~r lucr 
zwischen der tatsächlichen Belastung (Ziffer 1 und 2) und der m das{ GebIet der 
vcrkehrspolitischen FlÜlgenmgen gehörenden Frage der Zumutbarkeit (Ziffer 4 
und 6) nicht unterschieden. 
Ebenso kann ,der F,eststellung nicht gefolgt werden, der Tarifzwang stelle. des" 
wegen keine 'cinseitige Belastung dar, da auch Binnenschiffahrt und g.ewerbhcher 
Güterfernv,erkehr dem gleichen Tarifzwang unterlägen. 11) De,r Tartfzwang als 

D) Scitc 149. 
10) SeiLe 150. . . . .. 
11) Es soll nicht bes,tritLen werden, daß jede Preishindung in ,~rller im übrigen nach de~l ~)Tlt~ZlpI'Cn 
oincs freien Marktes arbeitenden \VirLschaft eino llcOlnträchtlgung der \VettbewerLsfalugkClL und 
der TariIzwang daher auch bei DintlclbSchiffa:hrt und Kraftvorkehr oine \\\irtschaftliche Last tlar-



40 IIeriberl Gosse 
----------------------------------------------------------------~~ 

ELement der gemeinwirtschaftlichen Y'erkehrsbedi1enung kann nur im Zusammelt.­
hang mit den beiden anderen Hauptele~enten der Gemeil1wirtschaftlichkeit, d~f 
Betriebs~ und Beförderungspflicht, zutreffend gewertet werden. Nur wenn die~c 
drd T,atbestände gemeinsam vorliegen, ,erwächst aus der gegenseitig,en Yerflec~.­
tung und Wechselwirkung dieser M'erkmale der Tarifzwang zu einer echten g~f 
meinwirtschaftlichen Last. Im Gegensatz zur Eisenbahn sind Binnenschiffah.~t 
und Kraftv,erkehr daher in der Lage, sich allen belastenden Auswirkungen d~~ 
T,arifzwanges zu 'entziehen, indem sie -- unbehindert durch die Betriebs~ uQJ 
Beförderungspflicht -- Transporte ablehnen, die für sie nach der Tariflage nic~t 
in: ter,essan t ,erscheinen. 

Wie Musteinmal festgestellt hat, gleicht die Tarifpflicht nur "Ieinem Schwert ~hl\,c 
Klinge", wenn die Beförderungspflicht fehlt. Sie ,erst gew,ährleistet, daß d\c 
Befördenmg von Gütern über Strecken grußer und geringer Y,erkehrsdichte, üb~r 
betrieblich günstige und ungünstige Anlagen, bei s,elbstkostenmäßig vorteilhaft(!l1. 
und nachteiligen Bedingungen wirklich immer und überall zu gleichen Tarif(!j'l 
durchgdührt ,wird. 12) , , 

Die Forderung bestimmter Beförderungszeiten im Rahmen der gesetzlich VO\'f 

geschriebenen Lieferfristen kann mit Belastungen verbunden sein. Unzutreffcl)J 
ist weiterhin, daß von der Bundesbahn nicht v,erlangt werde, allen TranspOJ:.\:f 
anfmderungen zu genügen. 1:3) § 4 Abs. 1 des Allgemeinen Eisenbahngesetzt<\5 
-- inhaltlich gleichlautend § 4 Abs. 1 des Bundesbahngesetzes -- bestimmt alt~f 
drücklieh, daß die Eisenbahnen ihre Anlagen lind Fahrzeuge "nach den A'lIJ 
forderungen des Y,erkehrs" auszubauen und zu 'ergänzen, sowi,e "den Reise~ Ul)c! 
Güterverkehr in Uebereinstimmung mit dem Y,erkehrsbedürfnis" zu bedienell 
haben. Dtesle Rechtsgrundlagen der Betriebs" und Beförderungspflicht zwingen 
die Bahnen z. B. zur Einhaltung fester Fahrpläne im Personen" und Güterv,erkehr 
sowie zur Vorhaltung ausreichender Anlagen und Transportraumreserv,en. 11) 

In diesem Zusammenhang darf dn weiterer Irrtum richtiggestellt werden, d(!f 
auch in der Abhandlung des Y,erfassers wiederkehrt: Die Unterbilanz der Nebetv 
bahnen ~ird meist als eine aus der B 'e t r ie b s p f 1 ich t folgende Bdastul)<1' 
Idargestellt. Die Ylerluste aus der Bedienung der Nebenbahnen sind Jedoch i~ 
lerster Linie auf den geringen Ausnutzungsgrad dieser Streck:en und die damit 
v1erbundenen höheDen betri:eblichen Kosten zurückzuführen, denen wegen des 
Grundsatzes der Ta r i f g I 'e ich h ,e i t höhere' Einnahmen nicht gegenüber", 
stehen. Die Unterbilanz der Nebenbahnen ist daher im wesentlichen eine Folge 
des Tarifzwanges. Damit erledigen sich die gegen die Anerkennung dieser Be" 
lastung vtOrgebr,achten Einwendungen, es müsse der Zubringerwert der Nebel)f" 
hahnen für das Hauptnetz berücksichtigt werden. Der ~3egriff des Zubringer? 
wertes ist in dem Augenblick irrelevant, in dem der Bundesbahn in Abweichul)U' 

'" 
stellt. Si'Ü ist bei (liesClI Verkehrsträgern jedoch koine ge m c,~ n wid.scha..ftlidw Last, di,o den ent-
sprechenden Au.fIagen bci der lIundesbahn glcichzusdzen wäre, \ 
1 e) Most, SOlJiaJ,e Marktwirtschaft und Verkdlr, Scllrifl,cllrlYihe des' Bllndcsminlistcrs für Verkehr, 
JIdt 6, Seite 43, '.! • 

J:l) Seite 150, Anm.8. 
1,4) Da in d~(,&em Zus'ammcnhung immer wioocl' hchauptel wird, daß diü and'eren Verkehrsträger 
gleicha~tige He&erven vOT7lllhaltcn hätten, soi nochmalsl Iestgl"S~eUt, daß eino Transportrunmrcserve 
VOll der Bundc'shahn nur i n ~ 'Ü W e i t -als, lIobsh}llO' ungclllcldllYt und vom \Vetzlcr-Ausschuß .an­
erkannt worden isl,al:s "V!} über di,evOll jedem W7rt,c1:utflsllnternol~men ~blicher\~,c-i'Se und aUcb 

, VOll den Verkehrs,trägern lIillnc'Ilsc'hiffa'hrt und Kraftverkehr auS> Clgcnwu-tsehafthcho!l Gründcll "­
vOl'g"ChalLeIH} normalo HÜ'S'erv'c 11 in aus gtlht. 
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von dem Gl(unds,atz der Tarifgleichheit im Raum teine angemessene Erhöhung 
der Tarif.e im Bereich der Nebenbahnen zum Ausgleich der höheren betriteb~ 
lichen Aufwendungen gewährt wird. Bei freier Tarifgestaltung wäre die Bundes;< 
bahn in der Lage, die Verluste aus der Yerkehrsbedienung der Nebenbahnen ,ohne 
Rücksicht auf die fragwürdige Existenz und Höhe teines "Zubringerwertes" durch 
entsprechende Steigerung der Einnah'men aus den Nebenbahnen sdbst aus zu,,: 
gleichen. Ein nennenswerter Wettbewerb anderer Y,erkehrsträger stünde in diesen 
verkehrsschwachen Gebieten -einem solchen Y'erhaJt.en nicht entgegen. 

Damit ,entfällt jede Begründung, den "Zubringerwert für das Hauptnetz" gegen 
die nach Küstengesichtspunktenermittelte Unterbilanz der Nebenbahnen auf" 
Z Lwechn en. 

Die Binnenschiffahrt als Nutznießer des gemeinwirtschaftlichen Systems? 

Es gehe hei den zu trdfenden verkehrspolitischen Entscheidungen, so heißt es 
in Ider Abhandlung, darum, üb und inwiew!Cit der interne Ausgleich der Bahn 
wieder funktionsfähig gemacht werden könne, 'entweder durch M'ehrverkehr aus 
der künjunkturdlen Entwicklung, oder aus der Rückwanderung von der Straße 
auf die ScMene -- die Rückwandenmg von der Binnenschiffahrt ist nicht erwähnt 
worden -- oder durch Veränderung der Eisenbahntarife und "kosten. In diesem 
zusammenhang wendet sich SchroHf gegen die Auffassung von Schulz,,:Kiesow, 
daß auch :die Binnenschiffahrt Nutznießer des gemeinwirtschaftlichen .' Tarif~ 
systems, insbesondere der Gleichtarifienmg im Raum sei und die gemeinwirt~ 
schaftliehe Y'erkehrsbedienung, 'ebenso wie der Kraftv'erkehr, geradezu aus,,: 
gehöhlt habe. 

,\o/Iennauch die Ablehnung dieser Gedankengänge SchubKiesow's durch dnen 
Sachwalter der Interessen der Binnenschiffa'hrt an sich verständlich erscheint, 
sO kann der geg,ebenen Begründung jedenfalls nicht gefolgt w~rden. Schroiff 
räumt dn, daß die Binnenschiffahrt aus der gemeinwirtschaftlichen Tarifpolitik 
der Bahn, vor ,allem der Gleichtarifierung im Raum, "gewisse Yorteile" gehabt 
habe. Dem sei heute aber keine Bedeutung mehr beizumessen, weil sich diese 
Gleichtarifierung praktisch auf die Regeltarife und die allgemeinen Ausnahme" 
tarife beschränke, die, gemessen an den Beförderungsmengen und "einnahmen, 
läpgst nicht dieselb~ Bedeu.tung h~tten wie. die übrigen Ausn~hmetarife. In ~er 
J3ipnenschiffahrt spIelten dIe zu dIesen Tanfen gefahrenen Guter -erst recht eUle 
"öllig untergeordnete Rolle. 

piese Fteststellung,en sind unrichtig. Im Jahre 1955 sind bei der Bundesbahn von 
d. 250 Mio t des öffentlichen Güterv,erk,ehrs etwa 80 Mio t nach Rege1tarifC'Il 

~J1Jd rd. 170 M10 t nach Ausnahmetarifen befördert worden. Von den Gütern 
der Ausnahmetarife ·entfielen mehr als 120 Mio t auf die allgemeinen Ausnahme,,: 
tarife.16) Insgesamt sind damit über 200 Mio t oder mehr als 80 0/0 1 des gesamten 
J3.eförderungsv'olumens der Bundesbahn zu Tarifen befördert worden, für die 
d~s Prinzip der Gleichtarifierung im Raum Gültigkeit besitzt. Zu diesen Gütern 
gebören überwiegend ausgesprochene ,Masseng:.iter w~e Koh,~en, ~rze, Ba~stoffe , 
u pd apdere. Soll ernsthaft behauptet werden, daß dIese Guter m der Bmnel1P 

cbiffahrt "eine völlig untergeordnete Rolle" spielen? 
,5 . 

-------16 ) ~>c'nau 125,7 Mio 1. Unt~r "allgemeinon :AUlsnahm:tariIclI" sind daboi ~~r Tarife mit Geltun~-
reICh von allen ProduktlOns- bzw, Gowl'lmungss,latten Il ach allen Iur Verbrauch und Vel­

Jyo}yeitll'ng in Frag<) kommenden PlätZen vers'tandcn, 
tl f 
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Im übrigen läßt _ sch?neine flüchtige Analyse der V,erkehrs" und Kost,enlag~ 
erkennen, daß dIe EIsenbahn bei Aufgabe d~s Prinzips der Gleichtarifierunr.. 
sehr wohl in der Lage wäre, unter voll,er \'\7ahrung der Kosten~ 
g ,e s ich t s p u_n ~ te in '~inen für die Binnenschiffahrt in zahlreichen Relationer\ 
mehral~ sc~wIen?e? LeIstungs" und Preiswettbewerb 'Cinzutreten. Die VlOrteil~ 
der Tanfglelc!ilieIt 1m ~al1m für die Binnenschiffahrt sind damit offenkundi~ 
und unbestrel~bar: "DIeser Tatsachen ist sich die Binnenschiffahrt durchau~ 
bewußt, legt SIe doch be~ond~r~n Wert auf die Beibehaltung der V,erpflichtlln~ I 

der Bundesbahn zur gleichmaßlgen Berechnung ihrer Beförderungspr'Cise .ohn<!: 
Rücksicht auf die Verkehrsdichte." 16) 

,Scht~oiff weist weiter darauf hin, daß mit dem Auftreten des Kraftwagens di~ 
Prdsdifferen~ier~ngs~öglichkeiten der Eisenbahn g,eschmälert worden sind untt 
nunmehr zusatzhch dIe Substitutionsclastizität der Bahntransporte durch Kraft" 
wagentr,ansporte zu berücksichtigen sei. Diese F~ststellungen sind an sich richtig, 
Als Folge der v,erschärften \X1ettbewerbssihlation sah sich d1e Bundesbahn be., 
kanntlich im }ahr.e 1953 im Zuge der Abtarifierung der Klassen A-D zu ~eine~, 
~usa.mmendrang.ung der W,ert~taffel g'ezwung~n. Es erscheint aber unvollständig, 
111 :dleser Be~rteI!'lm~ der vcranderten Wirkung der W'ertstaffel nur die R'egd" 
taTtfe ~u ~eruckslchhge~ .. Auch die allgemeinen Ausnahmetarife sind Ausdruc~ 
des Pnnzlps der W,erttanflerung; praktisch bilden s1e dfe Erweitenmg der Klassen" 
staffel nach .~mt~n. Unter .Einbeziehung dieser Ausnahmetarife ist das Fracht" 
spannenv:~rh~ltl1ls. und damit die Wirkung der Wertstaffel immer noch beachtlich: 
das ~Vlerhaltl1ls zWIsch~n der Klasse A und dem niedersten .allgemeinen AT betru~ 
191~. 100 : 20;5 ;es hegt .heute bei 100 : 23,9. Bei dieser ,erstaunlich geringen, 
Veranderu~g ~er Span~e hegt die Frage nahe, ob sich die Bundesbahn angesicht~ 
der revolutIonaren Veranderung der technischen und ökonomischen VerhältnissQ 
im y,erke.hrswesen ~icht Zll !erheblich weitergehenden Maßnahmen auf dieselI\ 
GebIet wtrd lentschheßen müssen. 

H. Grenzen der gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedienung 
Erst in diesem Schluß teil seiner A'llsfüh'nmgen wendet sich Schroiff,. wie wh' 
einleitend. ber.eits herv?rgehoben hatten, dem'eigentlichen Thema - den Grenzen 
der g~me111~I.rtsch~ftl~chen V'erkehrsbedienung _ zu. "Um die Gemeinwirt" . i 

schafthchkett 1m Pnnzip zu retten" 17) lind den Gesamtausgleich der Bahn wLedel' 
herzustellen, sieht 'er drei W,ege: 

a) die Belastung der anderen Verkehrsträger mit Ausgleichsmaßnahmen, 
b) Schadloshaltung der Verkehrsträger für gemeinwirtschaftliehe Belastung,en 

durch den Staat, 

e) Einschränkung der gemeinwirtschaftlichen V'erkehrsbedienung, soweit die 
Belashl.ngen .~b~er di~ infolgeder Verk,ehrsentwicklung verringerten eigenen 
Ausgle.~chsmoghc~keIten hinausgehen. 
~ir durf,en ,als VIerten ~eg die Möglichkeit hinzufügen, 

'd) dIe Bundes?ahn als T ragrer der gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedienung 
durch ausre~che?de Verl<Jehrsmengen und >'einnahmen wieder in die Lage zu 
v,ers-efzen, dIe mtt der gemeinwirtschaftlichen V,erkehrsbedienung v.erbundenen 
L.asten zu tragen.' . 

16) \Schulz-IGc!S.~w, Zur Frag~ dc: Aurgahentc.aun~ zwisehon Sch~o!]o und Straße, in FOI'~chllngs­
und SilwllgsbcorrchLc der Akadctnw für HautnforscllUng und LamlL~,planung, Band IV/1956, 
17) SeiLe 153- " I I 

I" 
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Es würde den Rahmen dieser Entgegnung übersteigen, wollten wir zu den auf" 
geworfenen Möglichkeiten ausführlich Stellung nehmen, zumal Schroiff sdbst 
hierzu nur dnige kurze Hinweise gibt. Olme in ·eine Auseinandersetzung 
über dIes,e in das Gebiet der v,erkehrspolitischen Entscheidungen gehörenden 
Alternativ1en dnzutreten, möchten wir uns daher auf folgende Bemerkungen 
beschränken: 

Zu ,a) jSchroiff lehnt ,eine Ausgleichsabgabe innerhalb der ·öffentlichen Ver" 
kehrsträger ab, weil sich "der Tatbestand auch nicht annähernd feststellen 
lasse." 18) Selbst in dem kleinen Sachverständigenkreis (des Wdzlev 
Ausschuss,es) sei ·es nicht möglich gewesen, hierüher dneeinheitlichc 
M.einung herbeizuführen. 
I-Herzu ist richtigzustellen, daß über die Größenordnung der gemein" 
wirtschaftlichen Belastung der Bundesbahn unter den Sac11V,erständigen 
des engeren Ausschusses dne durchaus dnheitliche Mdnung bestand. 
Dieser in den wesentlichen Punkten üher'Cinstimmenden Auffassung 
neutraler Sachv,erständiger wurde 'erst in den abschließenden Beratungen 
des 'erweiterten Woetzler"Ausschusses namentlich von den Vertretern der 
Binnenschiffahrt und des Kraftverkehrs, also der ausgesprochenen Kon" 
kurr,enz, widerspr.ochen - ein Vorgang, der nicht weiter Ueberraschung 
hervorrufen kann. 

Zu b) Die Ablehnung des zweiten W,eg'es, Schadloshaltung der Verkehrsträger 
durch staatliche Subventionen, möchten wh: im Grundsatz unterstützen. 
Das Beispiel anderer Staaten spricht nicht für dne umfassende Nach" 
,ahmung derartiger Lösungen. Damit soll nicht ausgeschlossen werden. 
daß in bestimmten Einzelfällen (z. B. im Ralunen des § 28 des Bundes" 
hahngesdz,es und namentlich im Personenverkehr) auch dieser W'eg 
beschritten wird. 

Zu .c) 

Bemerkenswert ,erscheint uns die Begründung, die SchroHf seiner Ab" 
lehnung gegeben hat: "Das W·esen der gemeinwirtschaftlichen Verkehrs" 
bedienung bestehe weiterhin darin, daß die damit v,erbundenen Lasten 
innerhalb der Verkehrsträger aufgefangen werden müßten." 19) Diesel' 
wichtige Grundsatz sollte in den verkehrspolitischen Auseinanders.etzun" 
gen .allgemeine Anerkennung finden. I 

Nach Ansicht Schroiffs bleibt für die Verkehrspolitik somit nur die 
Alternative, die "über die verringerten Ausgleichsmöglichkeiten hinaus" 
gehenden gemeinwirtschaftlichen Belastungen durch Ein s ehr ä n ku n g 
d,er g'em,e in wirt seh a ftli ehe n V'er.ke~1Tsbled~enu.ng. ab" 
zubauen." \'\7,as über die so begrenzte GememwlrtschaftltchkeIt hmaus 
an FörderunO"smaßnahmen für die Volkswirtschaft als notwendig erachtet 
werde, sei u~mittelbar Aufgabe des Staates. 
Diese F10rderungen stehen u. E. in \Xliderspruch zu den vorausgehlen" 
den 'eigenen Darlegungen Schroiffs. Da der Ausgleich bei der Bundes" 
hahn vorwiegend info I g·e des W e t t b 'e Wie r b s der anderen 
Vukehrsträg,er unmöglich geworden ist, kann der erste Teil des Vor" 
schlags, Abbau der Gemeinwirtschaftlichkeit, in diesem Zusammenhang 
nur als Forderung .aufgefaßt werden, die Gemeinwirtschaftlichkeit 

18) Seile 155, 
19) Seite 15G, 

J 
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w 'e ge n der K'Ünkunenz dieser Y,erkehrsträger insoweit aufzugeben .. 
Wir bezweifeln, daß derartige rein betriebsbestimmte Erwägungen die 
richtige Ausgangsbasis für die verkehrsp'olitischen Entscheidungen bilden 
können, ganz abgesel1en davon, daß sie mit der ·eigenen Feststellung 
Schroiffs, ,es gehöre zum Wesen der gemeinwirtschaftlichen Y'erkehrs~ 
bedienung, die damit verbundenen Lasten innerhalb der Verkehrsträg,er 
aufzufangen, nur schwer in Einklang zu bringen sind. Auch hierin 
zeigt sich, daß di,e Bdr.achtungsweise des Verfassers zu unrichtigen 
Folgerungen führen muß: nicht die Auswirkungen allf die \Vdtbewerbs~ 
lage bei den anderen Y,erkehrsträgern, sondern die Notwendigkeiten 
der allgemeinen Wirtschafts~ und Staatsp'olitik bestimmten Umfang und , 
Grenz'en der gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedienung der Bundesbahn. 

Rücksichtnahme auf die 'eigene W'ettbewerbslag,e ist offenbar auch die. 
innere Begründung für den ander'en T,eil des Y,orschlag'es, weitergehende 
Förderungsmaßnahmen sollten unmittelbar durch den Staat übernommen 
werden. Die Forderung na'ch direkten staatlichen Subventionen an die 
Wirtschaft als El'satz für gemeinwirtschaftliche. Leistungen ist nicht neU. 
Sie ist von SchroHf lind auch von dem Z'entralausschuß der Deutschen ') 
Binnenschiffahrt schon wiederholt gestellt worden. 20) Auf die mit cIi:escm J 

Y,erfahr.en v,erbundenen Nachteile hat kürzlich Helfrich in :einer Abhand~ I) 

lung "Staatliche .oder private Ausgleichskassen (Subventionen) als Ersatz 
für den Kostenausgleich der gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedien" I. 
nung?"aufmerksam gemacht. 21) Helfrich weist darauf hin, daß für die I 
Volkswirtschaft höhere Belastungen :eintr,eten würden, wenn man das 
Prinzip der gemeinwil'tschaftlichen Verkehrs bedienung zugunsten eines 
seIbstkostenbestimmten Tarifs aufgäbe und die dann .entstehenden Tarif" 
unterschiede in den wirtschaftsschwachen Gebieten durch öffentliche 
Zuschüss,e auszugleichen versuchte. Es müßten bei einem derartigen 
Y,erfahren nicht nur die Mehrbelastung der revierfernen Gebiete gegen" 
über dnem fiktiven Durchschnittstarif ausgeglichen, sondern die 'erheb~ 
lich höheren Differenzbeträge aufgebracht werden, die sich im Vergleich 
zu den viel niedrigeren, nach Kostengesichtspunkten gebildeten Tarifen 
inden v,erkehrsdichten Relationen und Gebieten ergäben. Außerde:rn . 
wär,en die· zusätzlichen Verwaltungskosteneines derart erweiterten 
Finanzausgleichs aufzubringen. Schon die Vorstellung. von dem hier" 
mit verbundenen Verwaltungsaufwand . und der "Schwierigkeit, wenn 
nicht Unmöglichkeit, den rechten Maßstab zu finden und :zahllose 
Berufungen abzuwehren", sollte nach Hdfrich genügen, um das Absurde 
/Siolchier Ueherlegungen zu kennzeichnen und .andererseits den ,\Vert 
herv01'zuheben, der dem gemeinwirtschaftlichen Pl'inzip und dem damit 
v,erbundenen internen Kostenausgleich des Schienenv,erkehrs inne" 
wohnt. 22) 

Wir möchten diesen Gründen hinzufügen, daß nach unserer Auffassung 
selbst bei ,einem so weitgezogenen staatlichen Finanzausgleich imm7r , 
,erst ei nie Seite der W:etthewerbsp'0sition gleichgestellt, nämlich die 

20) Ze'ilschrift :für ßinllenschiffahrt", DCllcrnbcr 1953, und "Die Bi.nnclL5'chiIl'ahrt 
ordr;~ng dcs deutschen Verkehrs!', Scite 14. 
2!) Forsc}lUngsh.cric1l1,o der Akademie für Raumforschung und Landesplanung, 1956. 

zur Ncu- I. 
• I 

J 22) Helfrich, a. a. 0., SeiLe 69. 
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,eigene Kostenlage der l'evierfernen Gebiete ,entsprechend verbessert sein 
würde. Noch nicht ausgeglichen wäre damit di:e zusätzliche Wdthewerbs~ 
kraft, di,e mit derart kostenorientierten verbilligten Tarifen für die stand~ 
ortbegünstigte Wirtschaft v,erbunden ist. Mit ander,en Worten, die 
Schutzzollfunktion des gegenwärtigen T,arifsystems, die raummäßige 
Begrenzung des Wettbewerbs der standorthegünstigten Industrie, wäre 
zum Nachteil der v:erkehrsschwachen Gebiete beseitigt. 
Einer Klärung bedürfte außerdem, ob derartige Hilfsmaßnahmen "auf die 
wirklich Unterstützungsbedürftigen" beschränkt werden sollten. 23) Eine 
Differenzierung nach notIeidenden und florierenden Betriehen, die in 
denselben Wirtschaftsgebieten unter sonst gldch;!n Bedingungen zü 
,arheiten haben, ,erscheint aus r,echtlichen Gründen - Verletzung des 
Glcichheitsgrundsatz.es des Grundgesetzes anf.echtbar. 
ln Ueberdnstimmung mit Helfrich sind wir daher der Meinung, daß 
die vün Schroiff vorgeschlagenen unmittelbaren Subventionen des Staates 

. die gegenwärtigen Funktionen des gemeinwirtschaftlichen Tarifsystems 
nur unvollkommen ersetz'en könnten, zumindest aber zu einem nöheren 
vülkswirtschaftlichen Gesamtaufwand führen müßterl. 

Z:Isammenfassung 
.. ' ' i 

AIs Ergebnis unser,er Ausführungen möchten wir unsere Haupteinwände gegen 
de Abhandlung Sch1'lOiffs wie fo~gt zusammenfassen: 

1. Die Gemeinwirtschaftlichkeit ist kein internes Wettbewerbspvoblem der drei 
Y,erkehrsträger, sondern dn Grundproblem dergesamt.cn deutschen Wirtschaft. 

. 2. Jede Darstellung, die sich mit der gemein wirtschaftlichen Y,erkehrsbedienung 
der Bundesbahn .auseinandersetzt, muß den p'ersonenv,erkehr als die entschei~ 
dende gemeinwirtschaftliche Last der Bundesbahn in ihre Untersuchung ein~ 
beziehen. 

3. Die vorgeschlagenen Ersatzrnaßnahmen dtl~ch unmi~tclba1"'e staatliche Subven" 
Honen führen zu dnem vermehrten volkSWIrtschaftlIchen Aufwand. 

\X!l1' können uns daher der Auffassung des Verfass,ers, daß sich bei Dur~h~~ihr~mg 
dCl v,on .ihm vorgeschlagenen Maßnahmen "das Problem von selbst lost, nIcht 
. anschließen. 

23) fuite 156. 
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Die gemeinwirtschaftliehe Belastung als Pro bIenl 
der Wettbewerbsordnung im deutschen Verkehr' 

- Eine Antwort - . 

Von Dr. F. J. Schl'oiff, Dortmund 

A.ls Na!~onalökonom bef~ßte. ich mic~ in meinem Beih~ag in Heft 3/1956 mit de, -
Elllschrankung der gememwutschafthchen Y,erkehrsbedienung durch die E' ~ 
bahn. In der vorstehenden Abhandlung setzt sich Dr. jur. Gosse aus de ~~elh 
der Bundesbahn kritisch mit meinen Darlegungen auseinander. r lC ll' 
Aus zwd Gründen ergreife ich gern die Möglichkeit zu dner Replik: Z.UlU. . 
setzt sich G. im allgemeinen 1) in dner ,erfreulich sachlichen und unpole.tn .'ell e1'\. 
Art mit den in Rede stehenden Problemen auseinander, die nur zur Kläl:L lSc ~Cl\ 
v,erkehrswissenschaftlichen Diskussion beitragen kann. Zum anderen -e;n1 c. q\ 
eine Erwiderung sachlich notwendig, um Irrtümer zu beseitigen und M. e ' Sc lem~ 
v1erschiedenheiten aufzuklären. ll"lUngs" 

Zunächst zwei generelle Vorbemerkungen: 

a) G. nennt seine.n Beitra~ei~,e Entgegnun? Dabei behandelter aberei'l"le R . 
von Fragen, dte von mIr mcht angeschmtten bzw. ,er nimmt zu Behal.ll;)t-u cih~ 
Stellung, di:e von mir nicht gemacht wurden. Er sprengt damit den Vo n~en, 

, 'gesteckten R.ahmen dner Entg,egnung. In meiner Replik möchte id n 1~1J11. 
darauf beschränk,en, zu den .zentralen Einwänden von G. Stellung zu n.\ mIch 
leinige Berichtigungen zu br~nge~: mich im übrig,en aber zu den außet"h~l:l.bmen, 
Themas liegenden Fragen mcht außern. des. 

b) Zur Begriffsklärung stellt G. seinen Ausführun~en skben "Festpunkt-e« 
Mit $leinen Ausführungen zu den Ziffern 1-.:4 stimme ich im Prinzip .. boran. 
Bei den Pu~~den ? 'ltl1~ 6 g~~,en unsere Auffassungen auseinandet". U ,e:~ei~l. 
abweichend smd die belders~lt1gen Auffassungen nicht über den Inb. IV ollig 
dern über die W'ert.ung der 1m Punkt 7 angeschnittenen Fragen im ~ t, son" 
der volkswirtschaftlIchen Betrachtung. ' '~hInen' 

1) Di<::so Einsdlränkung . i,t l~oLwmd,~? im n:nb!.i,·,k auf die Berrwr]ul(lg von G. 'öuf. , 
wo <Jl;. moino A:ql'umo.~!alI~n"ml'~. ~lcm ,~'lgI~um ,ver,~idl~, Jaß ~I:'() fiir ein".n ,,~achwaltür düt' t S ~ i LI.' 27, 
d~r hmnenscluHahrL y.el~t.U1dlr,dh &01. Ich habe nWUl.e ALUIandltHl" 11'loht als "InLoro'%Ct tlt~l'f"'Sl'" 
gosclIriehen, sondern mit Jer Abs,i,cht, (linon lJ<csc'JI.,,'iJenoll vürkPl~sW':,ssellschafLlichcn AV'::I'lt,(;tel''' 
.. inern zcntralen Problem Jer deutschen V.erkehrspolitik zu lidern. "'1 tl',l<' LU 

Dor gkiche - WtCl ich annehmen möchto ,- Ia ls'Chr) Zll'llgensl<hlag findet &ich anf , " 
Ifi,er sLollt G, der Auffas.s'l1ng neulraler S;zchverständi'ger don "'idürspruch "numcnLlielt S'(~,i te ,W, 
V<::rlrdern der Dinnc",scluffahrt. und J;s Kraftverkehrs, also der ausgosprochon<::n Kotq" VOll dl.n 
"<::ß'ollühcr; ,!"in Vorgang, {!cr mch~ weder Ucberra.sdmng !J<::'rvorruf,cn kann". Din Att~l ltl'l'{)IIZ" 
der Sachv'ol'stiindigell Jer Dnmenschtffahrt und J<::g, KrafLv{)rkehrs werd,cn damit aliso ,als ~'ts''1ttn''el; 
u'whJ"ektiv nic'ht n<::utral abge~tompclt. D;zs .gleicho würde dann auch für dio S;zchv'e,~'l.l'te'I·· ?'I 
, .' ,,' ',' A . 'I f" ,J t'oSl' IS( I, 

(,,:r ~irLsdhaft gvILen, UI? In U!r;n~ '. ~ssc m J Illl, Ue,l! slriHE1g'en Punkton den ?le'~chcn \Vi,l • ;lt1dligeJl 
WI<} dt;) Vortr,eLer de~ ßllI lI?!IIsühlffahrt und des hrafLYerkdm; erhobeI!. Es Ist wohl t ~l'''f>ruch 
zundlln<::n Jag G. dlO Auffa~sunqc.n d'er V'ertmLcr der ßund~shahn in dom SadlV'f~l'. )Il~'}t' 

, " .1' t • " 'I L w: I 1 "l ,. L an-ausschuß g]'~idl,fall~ so gewurUlg WISS'C~ moc I o. i(1S la b Jenn diese HerabseLzung dl'r 1\'1 '~ll'{!'", _ 

LI')r Sac11V'cl'stiindigell, die aus don Krelslcn d;)r "Konkurt'ellz" stammen? '''I tl'Lt~{~:)'1l 
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I. Gemeinwirtschaftliche Verkehrsbedienung, 
ein Privileg der Bundesbahn'? 

Die konkreten Zielsetzungen der gemeinwirtschaftlichen Verkehrsbedi:enung 
stehen ,außerhalb uns'erer Diskussion. Für die Bundesbahn' betont G. ülre neu" 
tr,a1e Einstellung zu der FLage der Beibehaltung der gemeinwirtschaftlichen 
Y,erkehrsbedienung. Die übrigen Verkehrsträger vertreten'aie gleiche Auffassung. 
Aber bereits die nächste Frage, wem tatsäch'Iich einc gemeinwirtschaftliehe Ver:: 
kehrsbedienung übliegt, ist umstritten. Die Förderung der wirtschaftlichen und 
außerwirtschaftlichen Ziele, die die gemeinwirtschaftliche Yerkchrsbedien'llng zum 
Geg'enstand hat - vgI. das Ylotum des Wissenschaftlichen Beirats - ist illach 
mciner Theslc im ,Rahmen ihrer technischen und ökonomischen Möglichkeiten 
dnc Aufgabe ,a llie I' öffentlichen Verkehrsträger, öffentlich hier gemeint im 
U ntcrschied zu den Werkverkehrstreibenden. 

Mit dem Hinweis auf die dahingehenden gesetzlichen Ymschriften bei der 
Bundesbahn widerspricht G. nachdrücklich meiner These. Er behauptet nicht nur, 
daß die Bundesbahn allein diese Aufgabe hab ,e, sondern spricht sich sogar 
g le g le:n ,e in le Ye I' t ,e i llu n g dieser Aufgabe ,auf mehr,ere Verkehrsträger 
wiegen des dann "v,ergrößert'en, durch die gemeinwirtschaftliehe Zielsetzung nicht 
begründeten volkswirtschaftlichen Aufwandes" aus. Er fragt nach der L.egiti" 
mation der Binnenschiffahrt und des Kraftverkehrs, die gemeinwirtschaftliehe 
Yterkehrsbedienung als dne ihnen übertragene Aufgabe zu bezeichnen. Er weist 
darauf hin, daß das staatliche Y,erkehrsunternehmen an die Richtlinien der 
Bundesregierung gebunden sei. 

WaS das Ietzter,e betrifft, sü bekommt gegenwärtig z. B. di,e Binnenschiffahrt in 
geradezu klassischer Form gezeigt, wie das auch für privatwirtschaftlich betrb 
hene Y,erkehrsmittel gilt. Aus allg,emeinen wirtschaftspolitischen Gründen der 
Prdsstabilisierung werden der Binnenschiffahrt Frachterhähungen zum Ausgleich 
eingetretener Kostensteigerungen v,ersagt, obwohl das Fachministerium die Berech" 
tigung und Notwendigkeit der Erhöhung anerkennt und die frachtzahlende Wirt" 
schaft der Erhöhung zugestimmt hat. 
Da ,es hier nicht um den Umfang der gemeinwirtsc'haftlichen Y,erkehrsbedienung 
und der daraus resultierenden Belastungen in ihr,er materiellen Höhe geht, sondern 
nur :um das Prinzipidle, können wir uns im übrigen auf die F,eststellu:ng 
beschränken, daß 'es nicht auf Gesetztespar,agraphen ankommt, sondern darauf, 
wie tatsächlich die Y,erhältnisse gestaltet sind. Wozu das staatliche ScIüenen" 
monopol durch Gesetzesvorschriff.en angehalten werden muß - den Verkehr 
in UeberdnsUmmung mit den Verkehrshedürfnissen zu bedienen und auszugestal" 
ten, den Betdeb unter Wahrung der Infer,ess,en der deutschen Wirtschaft zu 
führen - das sehen die priv,aten Ylerkehrsträger als ungeschrIebenes Gesetz, als 
!Aufgabe ,echten Unternehmertums an. W,as würde sich für den Einsatz und 

, bei den Y'erkellrsleistungen der gewerblichen Binnenschiffahrt und des g,ewlerb" 
lichen Kraftverkehrs ,entscheidend .ändern, wenn im Binnenschiffsverkdlrs" 
gesetz und im Güterkraftv'erkehrsgesetz gleichlautende Bestimmungen auf" 
genommen würden? MH der hIer zur Diskussion stehenden Frage, .ob jl1l1d 

inw1ewdt das Gleichgewicht im Y,erkehr zu Ungunsten der B'llndesbahn durch 
ihre Sonderleistung bei der Erfüllung ihr,er gemeinwirtschaftlichen V.erkehrs" 
bedienung gestört ist, ist dn ökonomisches Pl'Oblem zu beantworten, das nun 
einmal nicht - ich muß mich hier wiederholen - mit formal"juristischen 
Argumenten geklärt werden kann. 
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Im wirtschaftlichen Leben gilt ,es die Kraft des Faktischen zu berücksichtigen. 
w'enn der Staat seine Eisenhahn in den Dienst der gemeinwirtschaftlichen Zi:e1" 
setzungen stellt, beeinflußt 'er bei der Interdependenz der Eveise, bei der gegen" 
seitigen Abhängigkeit und Verflechtung auf dem V;erkehrsmarkt auch die Hand" 
lungsweise der gewerblichen V:erkehrsträger, die priv,atwirtschaftlich betrieberi 
werden. Soweit nicht schon die Verkehrsbedienung dieser letztgenannten Ver" 
k,ehrsträger originäre gemeinwirtschaftliche Züae tragen, zwingt der Staat durc11 
seine Tarifgenehmigung ·die Schiffahrt, im Si~ne der geforderten gemeinwirt? 
schaftlichen Yerkehrsbedienung zu handeln. Er wird keinem Iarif zustimmen, 
der den übergeordnet.en Belangen -einer der gesamten Volkswirtschaft vlcrpflic1v 
teten yerkehrspolitik zuwiderläilft. Dem gewerblichen Kraftverkehr räumt der 
Staat Im Fernverke1rr nicht ,einmal eine Tarifautonomie ein. Durch die Bindung 
/der Kr,aftwagentarife an die ,Eis,enbahntadfe werden seine Preise ,automatisch 
über die Eisenhahnprdsfestsetzung geregelt. 

NVenn G. gegen mich die Bemerkung von Professor Most ins Feld führt, ,11ß, 
die Iarifpflicht nur "einem Schwert .ohne Klinge" gleiche, wenn ~die BeförderungS" 
pflicht fehle, so muß ichel'gänzend feststellen, daß diese Bemerkung sich auf 
die Eisenbahn bezieht. Dem pflichteauch ich bei. Nun bestehen aber gewichtige. 
Strukturunterschiede zwischen der Bundesbahn und dem privatwirtschaftlichen 
V'erkehrsgew,erbe, vor allem in ihren Marktformen. Der Bundesbahn, der vom 
Staat dn Schienenmonopol für das gesamte Bundesgebiet (früher Reichsgebiet) 
verliehen ist, 2) die die Probleme des inneren \~ettbewerbs, des Werkverk'ehrs 
auf der Schiene, der Konkurrenz ,ausländischer Eisenbahnen auf ihrem Netz 
nicht kennt, stehen die privatwirtschaftlich betriebenen V;erkehrsträger mit ihrer 
völlig anders gearteten Angebotsstruktur gegenüber. Die hier herrschende inn~re ; 
~onkurrenz, die Konkurrenz des W,erkv,erkehrs, der im Kraftwagenseldor rte" I 
slge Ausmaße angenommen hat, bei der Binnenschiffahrt latent immer vorhanden " 
ist bzw. hier in der kapitalmäßigen Verflechtung mit der verladenden Wirtschaft I 
seinen Ausdruck findet die hinzukommende Konkurrenz der ausländischen Lkw. 
und Binnenschiffe ,aut' deutschem Gebiet macht Mer eine gesetz'1ich besonders 
vIerankerte Beförderungspflicht überflüssig. I-Her ist die staatliche Tarifgeneh" 
migung kein Sc~wert ohne Klinge. " ' 

Der Einwand, die privaten Verkehrsträger 'könnten' sich allen belastenden Aus'" 
twirkungen des Tarifzwanges ,entziehen imd aUe Transporte ablehnen, die für 
sie nach der Tariflage nielü interessant 'erschienen, 'eben weil keine Betriebs". 
und Beförderungspflicht de jure bestehe, ist so theoretisch und steht in einem 
so krassen Widerspruch zu den tatsächlichen wirtschaftlichen Gegebenheiten, 
daß hier,auf nicht weiter 'eingegangen zu werden braucht.' . 

2) Giibo cs Jlocli LiilJd'el'hahnl~n odor würden Priv;ltlJa.JmcIl ülJ{JraU ~gcIasSJ[)ll, WÜru.f) sich die 
WdLIJ{Jwerhslago 1JU ,Guns,ton der privaten Verkehrlilträg'c'T insofern verbess'crn, als durch die dann 
allftrctendo E~s(mbahJlkonkurrcnz der Bundesbahn difo Au;;,'rleicllsmöglichlwiten genomm{)n würden. 
di.oO s!,o jeb,t zur Stärkun.g ihrer ,"voLtbeworhspo"fi~i:OlI (lirnsetz:en kann. Diü Konl~u:renz:-vürde. sich 
/Ii1mhch vor allem auf dlc Verkohrc crsofrcclwn, hOl denen d'lc Bundesbahn zur Zelt Prell/SC erzlClen 

kann, di,a über ihren K05ton lion-en. Ich ne,hmo damit nicht zur Auflockerung oder E:i'nschränkung 
des Schicnenmonopols Stellung, ~lÜndorn möc'hte nur lJeiwm, wie hierdurch die Ilundesbahn in i,lu,,:r 

, "VcttlJ{Jwerbspos~tilon bcgürJ;sti,gt w.i.rd. "Vegen d~r an.ders ~car~e'f.en Angehot;stru~tur haben die 
privaf.en Verkdu'.Strän-er derarti,lYo AuslYleic'hsmüg1LChkmtcn, W,ß S!C auch als Muttn! Im "Vctthcwcrh 
henut7JCn könnton, in~ allgcmoirJ~n nic1~."Vo in Ausnahmcfällcn dio entsprechenden ökonomisdwu 

Voraussotzungen gegoben sind; hedürfon mügJ.idw intcrnro oder cxterno FrachtenausglP.lichska~s<~n 
der ausdrücklidien sta,atlichcn Genehmigung., Niemand ist dahoi ein größerer Gegner derarl1{jef 
Kassen als di,) Bundesbahn. 

I 
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Unhaltbar sind die Ausführungen von G., daß "das Vorhandensein und der 
,Wirkungsgr,ad der meisten Binnemvass,erstraßen" die gemeinwirtschaft1ichen 
Zielsetzungen (raum" und gesel1schaftspolitischer Natur) zu fördern nicht geeignet 
seien, sondern ihr wegen ihrer .allg,emeinen Ballungstendenz'en lentgegenständen. ~) 

Sie sind aber auch wenig durchdacht, weil der Staat selbst ja die W,asserstr.aß.en 
haut und ausbaut und doch nicht unterstellt werden kann daß der Staat Maß", 
nahmen trifft, die seinen ,eigenen Zielsdzunge~ zuwideriaufen. Die dcutsch~ 
W<lSserstraßenpoIitik steht im Dienste der Zielsetzungen, die der Wissenschaft" 
liche Beir.at als für die gemein wirtschaftliche Verkehrsbedienung in Deutsch" 
land cha.rakteristisch bezeichnete. An ,einer Unzahl von Beispielen könnte 
demonstnert werden, wie hei \X':asserstr.aßenbauten, die aus v'erkehrlichen Grün", 
den ,erfolgten, ger.ade dk r.aum" und gesellschaftspolitischen Gesichtspunkte eine 
entscheidende Rolle spielen.~) 

H. Die Belastungen als Wettbewerbsproblem 

d~ie ~it Bbdastu?gen verbund~ne gemeinwirtschaftIiche Verkehrs bedienung durch 
l'e Elsen ahn Ist nach meiner 11h . F d b 'b d . . Y k hr d ,ese zu lell1er ;rage ,er Wett ewer sor nung. 

,1~lt' ,ere . geworen. Ich sagte allgemein und damit für je'den Yerkehrs.trä;g~l' 
gu Ig: 

dEs ~htd~rud' °db uhnd inwieweit dne volk~wirtschaftlich sinnvolle Ordnung 
'~s ,ere rs ' a urc lerschwert wird, daß d.er eine oder andere Verkehrs" 
trag,er per saldo - also unter Berücksichtigung aller V,orteile B " f 
'lind Befreiungen - im unterschiedlichen Umfange ~_ tl.'h egBunls Igungen 

t l' t d cl 1 11 ' . SLda IC eneastungen 
uner leg. .un .' urc 1 so c le Ma.~~ahn:en in seiner Eigenwirtschaftlichkcit 
und damIt ll1 semer Wettbewerbsfahlgkelt gegenüber andel'en y,e k h tr" 
b . t " 1 t' t . 'J " r e rs agern ,eell1 rac 1 Ig Wlfu.· , 

~ac11 G. :ist~as Problem so nicht richtig gestellt. Er versieht 'es deshalb ~it 
emem Fragez'elchen lind macht grundsätzliche Vorbehalte gegen die Einbeziehung 
Von Konkurl'enz" lind Wettbewerbsüherlegungen. Seines Erachtens wird die 
F~,age zu unrecht auf die Auswirkungen i11 dem internen Bereich der Verkd1Ts", 
wlrtschaft ausgedehnt. Nach ihm handelt es sich hierbei. um ein Nebenproblem. 

3) Hahon denn nicht di,o Ilicdrigen Auslwhmct,wife der Bundesbahn ,in Ge!>vc(,cn des dichten Ver- / 
kdlrs und paraJld lJur "Vasserstraßü di,o gleicho hallende "Virlwn"? Hahcn nicht d' E' I 1 
als silO don ~erkehr von dor Landsf!raße vCI'drän<rLeJl. hoi ihre~' nichi fla"cl' l·o"lllrl,.I[';. I;;en]<, llllCn, 
I
" "[1' 1T • ) b ' I a Jlgen, Süll( ,erJ] 
l.ntnIIl~ JIg~n flrl~de!lr$Ee,~schlllcIIJung zusmnmellballond Il'ewirkt? Ist 'n,i:chL der Kraftverkehr s"hr 

Vlü gec'Ignre ßr a,~ IfO < lIs,en Ja III lJllT flächc>nmäß:igell Ersc111:tCf~ulIg schwach hesiedelter Gebiel,i;> 
1) Jeh darf den intcrcssi,erten Les,er in dies'em Zusammenhang all' lrl·O'I·'lle Ahlla'I"l 1 . . r . ",. . J... U ullgen unWl'lsen, 
(I,f) ~Ich pe~ad() nllt I d!cs,er 1< unktIOn der "VaisscrS'!mßen und der IltiIllll'nschiffalu,t hefa"sen Ilnd 
~lah~1 ~.u'fzelgen, dalJ III De~Lsehland all? "Vass,ershJaßen ,ihren Ursprung ulld ihre Begründung 
1Il hr~vagungen s!aafs- und Wlrtsdlaftspohflscl!er Ar! halJen und kninc 'Wasserstraße gclJaut wurde 
um emcr Un.~cr~,ohme~gruppc die. MÖq'l/icllke'iL zu geheII, durch Kapitnlanlagfr in Binnenschiffer: 
neue und zusatzhehc ErwerlJsmüg1,'Chkol,Len zu schaffen. VgL hi<:.rzu: 

!)I'. Fmllz ~. Sehroiff:. "D!'.fr SLel1ung der Ilillnc:n~'chjff;]qll't in der delltsc1lClI Verkclirsordllllllg" 
I,n "In!ernahonal~)s ArclllY fur Verl(c.hrswc,~en", Jg. H)5'1, S. 21ff. 
D'e!'s.: "D,i;e .verkcl.lrswi'r!sdlaftlicho IledfruLllng der westdeutschen Kaniilo fiir das Land Nordrlwin­
~':'cs!falen I.n "DlC wcstdcuts'chen"VassersLraßen, Aushau und Verkehr" lIeft 2,1 der Verkehrs­
"nss,cmehafthchen Veröffentlichungen des lIlinis<!el1:rums für "Wrlschaft :md Vel'kehl' NOI·drllC'ill-
1VCSl.fa].cn, Dros'te-Verlag, Düsseldorf. 

l)crs.: "Die verlcchrswirtsdlaf!li.c1lO Iledeuturl" d<:s Dortmuml-Ems-Kanals für das Hllhrgebiet". 
I:dt 3D des 'VisscIlSchaftJ.ichen Vereins für V~rlwhrswescn e. V., Essen. 
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Ich bleibe bei der Mreinung, daß ich mit meine:- Fragestellung das ,zentrale 
ProbLem angeschnitten habe. Hier liegen also kellle graduellen, sondern gant 
grundLegende Meinungsunterschiede v'Or. . 

Wie haben sich bei der Eisenbahn d1e Y.erhältnisse .entwic~elt? Ei~e gemeinf 
wirtschaftliche Verkehrsbedienung gibt ,es hier mindestens seit der Zelt d

l 
er V.e~f 

staatlichung der Eisenbahn im V'orig,en Jahrhundert. Der Staat stel te seine 
Eisenbahnen in den Dienst seiner gemeinwirtschaftlichen Zielsetzungen du:ch 
seine F'Orderungen in bezug auf die Gestaltung des Bahnnetzes und durch ~ebne _ 
Forderungen hinsichtlich der Bedingungen (Tarif", Beförderungs" und ~etr~e s" 
pflicht), zu denen sie ihre Y,erkehrsleistungen zu ,erstellen haben. ~elt d.r-eser 
Zeit gibt ·es auferlegte, mit den -eigenwirtschaftlichen Ueberlegungen lmd~l~er", 
spruch stehende Belastungen. Zunächst wa~en ·es nur Belastungen,. le, en 
Gewinn schmälerten. Solange die Eisenbahn im L.andVierkehr de facta ·em M'Ono" 
pol besaß und bei aller gemeinwirtschaftlichen Betätigung noch große Ueber.. , 
schüsse ,erzielen konnte, sprach niemand v,on gemeinwirtschaftlichen Belastu~g.en. 
Die Binnenschiffahrt mit ihl1er Betätigung in dem relativ ·engen Raum lhrer 
Wass·erstr.aßen störte die Eisenbahn in ihrer gemeinwirtschaftlichen Verkehrs=< 
bedienung und in dem Tragen der damit verbundenen Lasten n.icht. 

Ein Problem der gemeinwirtschaftlichen Belastungen der Bahn, das den Bundes=< 
v.erkehrsminister v.eranlaßte, :einen Sachverständigenausschuß mit der Unter .. 
suchung des Tatbestandes zu befassen, um hiemus verkehrspolitische . Folge" 

- rungen ziehen zu können, gibt es doch ,erst in der Gegenwart, .ttnd zwar mf.olg·e 
der mit dem Auftl1eten des neuen Y.erkehrsträgers Kraftwagen im Verkehrs!.< 
s:ektor zu Ulngunsten der Bahn ·eingetr.etenen Vieränderu,ngen ihrer Wett" 
b ·e w ·e r bis 1 a ge. 

/W,enn die. Bundesbahn bei jeder Gelegenheit auf ihre gemeinwirtschaftliche~ 
Heiastungen hinweist, so geschieht 'es doch immer im Hinblick auf :die .mlt 
solchen Belastungen verbundenen Sonderleistungen, die nach ihrer Anslcht von 
ihr und ,eben nicht v'On ihren Konkurrenten auf dem Y,erkehrsmarkt ,erbracht 
werden.' Deshalb legt man auch gerade bei der Bundesbahn auf die F.eststellu~g 
der Einseitigkeit der Belastungen so großen· Wert. Man will damit doch aufem 
U n g l·e ich g.e wie h t, auf eine günstigel1e -Lage der K-onkurrenten hinweis·en, . 
aus der bestimmte P,olgerungen gez-ogen werden sollen, -mit dem Ziel, das Un" 
gLeichgewicht zu beseitigen. W'er bestr.eitet, daß ·es sich Mer um ein Wetthew~~rbs", 
probLem des Y.erkehrs handelt, 'erk,ennt nicht die ökonomischen Zusammenl1ange. 
Das W,esen der gemeinwirtschaftlichen Yerkehrsbedienung ist -ein Ausgleich der 
Y,erkehrslasten in ·einem v,olkswirtschaftlich 'erwünschten Sinne. Heute ,geht es 
um die Fr.age, inwieweit die Bundesbahn zur Errreichung dieses Zieles eingesetzt 

. 'w·erden kann. Sie kann ,es nur im Rahmen der bei ihr vorhandenen lAuS-" 
gleichsmöglichkeiten. 

Durch -eine differenzierte Y,erteilung der hohen fixen K'Osten wird ein K-osten .. 
ausgLeich hetrieben, durch ,eine differenzierte Preispolitikein Erlösausgleich. 
Einnahmeschmäl·erungen auf der ;einen Seite stehen Mehreinnahmen auf der 

(anderen Seite gegenüber, den Unterk-ostentarifen einersdts Ueberkostentarifie 
andererseits. Die gemeinwirtschaftlichen Belastungen werden in dieser Situatio.n 
gar nie h t v 10 n d 'e r Eise n b ahn seI b s t g 'e tr a gen, sondern Sl,e 
wel1den von dies,er auf diejenigen Eis1enbahnkunden abgewälzt, die sich di,eser 
Mehrbelastung nicht entziehen können. Die Eisenbahn ist hierbei nur da s 

! 
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I ri. s tr III m·e nt, dessen sich der S~aat bedient, um einen ihm volkswirtschaftlich 
erwiinschterscheinenden Verkehrslastenausgleich herbeizuführen. 

Ich vertrete nun den Standpunkt, daße~ gemeinwirtschaftliehe Belast~ngen für 
die Bahn, die irgendwie ein Störungsfakt-or in der Verkehrsordnung sem un~ zu 
:Wietthewerbsverzernmgen und "verfälschungen führen könnten- also zu cu:er 
Ungleichgewichtslage - solange nicht gibt, als die Eisenbahn in der Lage :~t, 
die gemeinwirtschaftlichen Belastungen in ihrem internen K'Üsten" un.d Er1?s~ 
ausgleich aufzufangen, ohne also ihre Gesamtkostendeckung, 5) ihre Elgenwlrt~ 
schaftlichk-eit zu gefährden. 

'Dadurch; daß die Bundesbahn von diesem idealen Zustand weit ·entfernt ist l' 
ihr i n t ,e r ne rAu s g le ic h n ich t me h l' f'U n k t i '0 nie r t, nur dadurc 1 

gibt ·es üherhauptein Problemcinseitig'er gemeiriwirtschaftlicherBe1astungen 
der Bundesbahn. 6) -

Mit 'dem Auftreten cles Kraftwagens k'onnte die Bahn nicht mehr den .!_a~ld~ 
v,erkehr in dem früher'en Umfang beherrschen. Ihre Preisdifferenzierungsmogh~h" 
keHen und damit ihre Ausgleichsmöglichkeiten wurden begrenzter und Ihr 
Betätigungsfeld ·eng,er. Durch beides wurde sie nur in ·einem geringeren Maße 
als Instrument für den Y,erkehrslastenausgleich tauglich. \'V,enn die Bundesbahn 
nicht dauerhaftdefizitär bleiben $lall, dann müssen wegen der verringerten Aus" 
gleichsmöglichkeiten unvermeidliche verkehrspolitische K-onsequenzen gezogen 
werden. Ich sehe diese in der notwendigen Einschränkung der gemeinwirtschaft~ 
lichen Y,erkehrsbedienung durch die Bahn und damit in einer Begrenzung ihrer 
gemeinwirtschaftlichen Belastungen auf das nunmehr zumutbare Maß. 

Um ,aufzuzeigen, in welchem Ausmaß die Ausgleichsmöglichkeiten der Bahn mit 
dem Auftreten des Kraftwagens in seinen vielfältigen Erscheinungsformen - des 
Nahv·erkehrs, des Fernverkehrs, des Werkverk·ehrs - eingeschränkt wurden, 
habe ich auf die von -der Bah'n seit 1926 im RlegeItarif getroffenen tarifaris:chen 
Abwehrmaßnahmen dem neuen \yr·ettbewerber gegenüher hingewi·esen. 7) Neben 
den Mengenverlusten bei den hochwertigen Gütern mußte die Bahn ihre Tarife 
in den 'Oberen Klassen systematisch abbauen und die Frachtspanne zwischen 
den 'Oberen und unteren Tarifklassen verringern. Dadurch, daß die Bahn neben 
der Nachfrageelastizität nunmehraucn die SubstitutionslClastizität berücksichtigen 
mußte, schrumpfte ihre' T arifdiff,er.enzierungsmöglichkeit im R,egeltarif auf die 
Hälfte zusammen. Ohne das Auftr,eten des Kraftwagens hätte die Bahn heute 
auS dem &egeltarif mehrere 100 Millionen DM Mehreinnahmen. Deber das neue 

. Verkehrsmittel 'entzog sich -ein T-eil der in dem internen Ausgleich der Bahn 
. M·ehrbesteuerten" diesen zusätzlichen Belastungen. . 

~Iierauf geht G. nicht weiter ein. Er weist statt dessen darauf hin, daß ~an .für 
die Beurteilung der .effektiven Preisdifferenzierung, der DB den RegeltarIf mcht 
allein betrachten dürfe. Die allgemeinen Ausnahmetarife 'erweiterten die Klassen" 
staffel nach unten und müßten in das Frachtspannungsverhältnis mit .einhezogen 

-------.-.. I " " .... 'h m TIetriel, 
5) Ei!lschheßIr~h der h.aprtalkosten und olner nng<'mess·encn ltendllo fur Jas In I rc 
arlwilüllJe Kap.ta1. . -. . 

. . . I f!' ! V I " . I J' I' P Llerrl J,,1' VerkehrsorJnung ti) TIpi der gemcIlnvlrlse la t 'je Icn -Cl' 'C'llrs ,e 'leIHvn" a ~ e-mc-m ro c • k 
~ . . I . G' ]' I . 0.." • J'c mi'tcJba"1cn Auswll" lIng-er~, geht ,~s rmr mert - wie . lrrlürn IlC I UIl'll/:anmt - pl'lmal um I' " . J" P 1 (, 

dir' b<.'i elen konkurri·erßnden V-ork·elrrs.lriigorn auftreten können. Das -i:s,t nur das· sekun are rOJ cm, 
das primäre sinJ Jie Auswirkungen auf dia WieltbcwcrLs·],ug'c der BUlldeshahn sdbs~. . 

'1 AI 'C· . J 'I 1"" 3 . ,- ,. I t· te J\'Taßnuhmo In ewer KeLLe 7) Di" von G. erwü lllle ltal'U:.HorU'llg 1J~ air? iJ'l; .L5" nur t.lIO '0 z 
vorangegangener Maßnahmen nut der gleIChcn Zrchelzung. 

Bg 4E :i 
"i

j 

j 



52 F. J. Schroiff 
----------~------------~ 

werden. Dieser Auffassung stimme ich voll zu. Jedoch ist damit nichts gegen 
meine These von der verringerten PreisdifEerenzierung und den damit vIerrin" 
gerten Ausgleichsmöglichkeiten gesagt. Wenn G. darauf hinwdst, daß die Fracht" 
spanne zwischen der Klasse A und dem niedrigsten allgemeinen Ausnahmetarif 
heute immer n'Üch' 100 : 23,9 betrage, so müßte I~r in F.ortsetzung meines Gedanken" 
ganges weiter folgern, daß, wenn nicht zwischenzeitlich mit Rücksicht auf die 
Kraftwagenkonkurrenz die 'Oberen Tarifklassen systematisch abgebaut worden 
wären - die Tarifklasse A heute nicht bei 100, sondern über 200 läge. 8) , 

; 
Im übrigen liegt die von G.angeschnittene Frage, ob VIDn der Bundesbahn "an" ': 
gesichts der revolutionären Veränderungen der technischen und ökonomischen 
VI~~hältnisse im .,verkehrswesen" nicht die Frachtspanne von 100 : 23,9 über" 
p~uft .werd~n musse, g.enau in der Linie der v'Ün mir wegen der veränderten 
SituatIon fur erforderItch gehaltenen verkehrspolitischen Konsequenz,en. 

1 

I III. Die Anerkennung einer gemeinwirt~chaftIichen Belastung 
als Wetthewerhshehinderung I 

. ) 
C?~un~dlegende ~e~mmgsverschiedenheiten zwischen G. und mir bestehen hin" I 
slchtItch der Pramisse für die An ,e r ke nn u n g der gemeinwirtschaftlichen . 1 

~elas~udgen. 9). Di~ P~ämisseder Einseitigkeit und der Unzumutbarkeiterkennt 1 
I . mIt.' tm Hmweis ~Icht an, daß diese mit der Existenz duer gemeinwirtscliafi>< ! 
.ast lllC lts zu tun hatten. Darin hat G. durchaus recht. :0) 1

1
" 

H) Nach G. heträ"t dio Fracht., . • '. I ..' \ 
!lahmel' 'f 100' 239 r" , S1'al,1I10 ZWLIC I·cn der KI. A und dem nicdr'gsLcn allgcmelllell .i Us-
YOll 28

a
D:O

I 
. ;, 'I t' 'ur omD Entfornung von 200 km steht damit IYin{)m Frachtsatzbei KI. A j 

, "'!lI .'rac 1 satz des IlJi'ed,,·,,·' l1 ' \. a1 'f G 80 D'I "J ) 'Vährc ld d. T 'E' I .Io"kcn a gerrIlClmen "usa nnetarl's yon, "geganu Je1'. 
hei 9G{ r. ~r r an dU( 'e,f, ~'e: untersten Hcgelldassl" und der davon .abgdeiteton Ausnahmetarif" 
1\:1 G I "I~tg, !egb trd a~8ndIYx der KI. A <lber nur boi 120. Beli dem gh,,'iehen Tarifi.ndcx deI' 
sr)~nnunlgas"IY 1'Ü~,rllt . 11' , jütr 1 . A heute nicht 28,50, sondern 59,50 DM zu zahlen. Das Frachl.-
~, ror la nlSJ Slte 1 a so so aus: 

Klasse A olm'Ü Kraft- Klasse A niedrigster allgcm. '1 
wagcnkonkurrcnz heute Auslwhmelarif \ 

Frachtsal;' , 
Index 59,50 28,50 6,80 I1 

Jmv. ig~ 100 23,9 
9) D "1 I I 11,4 as u Jerr.ase It S,G Ion insot'ern al' "I \.., .. I 1 I . j 
Sachverständigcnau cl ß E' . k ", s, U JOt' l'ue vle'!' VOll nur gmlanutcn Pränb15Sen a 5 so C \() '111 I 
kann, MeilH1'I1IY sv'Ü s~l :u, 'I' Il~'lg . ['11 t hort'seht,e,' wie man auf Soi.Le 8/9 des Gutachlens nac.hlcsel1 

o rs neU!en le'tLen lürrscht '.' \. I ß d 1 I' . I G ) 1 mir - darüber wekh. 'r lI" ,.. 'eH m ucm , us's'e 1U - un aue 1 l1er ZWISC len . une 
, c a Jestand" -erfüllt . " I' I' . I V t 1 s,cg'ehcn anerkannt \V<erden. se'Nl InUstS'C'ß, (:aml1t lllÜ üll1Ze nen orauss-e Z'l~ng~n a g J 

Bei der V,erkehrshodi'enung wer!. F' 1 . '. ., ' . 11 

bed'ienung können unt'er Umständ ~n ~ll~lla }men ermdt. 1\111. Il1~ncr gcmmnwlrlsehaIthch"n Ver-
ooLroffenen V'Ürkehrs,träfY' I D jon zusatzheh. c K.osilen verbunden s·ein. DilCse worden VOn dem 
D '.' V ocr aSe aSll.ung cmpfund el u<3r crk{)hrsbcdienung werd E' . en. 
kehrshcdienung können u t i;n :,lunahmen crzilCk Mit 'Ü,iner gemeinwirtschafllkhen Ver­
werdcn die&c von der B ' '?':b

r 
h mS

I
'land<YIl E."i'nnaluIl{)scInnälocrungen verbund~'n süin. Nach G. 

unu·es a n a s' Dela·t f d .1 • I . SclnIliilürung des Gewinns 1 d I I' s ungcn emp un en, sogar uann, wenn es sIe I um ell1e 
also yoll gCllcckt werden. lan e t, ll,e Kos·lcn der bctroHC'nden gemcinwirtschaflliehpn Leistungen 

Es kann sehr strittig sein, ob rn r " S " . ,. 
die so' 1){)<Yrenzt s;nd daL' I' V \JIIliO chma1crung des Gcwll1ns und ob man Emnahmcvoduste 
Li()islU'ngCl~ nicht gefährd" t l ~:t °1 (oIsltendeekung der. in Hede stehenden gcmoinwirtschaftEcllen 
C' Il t e IS, a s, lüJ.USlLun<Yo'lI be2Je'lc1men kann ohnD dem Dügl1iff allzu~chr ..J'(}wa anzu uno C " • 

Geht man aber di,c&en "Veg - d·. D .. 1 I ,. 
ihn hesehr'tl' . f' He unucs lahn und auch d'cr Sachversltänchgenausschuß habcll 
Verlcl;rst ~, en - so lIlU" ma,~, wlenn es gill, die gemeinw,irl&chaft1ilchen Belaslungen des anderen 

.' 'I ragelrs. zlu ekr as·se?.' UlIC g eichün Maßstäbe anlegen, Nur wenn man Ver,,<YllYichbal'cs mit-
cmanl er vcrg ,me II arm UJ{) Fragn I . E'" " k' I B 
.' 0 l 'Cl ,msl['lf",g clil leI' clastungün hC<lntwortct werden. . 
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Es geht ,aber gar nicht 'um 'die Feststellung ,einer gemeinwirtsthaftlichen 
Last schlechthin, sondern es geht um die Anerkennung solcher gemein" 
wirtschaftlichen Belastungen, die eine Behinderung I der Bahn in ihrem 
Wiettbewerbsverhältnis zu den ,auder'en Verkehrsträgern darstellen. Dabei 
sind dLe Prämiss'en "Einseitigkeit und Unzumutbarkeit" genau so wichtig 
und notw.endig wie die Prämissen "Gegensatz zum dg~nwirtschaftHchen 
Interesse" und "Unmöglichkeit, sich von der von ,außen auferlegten Last 
freizumachen", Diese MlCinungsverschiedenheit hat wieder den gleichen Ur" 
sprung. G. sieht das Problem nicht als. ordnungspolitische Frage, des V,erkehrs. 
Vorab giltes,eine irrtümliche .Auffassung von G. zu beseitigen. Die Prämissen 
für die Anerkennung von gemeinwirtschaftlichen Belastungen gelten natürlich 
für aUe Verkehrsträger in der gleichen Weise. Die kritischen Bemerkungen v'Ün 
G., die zum Inhalt haben, ich würde unterschiedliche Maßstäbe anlegen, 11) sind 
damit glegenstandslos. 
Eine volle Uebereinstimmung mit G. besteht nur hinsichtlich der ersten Prämisse, 
daß die als Last empfundene Leistung nicht aus dgenwirtschaftlichen Motiven, 
sondern le!).tgegen den ICigenwirtschaftlichen Interessen 'erbracht werden muß . 

Dagegen interpretiert G. meine zweite Prämiss,e in einer Weise, die mit dem 
ökonomischen Pmblem, das zur Betrachtung steht, nicht vereinbar ist. Bei der 
gemeinwirtschaftlichen Belastung als 'einem Problem der Wdtbewerbsordnung 
haben wir 'es nun einmal mit ökonomischen Daten, mit Preisen und Kosten zu tun 
und nicht mit der Frage, ob eine Leistung aufgrundeiner staatlichen Auflage, 
eines Gesetzesparagraphen ,erstellt wird oder nicht. 

Ich hätte meiner These, daß im W,ettbewerb .11lein die de facto"Wirkung und 
nicht die de jure"Vlerpflichtung~aßgehend ist, nichts hinzllzufüg.en, wenn nicht 
G.behauptete, daß diese These im Widerspmch zu der Prämisse 1 - Gegensatz 
zu dem .eigenwirtschaftlichen Interesse - stünde. Hierin liegt aber kein Wider" 
spruch, Dieser liegt vielmehr in der unzulässigen Auslegung und Anwendung 
des Begriffes ".eigenwirtschaftliches Inte11esse" durch G. 

Dm mich nicht zu wiederholen, darf ich versuchen, dies an dnem I, Be.isp;ie& 
zu ,erläutern. 

Ich unterstelle, daß ,es keine Wdtbewerbsvlerfälschungen 'Und keine Verzerrungen 
in der volkswirtschaftlichen K,ostenrechnung im V,erkehrssektOl: gäbe. Der Ver" 
kehr zwischen zwei Vlerk'ehrsgebiden würde von der Bundesbahn und einem 
priv.atwirtschaftlichen Verkehrsträger zu. Bedingungen bedient, die beiden Ver>< 
kehrsträgern die Vollkostendeckung, also ,einschließlicheiner angemessenen &en" 
dite für das investierte Kapital ,ermöglichten. Aus rein politischen Gründen würde 
nun der Bundesbahn die staatliche Auflage 'erteilt, ihre Frachten zu senken. 
Die Bahn müßte ,als.o unter Zw.ang und entgegen ihren .eigenwirtschaftlichen 
Inter,essen den V,erk!ehr jetzt zu Unterkostentarifen durchführen. Es wäre also 
für die Bahn im Ausmaß der aufer1egt~n Tarifs,enkungeine gemeinwirtschaftliche 
B ,e 1 a s tJLl n g g le g e b ,e n. 

üb ,es dne an z u ,e l' k ,e n n ,e n deeinseitige Belastung ist, hängt davon ab, wie 
die V,erhältnisse für den privatwirtschaftlichen Verkehrsträger heeinflußt wlerden. 
Aus der Interdependenz ,aller Preise, .also aus einem ökonomischen Zwang, muß 
auch ,er seine Frachtcnentsprechend senk,en. Auch er muß Unterkostental'He 

11) 'So Z'. D. bci dc'n Ausglcidlsmüglic.hkc.illYn 
(sichd Sellc 38). 

ller VnzunlU'tbarkoit 
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.'.1 

ir: Kaufn~hmen, wenn 'er den Verk h '. -
nlcht v,erheren will. e l' und damit seine Betätigungsmöglichkdten 

bN~cdh G. liegt dann bei der Bahn . ' , 
Cl 'ern IJl'ivat . t 1 f 1 h' < 'eIne gemeinw' t h' f l' 1 I 13 1 . .~VI~ sc 1.1 t ic en Verkehr" ,~r Sc a t IC le Be astung Vlor,: 
e astung Im ubhchen betriebswirt h sfttrl~gler nu:eme "reineigenwirtschaftliche 

W I 1 sc .1 IC len SInne" 12) 
. e s 1.1 I b sloll nun bei ,de St . . . an k t m aatsmsht t· . ' 

b,er ann werden, bei dem privaten Y I llleln:. gemeinwirtschaftliche Belastung 
.1 .er nUr deshalb nicht, weil ,es kei ' ,ene lrstrager für den. gleichen Tatbestand 
dIe Beur~eil:ung der ökonomischen rw~rfesetzesparagraphen gibt? Kommt es für 
steht allel111m Mittelpunkt der gemei .. ~ng auf den Verkehrsträger - und diese 
problem - nicht allein darauf an ab IWlrhchaftlichen BelastunO' als W·etthewerbsf 

rirkung Belastungen entstehen 'die .e u~'dlenselben Anlaß u;d mit der g1eichc:n 
nteressen stehen? ,Im 1 erspruch zu deneigenwirtschaftlichen' " 

Hkr ,entgegnet G d f') -' i ls' , " . nun, ' .1) diese Tarifer "ß' ' , 
a ßgeme111wutschaftliche Belastung , . I t ma Ikgung des privaten Y,erkehrsttägerS 

k
".auerhalb s. einer dgenwirtschaftll'chne

1c 
lU abner

l
, annt w,erden könne weil sie nichtS 

une "d ' ,n e 'Cl' eg" ' ! . : nzgrun en - ,als,o quasi freiwilli ungen stünde, weil ,er aus Ko:n f I 
v'erher,en, dk TariEermäßigung .mitma h'~ -, eben um den Y,erkehr nicht ,zu 1 

c ... , 1 
Gehen .. 

, WIr 111 unserem Beispiel noch einen S h." . > • , 

in dIe .Bahn soll dne so radikale Prachtse I c uttdwetter. Die staatliche Auflage 1 I er p1'lv
h
ate Y,erkehrsträger ,eine soo weit nh(u1 er Bahntarife beinhalten, daß' i 

(anEn, dO ne den Konkurs erklären zu m ~e en ,eNErmäßigung nicht mitmachen ; 
zu 'n e gedacht I d < ussen.' ach G ., d 1 t "b . . ' - auc 1 ies noch mit den !Ci . . wur e - wnseqluen 
~ er~ffsttmmen bzw. nicht außer halb dies l~enwlrtsc~aftlichen U eberlegungen 

egn . e kann der Klärung der Zusammenh" legen: Eme solche Perversion der 
d~s p1'lv,atwirtschaftliche Denken das mir Gange r:~cht dienlich sein. Nicht nur 
fange a~IS, sondern jede national6konom' h' '2}r~a1t, schließt solche Gedankenf 

assung Ist nur ,erklärlich aus der Situatio~scl e S ,e erlegung. Eine derartio-e Auff 

innigen Verschmelzung mit dem St t C cis , t.aatS'unternehmens das ,au~ seiner 
Y,erk:!lrswirtschaft zukommt, nie in adie l~~ sl~nem Gewicht, d~s ihm in der 
zu mus~en, das nicht wie ein Privatunte < gf "Ommen kann, Konkurs machen 
Z~l verheren, weil es immer mit staatlich~ne lmer ~.efahr läuft, seine Existenz 
d~? Bahn ,au,s Wirtschafts", staats uhd weh l' I!~lterstutzung rechnen kann, weil 
standen erhalten bleiben muß. r~obtJschen Gründen unter aUen Umf 

Diese.s ~~ispiel dürfte wohl z'eigen, daß . .. ' 
unfr,eIwtlhge, von außen her ,auferle t L man l11cht dle zweite Prämisse - di>e 
m~chen ka~ll1 - so eng auslegen dar1 edaßst, v'fn der"ma~ sich selbst nicht freif 
mlt "staatlicher Auflage". Die G" , t "au, erlegt gleIchgesetzt wlerden muß 
spr1echende Handlungsweise verIan ,e sie z.'e die s M a r k t ,e s , die die ,ent" 
[' . 1 b . ',gen WIegen ge D" I,erner g. ezelgt 1a. en, daß die Eins 't~ k ~" . naUSO.as Beispiel dürfte 
. t k "eI Ig ,eItel11e une I"ßI' h V; \ 1S , wenn man .anzuer ennende gem<ei 'rt h f' l' r a IC e oraussdzung 

nwl. sc .1 t lche Belastun f 11 '11 
Die Prämisse 4 Unzum'utb k't d B'l ' ,geneststee.n WI . 

, '" .11' Cl ' ere astun e" k ' 
nicht an, daß sie im Bereich der praktisch' V g r ,erennt G: mit dem Bemerken' 
schaftlichen Erörterung weitgehend ent ~ner (e.hrspolitik läge und der wisselv' 
Apffassung, daß ,es gerade Aufgabe derz~~en seIh', D

f 
,;mgegenüber bin ich der 

p . ". I' I' d NlSsensc a thchen Er" t .. ramlss,ea s rIC lÜg 0 er falsch zu 'erkennen 'u b' 01' erung 1st, 'eme 
. nsere ° 1ge P'eststellun9, 'daß .:. 
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·es in früher,en Jahr,en ,eine gemeinwirtsch~ftliche Y,erkehrshedienung gab, 'Ohne 
daß man dn Problem der gemeinwirtschaftlichen Belastungen im heutigen Sinne 
kannte,eben wdl ,es damals nur zumutbare Belastungen gab, zeigt die Beredl" 
tigung dies,er Prämisse. 13) , 

G. wehrt sich nun dagegen, daß bei der Eisenbahn bei der Prüfung der Zumut" 
barkeit ,auch die Möglichkeiten ihres internen Ausgleichs berücksichtigt werden 

. müßten. Damit verkennt er das W,esen der mit Belastungen verbundenen gemein" 
wirtschaftlichen Y,erkehrsbedienung ,als Ausgleich von Verkehrslasten in einem 
volkswirtschaftlich ,erwünschten Sinne. Nur solange ,eine Ausgleichsmöglichkeit 
vorhanden ist, kann dn Ausgleich betrieberi wer'den. Ohne Ausgleichsmöglichf 

keiten gäbe ,es für die Ei~enbahn - und das Gesagte gilt entsprechend für jeden 
VIerkehrsträger - nur unzumutbarle Belastung,en, die sich als rote Ziffern in den 
Erf,olgsDechnungen niederschlag,en müßten. Andererseits gäbe 'es -entgegen der 
Auffassung von G. - unzumutbare Belastungen nicht mehr, wenn die volle 
R'entabilität des Unternehmens gegeben ist. Die Schmälerung eines sonst dar" 
über hinaus ,erzidbaren Gewinns kann zwar von dem Unternehmen als Last 
empfunden werden, sie kann Jedoch niemals als ,eine ,einseitige und unzumutbare 
Belastung in dem. zur Debatte stehenden Sinne anerkannt werden. 

I?kse . Berücksic~1tig~ng der internen Ausgleichsmöglichkeiten gilt sdbstverstärid" 
h~h mcht ~ur fur die Bahn, sondern für jeden Y'erkehrsträger, der' dne gemein;:: 
wlrtsc~afthche Y,erk!ehrshedienung betreibt und in del1en Auswirkung gemeinwirt" 
schaftllche Belastungen rm Sinne 'einer Bednträchtigung .seiner W,ettbewerbs" 
lage anerkannt wissen möchte, wie ,es die Bahn für sich bean~prucht. 

Es müßte unstrittig sein, daß man die in Riede stehenden.anzuerkennen.deln, 
. B.elastungen nicht feststellen kanIi, wenD. man nur die Y,erkehrsleistungen he" 

ttachtet, die unter Einnahmesch111älerung oder ,ohne Kostendeckung durchgeführt 
werden müssen, die Gewinngeschäfte, die nach G. im Güterv!erkehr im ,allgemei" 
nen gegeben sind, aber unberücksichtigt läßt. I 

Wdche Po~gerung,en sich aus dieser unterschIedlichen Auffassung lergeben, zeigt 
beisptelhaft die Meinungsverschiedenheit bei. der Wertung der Unterbilanz der 
Nebenbahnen. Nach G. hat mit dtes,erUnterbilanz der Zubringerwert des Neben" 
bahnenvIerkehrs für das Hauptnetz nichts zu tun. Nach meiner Auffassung muß 
aus den obigen Ueberlegungenbei der \'{!,erhmg dieser Unterbilanz H) der 
Zubringerwert berücksichtigt werden. W,enn nach den Ueberlegungen von G. 
das Defizit der Nebenbahnen dadurch beseitigt werden könnte, daß die Eisen" 
bahn die P11eise auf den N(ehenbahnen bis zur Yollkostendeckung ,erhöhen 
"dürfte,15) dann würde nach G. der Zubringerwert irrefevant. Nach meiner 
,Auffassung würde dann aus dem Zubringerwert als Ausgleichspost,en ein echter, 
über der Yollkostendeckung erzielbarer Gewinn. In der Wirtschaft gibt es aber 
keine, Ansprüche auf solche Gewinne. Umstritten kann nur sein, ob -ein Zu,: 
bringerwert vorhanden ist. Ist dies der Fall, so muß er berücksichtigt werden. 

" '. • ' " ß' Ja"., '" , ,,' '1' lie im Sach-
13) DhO Unterschotdung ZWischen zumutbaI'ou und unzllmuLbal'C1,1 0 .sIL';in"en, U)O ( 

vOl\Ständig<Jnausschuß Bini",kdt ho1'rsdll-e, würde sonst jeden Smn' vorllllcz;'n. , . b fr 1 
H) Völjig gleichgültig,' ob ein DCli dor Nebenhahn vOlllwndenes Defizit in der ßelne sp le It, 
und/oder dem Tarifzwang ,&",il>o Urs:lche hat. . ' 
15) Hierbei wird "ul$Q von G. unterstollt, daß es dann kdne Abwal1derung oder koinen Ausfall 
dieses Verkehr& gabe.' .' 
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IV. Zur Sonderstellung der Bundesbahn 
als Güter- und Personenverkehrs unternehmen 

G. beanstandet, daß die Sonderstellung der DB als Güter;: und Personenverkehrs~ 
untcrn~hmen v?,n mir nicht beachtet und damit die ,,'entscheidende gemeinwirt'\ 
schaftliche Last der DB nicht in die Untersuchung einbezogen wurde. Di'es<:\ 
letzte~e Be~lauptung in Y,erbi?dung mit der Aussage von G. von "dem im alb 
gememen Immer noch Ge'-'Yll1n abwerfenden Güterv,erkd1l''' steht in <einem 
:\~iders.prtlc~ zu (.~en bisherigen Verlautbarungen der Bundesbahn. 16) Ich habQ 
mIch hIcr l1lcht mIt dcr Höhc der einzelnen gemcinwirtschaftlichen Belastungen, 

,zu befassen. Zum Thema steht das Pwblem als solchles. 

Die Kritik, von G. veran.~aßt mich hier, meine Auffassung zu der Sonderstellung 
der Btlndes~ahn a~? Guter;: u n cl Prel'sonenbeförderungsunternehmen nach­
zuholen. Bel der EIsenbahn licgt bei dieser doppelseitigen Betätigung der Tat~ 
bestand:ler. Verbund produktion in dem Sinne vor, als ein Großteil der Beför­
denl11gseml'lchtung~n und des Personals für beide Funktionen tätig ist. Die 
~l~sdehntl~.g ~eSel11e!l Sektors bleibt damit nicht ohne Einfluß auf die ,Be­
tat:g~l11gsmoghch~.eiten im and~re.n Sektor. Wegen diesIel' gegenseitigen Abhängig­
keIt Ist es s~hon außerst schw~el'lg, wenn nicht vielleicht unmöglich, eine ,exakte 
KostenaufteIlung auf Personen" und Güterverkehr vorzunehmen. Die These von 
der Kosten~!nterdeckung im Personenv,erkehr bzw. die daraus folgende These, 
d~ß der 5:;uterverl~~hr den Persünenverkehr alimentieren müsse, woraus dann 
wleder fu.~ den Gtlterv,~rl~ehrssektor 'Cin Handicap im W,ettbewerb gegenüber 
denandeten Y,erkdll'stragern gefolgert wird, ist schon wegen der Schwierigkeit 
der Kostenaussage problematisch. Im übrigen könnte von einer Alimentierung 
~urc~ den Güterverkehr nur in dem Fall Ca) gesprochen werden, wenn di~ 
spezte~len ~osten de:s P,ersonenverkehrs, d. h. die Kosten, die bei der Aufgabe 
des ,,~l:menherten p'ersonenverkelll's d.ngespart werden könnten, größer wären 
a~s dIe aus dem "Personenverkehr ,erZIelten Einnahmen. Ist dieser Tatbestand 
mcht gegeben, w,t;rde bei .~inem \V,egfall der Einnahmen aus dem "alimenüerten 
~y~onenverkehr ,der Gut,erverkehr mit zusätzlichen Kosten belastet, die bis 
ca 11n vom P,ers«~n.enverkehr mit getr,agen wurden. In diesem Falle eb) würde die 
'Wdtbewerbsposlhon del' Eisenbahn gegenüber den d Y k h tr" 
aus dem T,atbestand ihrer Y,erbundprüduktion nicht ges ahn .~rlent 'erd e rs at?ekrn

t c wac 1 ,son ern ges ar . 
Der Außenstehende der koinen E' 'bI' k' d" b ' 
rechnunO' der Eisenb I h ~ tIm. lh u~. Ie etriebswirtschaftliche Kosten" 
der DB der Fall a) ü({e:\)~~g~b~~ i~r t naher dazu Stellung nehmen, lOb bei 

16) Im Saohv'cl'sUindigcnllUssoe!lUß meldete dip DB BI' 
'.'. .J an c aShl'llgell an: 

1~r Sn!Jvenhonslal'ife im GÜlC'rv,crkchr 
f~.[r BehsLungen aus den NehenbalmclI 
1ur BeiasLungen aus dem SLüokguLv,erkehl' 

für BelasL~~:gen allS der T,XmSp0l'h'eserve 
allS dem Gu~el'verkehr mit Bcrlin 
aus der Montan-Gemeinschaft 

Spe,idl für den PeI1S<OnellV'erkehr: 
au:s den SozialtarlI,m 
uml. a~[s dem Personenverkehr mit der 
sowJettschen BesatzungsZOIHJ . 

bzw. 

b,\\,. 

150 l\lill. 
1(Jü 
124,3 " 
1<16 

67,5 " 
15 
53,8 " 
93,8 " 

187 

17 

DM 

Die gcmeinwirLschaftliehc BdasLung a1" l'rohlem tier Wl'llbewcrbsordnung 57 

v. Zu den verkehrspolitischen Konsequenzen 

~m Ausschuß der Y,erkehrsträger konnte eine ,einmütige Auffassung der Y,ev 
kehrsträger darüber 'erzielt werden, daß die gemeinwirtschaftliehe Verkehrs" 
bedienung und in Ihrer Auswirkung die gemeinwirtschaftlichen Belastungen 
ihre Grenze in der Existenzsichenmg der Y crkehrsträger finden müss:en. 17

) 

Die Realisierung dieser FoOl'derung beinhaltet, daß es derartige Belastungen nur 
noch im Rahmen der' vorhandenen Ausgleichsmöglichkeiten geben darf. Ich 
habe daher recht mit meiner Folgerung, daß sich alsdann das Problem der 
'einseitigen, unzllill'utbar'en Belastungen von selbst löst, eben weil :es in diese~' 
Lage keine einseitigen, unzllmlltbaren Belastungen, die die EigenwirtschaftlichkeIt 
der Verkehrsträger gefährden, mehr gibt. 

Meil1ungsvlerschiedenheiten bestehen nun aber darüber, wie diese Existenzsiche" 
rung 'erreicht werden kann. Mdnem Ymschlag, die unzumutbarlen Belastungen 
durch Einschränkung der gemeinwirtschaftlichen Vel'kehrsbedi,enung soweit ab" 
zubauen, daß eben nur noch zUill'utbar:e übrig bleiben, hält G. als möglichen Weg, 
oder zu dem gleichen Ergebnis füHrt, "entgegen, die Bundesbahn "durch aus" 
reichende Verkehrsmengen und "einnahmen" wieder in die Lage zu v,ersetz.en, 
die mit der gemcinwirtschaftlichen Verkehrsbedienung verbundenen Lasten zu 
tragen. l8) 

Hiermit würde die Aufrichtung dnes Schutzwalles, die Abschirmung der Bahn 
vor A1enderungen der W,ettbewerbslage v1erlangt, damit sie durch den Wall kiinst" 
lich in die Lage versetzt würde, weiterhin Aufgaben zu ,erfüllen, die sie natür", 
licherweise wegen der geänderten Wdthewerbslage tCinfach' nicht mehr in dem 
früheren Umfang erfüllen kann. Nach meiner Auffassung wäre damit ldas 
Gegenteil von dem erreicht, was das Ziel der Neuordnung des Y,erkehrs s,ein 
muß dne Gleichgewichtslage im Yerkehr herzustellen, die die Wettbewerbs~ 
vlertilschungen und Yerzerrux:gen der ~olkswirtscha.ftlichen .K,~stenrechnung 
beseitigt und zugleich gewährleIstet, da~~l~~ Verkehrslelstungen 111 Ihrer Gesamt" 
heit mit einem Höchstmaß an Produkhvltat 1erbracht werden. 

Im Grunde handelt ,es sich hier nur um 'eine andere Form der Schadloshaltung 
durch den Staat die aber G. in Uehereinstimmung mit mir ablehnt. Für den 
'Von G ,erwäh'nten:W.eg gilt im übrigen gleichfalls, daß wohl jeder Y,erkehrs> 
träger 'bereit ~vär,e, in j edel' Hinsicht gemein wirtschaftliche Ko?-zessi'Ünel(; :;:u 
mache~, wenn ,er dl}rch "ausrei~hen~e Y,erkehrsmengen 'Und "emnahmen m 
die Lage versetzt würde, die damIt verbundenen Lasten zu tragen. 

Ich halte diesen Weg nicht für gangbar, ,-,~:ei'ler letzlieh zu 'einer Erstarrung im 
Y k I f "l wt"trde Man Inuß nunemmal der Tatsache Rechnung tragen, ,er e 1r u 1ren '. < dIE 'bt 
d {> • I I f" dl'e Bundesbahn die Marktlage im Y,erkehr wan e t. s g,TI 

a ) S1C 1 ,aue 1 ur < k' W' dIll . Z standes 
auf diesem Sektor kein Rückwärtsgehen, eme te er 1ers.~e ung emes u , 
als üb ,es z. B. kein neues Verkehrsmittel Kraftwagen gabe. 

I ,. ", \. .. -chnS5C'stler Vcrkehrsträger vom 17. 9. 195G, S.c,i~e 2. . . 
7) Vergl. ZWl5c,hcnberIcht des, UiSSC" . d ~ Tt 11"'1 daß s,ie hins'iehtlich ,leI' gcmcmWlrt-

18) Wmm G. ,sagt, die Bundesbahn hall)1} WlC <OI'I?e'lllerer(llae~b'c" so" triHt das 'in dem Sinne zu,' da,f,~ 
A I · I fon .o1'un "'pu, 111 " " ß I ' schafLlid[,en BelasLungen usg QIC 15, I.,:b 'I" 'lI I as,t'cIl _ .ihre Ucbernahmo auf uen UlH ge-

J . . ' b' uen IlO 'L"lSC, .e J • I . ,'n '11 
['() Bundesbahn Duoht - WIC ül I l on"en unJ -einnahmen fordert, um' W!C' Cl' I.ll Cl oe 

fordert hat "Vc'nn si() ausr,cliohendo VOr(CtLH·sLlTl 1 • b n ,I" 'IUll'"e11'Zll tra"cn, dann sind das auch Aus-
. -" J '1 l' gesla c ,,[0 e "., '0 • 0 • I I . I Status versetzt zu werucn, .er es 1I . " I', . .', z. Zt. nicht hat, um WlC[ 01' ausg elle I'CIl' ~u 

gl,cichsfordcrungen, denn SiO fordert elwas" (as S!C ' 

können. 
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Statt sich in metaökonomischen Vorstellungen zu verlieren und die gemeinwirt~ 
schaftliehe V,erkehrsbedienung durch die Eisenbahn quasi als eine besondere 
volkswirtschaftliche Tugend dieses V,erkehrsmittels hinzustellen, sollte man ganz 
nüchtern ,erkennen und ,anerkennen,daß die Eisenbahn hier nur das Instrument 
für dnen volkswirtschaftlich erwünschten Verkehrslastenausgleich ist, wobei die 
Lasten nicht die Bahn trägt, sondern ihre mehrbeiasteten Kunden, die sich dem 
wegen fehlender Konkurrenz IÜder mangelnder Markttransparenz nkht entziehen 
können. Ein Instrument hat keipe Tugenden, es ist brauchbar, heschränkt brauch~ 
bar oder unbrauchbar. Mit der Wtandhmg des Yerkehrsangebots ist das Bc~ 
tätigungsfe1d der Eisenbahn 'enger geworden. 19) Es sind Y,erkehrsmengen un~ 
wiederbringlichabgewandert und die PrlCisdiffer,enzi,erungsmöglichkeiten geringer 
geworden. Das Instrument Bundesbahn ist mit den dadurch verringerten Aus~ 
gLeichsmöglichkeiten nur in 'einem geringeren Grad für den Y,erkeh'rslasten" 
ausgleich br,auchbar als früher. I-Iier,aus gilt 'es die Folgerungen zu ziehen. 

Damit ist nichts gege1"1i die Eisenbahn und ih't1e großen Leistungen für idie 
deutsche Volkswirtschaft gesagt. Damit wird nicht die Existenz von gemein~ 
wirtschaftlichen Lasten bestritten. K r i ti s ie r t wird nur ,eine Ein s tell u n g, 
di:e bei' der Bundesbahn von tinvermeidlichen 'einseitigen und unzumutharen 
gemeinwirtschaftlichen Belastungen spricht und diese als ,ein Handicap im \'0ett:< 
bew,erb, als ein U n g l,e ich g ,e wie 11' t gegenüber den anderen Verkehrsträgern 
an ,e r k a n n t wissen möchte und zum Aus g I ,e ich dafür glaubt, vom Staat 
in den vielfältigsten Formen B ,e g ü n s t i gun ge n zur A b s chi r m u n g 
gegenüber den ander,en öffentlichen Y'erkehrsträgern b ,e ans p r u c h 'e n zU 
können. . 

In meiner Abhandlung habe ich mich für eine notwendige Einschränkung der 
gemeinwirtschaftlichen Y,erkehrsbedienung durch die Eisenbahn ausgesprochen, 
weil diese sonst überfordert ist und 'es sonst nie auch nur in ICtwa zu dner 
Gleichgewichtslage im Y'erkehr kommen kann, die das Ziel jeder Verkehrsl" 
neuordnung sein muß. 

D~e von G .. aufgestellte These des "Entweder~Oder" 20) kann akut werden, 
wenn der ."Gemeinsame Markt" dne völlige Umgestaltung der deutschen 
Y,erkehrspolitik notwendig machen sollte. Dann kann die Anpassung an die 
kostenorientierte Tarifpolitik der Nachbarländer zu ,einer Aufgabe der gemein~ 
~irtschaftlichen Tarifpolitikder Bundesbahn führen. Solange dne nat~onale 
Y,erkehrspolitik möglich ist, bleiben meines Erachtens der Bahn so viele interne 
Ausgleichsmöglichkeiten, daß auch mit Belastungen v,erbundene Leistungen ohne 
Gefährdung ihrer. Eigenwirtschaftlichkeit getragen werden können und ohne 
daß ,es deshalb unzumutbare 'einseitigeun'd die Y,erkehrsordnung störende Be:< 
lastungen zu geben braucht. 21) . 

. 19) Ich meine hier natürli·ch nicht künstLiche Eincngun"ell als Folge oiner Verfälschung der volks­
wirtschaItEchen Kostenrechm.l:ng und e,iner dadurch ve~:wrrten Marktlage. D<lJ~ ist eine Frage der 
Ang1cidmng dor Startbedingungen, die hier nicht zur Diskus~ion steht. 
20) Vergl. G., Seite 28 
21) Zum Sch1uß noch oinige Berichtigungen: 
a) Mein<) von G. (s~ehe Seite '28) als unzutreffend hOlleichnete Feststellung, daß der Sachverstiincligcn­

ausschuß 'untorstellt hahe, daß clio gemeinwirtsdlafllichoe y'erlocihrs,oodoicnung im heutigen Um­
fange von der Bahn verlangt werdo, ist zutreffend. Auf SOllo 8, Ahs. 3 des Gutachtens h0ißt es: 
"Df)r Ausschuß hat es nicht für seine Aufgaho gdha1ten, zu der Notwendigkeit einer geme'in­
wirtschaftlichen Vcrkdll'sbeclienung im 'heu~igen Umfango durch eliie Bundes,bahn Slcllung zlI 
nehmen, hat vielmehr unters'Lollt, daß nichts v·erbngt wird." 

! 
,1 
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b) G. kritisiert auf Seile 37 me,ine Feststellung, daß die vom Sachversländ,igenunsschuß ~rIlliUdtl'lI 
,ycmeinwirtschaftlichell Belastull<Yen im oinzdncn llIicht addvLions,fähi<Y soiDn. Ich darf luOJ'zu fest-
e, b D. S 1 t" d' ;teHen, daß 'ÜS oowohl di,c. AuHas'su!lg des· ,engel1cn als ,mdh des crWüI,torlen <!c lvors .. an Igcn-
ull'sschuss·cs ist, daß di'e nur der Größ(;Ilonlnllng nach feslSlLellbaren Einzelbelastungen nIcht olme 
weiteres addiert werJen können (Seitr~ 13 des Gutachtens.). Das Gutachten hat desh<!lb vo.n der 

. Bilclung einer Gesamtbdastung <1U~ der SUIllIue der Ei!lzclbclastungen ahgc&ehen und dw ah­
weichende Erklärung der Dundes.JJahn an andel'er Stolle' wiedergegehen (S()i~: 25 lIeS Gul.a~htCl,IS). 
Es hat f.erner von rIer Billlun"eilwr GcsatrJLI:UIllmeab~t''hcn müss·en, wClI es weder dI() Jo.nt­
lastungcI'J der Bundeshahn, n06h tlio Bühs'lun,l)1on der anderen Verkehrs'träger untersucht hat. 
iVlninü Ausführungen zu dlies·em Punkt 'halten s.idh ,exakt an das Gutachten. 

e) Meine F,oststellung, die Vorteilo der Binnenis,chiJ'J'ahrt aus rIor Glo;,cht.al'iüeruIlg im llaum S?-LeIl 
nur gering, weil die Il.egeltal,ifc und llic allgcmeume'll Ausnahmelarif.e, aur die sich di'o Glelch­
:tariJ'ioerung praktüsch beschränkt, .im vV.eÜbewerb zur BinnelllSlChiHahrt oine unl.ergoordnc~(} Rollo 
spielton, bozeiclmet G .. als unr~chtig. 
Mit den Hcgeltari.Cen vergleichbar sind moillies El'achtcn.s, aher nur solche Ausnalllllelal1i.fe mi.t 
regelmäßiger TarifbiLdung, dio für alle Entfernun<Ycn "'lciclllnär~i,O'e prozentuale Ermiißigungen 
von den hetrcifenden HegeUrachten gewähren: Di,e,~o hal}cn nach SDchulz-Kiesow (s. Heft B;H153 
dieser Zeitschrift, Seile 15G) am Gesmnt:au-Ikommcn aller allO'eme,incn Ausnahmetarife aber 
nu: einen g~ringen Anteil von 3,3 0/0 der tkm, 5,2 0/0 der Erlös," ~ttld G % der t. Für diiC Bege~­
larlfQ ~Ild dleso Au~na1l1~eLari.rÜ', <Ire ich nur geml1;llll hahe, triHt mDine Behauptung voll zu. Dw 
Pdernlk von G. trd'ft 'ms Le·ero. G. unterscheidet lliicht !lach (!Dn Tarifbildungsgrundsätzen, 
sondern nach dem. Geltungsbci'ci,ch. Dio Ül sleinc BC'I'cc1111un" üinhczon-enml Ausnahmetarife für 
Kohlü1 Erz, DaustoHe usw. werd,en alnw}ichend von den Hegel'farifen ge'Lildet. Ein Bcispiel: 
Vo~ Standpu~lkt des vVcttbe,~cl'bs dcl' DiuItoell,s,chiHa'hrt i~t der AT G B 1 kein mit den Il.egcl­
ta~?f·?n verg1ct:hbarorallgernewcl' Ausnahmetarif, weil ·cr kain[) gle.>chlllUßigen prozclllllalcIl Er­
ma!Jlpungen fu~ alk Entfcr~ungs'S,tufen ß'0währt, sondern in den vVeUbewÜ'rbszoncn zur ßinllcn­
schl.f~ahrt A:bwcLChung.en zu thren UngulI&tcn aus,wclis,t und welil er .eben nicht ~n allen Verkchrs­
rclahonen, III denen Kohle versandt winJ, angewandt ,,'ird, z, D. nicht .im Ablauf von vVass'el'­
umschlagplätwn. 
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Buchbesprechungen 
Otto Klei.n und Erleh Sehrött.err: 

"V,erkellrsfinanzg,esetz 1955 - Kommen­
tar", Berlin und Frankfurt/M., 1955. 

Die K'ommentierung des Verkehrsfinallz­
gesetzes 1955 ist kein einfaches Unter­
fangen. Es zerfällt einmal in einen steuer­
lichen l~eil, in dem es grundleg,ende Ände­
rungen zweier Verkehrssteuergesetze 'Und 
eines Verbmuchssteuergesetz'es bringt, ·s,o­
dann in einen finanzwirtschaftlichen Teil, 
der in erster Linie die Haushaltsp:olitik 
des Bundes berührt. So bedeutend diese 
unmittelbaren Wirkung.en des V,erkehrs­
finanzgesetzes 1955 sind - es wird immer­
hin über rd. 5 Milliarden DM verfUgt -, 
so sind nicht weniger wichtig die beabsich­
tigten BednflusSiungen des Wettbewerbs 
zwischen· SchIene und Straße durch be­
wußte Belastung des Güterv'erkdlrS auf 
der Straße. Der A!usg,angspunkt des gan­
zen Gesetzgebungswerkes liegt letzt,en 
Endes nicht in den finanzwirtschaftlichen 
Überlegungen, SIO dringend die Beschaffung 
von InvestitilOnsmitteln für den Straßenbau 
und die Rafilonalisierung des Schienenver­
kehrs auchg,eWlorden war. Der Güterver­
kehr auf der Straße drohte einen Umfang 
anzunehmen, den die deutschen Straßen 
na eh ihrer Belastungsfähigkdt nicht !mehr 
auflliehm~en k'onnten. Durch die gleiche Ent­
wicldung wurden 'di!e Eis,enbahnen immer 
mehr .ausg.ehöhlt und in ihrer Rentabilität 
untergraben. Die zunehmenden Zerstörun-

_ gen an den Straßen, die als Fnosütufbrüche 
zutage treten, erfordertelJ, wachsende Hims­
haltsmiittJCl für den Straßenbau, wiihrend 
gleichzeitig die Leistung'en des Bundes zu­
gunsten der Bundesbahn imlmer größer 
wurden und bereits im Rechnungsj.ahr 1954 
di,e 500-MilHonen-Gl'enze überschritten. 
Dergrößer,e Teil dies,er Aufwendungen 
'ffiIußte zur Deckung laufender Ausgaben 
vIerwendet werde,n. Das deutsche Verkehrs­
wes'CIn unterlag daher der Gefahr, immer 
schwächer zu werden in einem Zeitpunkt, 
in deml die Wirtschaft im übrigen einen 
ungeahnten Aufschwung ,erlebte. Diese 
Entwicklr1~ng dnoht,e sich zu einer schweren 
Verkehrskrise auszuwachsen, da eine der 
Auswirkungre,n der deutschen Pl'osperltät 
die starke Zunahme der Pers,onenkl'aft-

( 

wa<5en und Kraftriider war. Aus diCl;!'''''r 
Sacl;:g,assre slOllte das V,erkehrsfinanzg~S~tz 
1955 herausführen. 

Wenn im Zeitpunkt des Abschlusses 4~s 
Kommentars von Klein - Schrötter n4~h 
noch nicht Zll übersehen war, il1wh~"'~it 
das Verkehrsfinanzgesetz 1955 <llle ~t­
wartungen erfüllt hat, so ist d1eSre ~1'()bt~_ 
matik sOWlohl nach dem Umfang Wle nllc:h 
dem Gewicht der Darstellung leider ctw'llS 
zu kurz gekomrmen. pie K0m,mentiet'1l.l)g 
des finanzwirtschaftlichen Teds - .Ab­
schnitte IV bis VII - beschränkt sich ~In 
wesentlichen auf die Wiedergabe der ß~_ 
gründung der Bundesregierung zu ih~n 
Entwurf Slowie reirnzeIner Änderungen in 
den Lesun<l,en des Gesetzentwurfs ~ 
Deutschen Bundestag. Da die Abschnitte 
V bis VII, nämlich über die finanziellen 
Hilfsmaßnahmen zugunsten der Buuol:!s_ 
bahn 'Und der nicht bundeseig,enen Eis~lJ­
bahnen slOwie die teilweisre Zweckbindullg I 

des A~fkrQm,mens aus dem Verkehrsfinall.z_ 
gesetz erst in den Bundesta.~sausschüss:en 
eingefügt wurden, ,ohne großere Auselll_ 
anclersetzung,en herv1orz't1rufel!, so ist we~er 
dire finanzielle Bedeutung dles,er Be~till:\ .. 
mlungen, poch die Neuartigkeit der ~Inall­
zirerungswege, die mit dem Verkehrsf~?alJZ­
gresetz 1955 beschritten wurden, genu.gelld 
verstiindlich gemacht. D~rch Absch~~tt V 
wird der Bundesbahn eme Invesfltiro1l.s_ 
hilfe v,on 1 5 Milliarden DM gesichert Ulld 
dire Ermiicl;tigung für Kredite ,:n die ni:~lt­
bundes'Cigrenlen Ei8'enbahne~ bIS ;ur Hohe 
vlOn 100 Mi!lironen DM rertellt. Die Zweck­
bind~ng der restlichen BundeselnnahiI11lCn 
zu,5'l1nsten des Straßenbwues dürften llRc:h 
ne~len Schätz'llng,en 3 970 Mimonen DM er­
reichen und damit ierheblicll über die ß,,~­
träge hinausgehen, die im Zeitpunkt d~r 
A't1sschußv.erhandluugen zugrunde g'elegt 
wurden. Durch die Beschränk,ung der 
KQmmentiel'ung der Abschnitte IV bis VI 
a'Uf dIe M10tive liißt sieh deren praktiscll::! 
AusWirkung :nicht erkreniuen. Der. Ab­
schnitt IV ist durch einen V:ertrag m,lt der 
Deutschen Gesellschaft für öffentliche At- . 
beifen. A.G. zur Ausfühl1uug g,ek'OOllffien 
und hat es ermöglicht, dem A!lUtJobahnbuu, 
für den im Rechnungsjahr 1954 ganze 
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27,33 Mimonleln DM zur Verfügung stan­
den, retuen erheblichen Auftrieb zu geben. 
Da die Bestimmung,en eine Loslösung der 
Autobahnfinanzirecrung vlon der Bindung an 
ein Rechnungsjahr ermöglichen, lwnnte die 
Zut.eilung der Mittd an die Landessüaßen­
bauv,erwaltungen wesentlich cIastischer 
und schneller erflOlg,en, als das sonst üb~r 
den Bundeshaushalt möglich gewesen wärre. 
In den RechlllUlgsjahren 1955 und 1956 
k,onnten auf diese Weise rd. 1/2 Milliarde 
DM' für den Autobahnbau einschließlich 
Nebenanlag,en verplant und in Angriff ge­
nommen werden. Die Verbindnng von 
privatwirtschaftlicher Finanzierung mH 
behördlicher Baudltf.chführltng erford'erte 
nicht nur teine dngehende ve ,.tragliche 
R·egdung der Aufgaben der Öffa, sondern 
auch paraUellaufende Diensbnweisllngen 
an die Straßenbauverwaltunglen der Län­
der über die Zuteilung und den Abruf der 
Baumittel, die über die Deutsche Bau- und 
ßoden-Bank zur Vrerfügllng gestellt wer­
den. Ein Abdruck dieses Vertragswerkes 
und der V,erwalfungshest1m,mlllngen hiitt,e 
das BuchaJuch Zltt einem wertvoÜen HUfs­
mittrel für die Straßenbauverwalt:un<5en ge­
macht, das bisher noch ~ehlt. All~ Öffa­
Vertrag verdient herv,orgehohen zn w,erden, 
daß die Ätusschöpfung der Kteditmö<5lich­
keifen, fiir die Abschnitt IV, Art. 3" eine 
Bürgschaftslermiichtigllng iiber 500 M'illioc 

nen DM' enthält, auf eine doppelte Gmnd­
lage gestellt worden ist. Einmal hat sich 
di,e öffa zur Beschaffung der Kredite, die 
zur DurchfülIrlung der Baupläne erf,order­
Hch sind, verpflichtet; andererseits ist ein 
Kreditausschllß eing,eschaltet wlO~den, dem 
außer Vertrletern der heteiligten Bundes­
resslorts auch rein Vertrdier des Direktori­
ums der Bank Deutscher Liinder Hngdlört. 
Damit ist gesichert, daß' die Kr,editauf­
nahmre sich im Rahmen der Kreditpolitik 
der B1tndesr,egiel'ung 'Und der Bank Deut­
scher Länder hält. Durch diese Verb:.ndung 
ist es tflOtz der hekannten Schwiichre des 
Kapitalmarktes bisher gdungen, Kredite 
iiber 89 !MIjJHonen DM 'lll1terzubringen. 
Zur Sicherung der Inv,estititonen zur Ratio­
nalis1erung der Deutschen Bttndesbahn ist 
in Abschnitt V ein Weg beschritten wror­
den, der zwar vlon dem., gI.eichen Grund~ 
g,edanken ,ausgeht,. in m~zd?eiten aber 
Abweichung'en vorSieht, dl'e Sich aus der 
verwalt:ungsmäßigen Verselbstiindigung 
der Bundesbahn als SlOnderv'ermög,en des 
Bundes ergreben. V,on der Erm1ichtigung 
der Bundesnegierung in Abschnitt V Art. 1, 
auch in di,esem Falle eine Gesellschaft 
privaten Rechts ;als Kl'editträgerin ein­
zuschalten, wurde bisher ke:n Gebrauch 
gemacht. Die g'esetzlichre Festlegung 
einer Jahr,esleistung der Bundesbahn von 

150 MUH,onen DM auf zehn Jahre in Ab­
schnitt V Art. 2 g,enügte, um ein Besch:af­
fun 6spm<lramllll über 750 MilliKmen DM tl11-
mittelbar" zu finanzier.en. Der Abschnitt V 
hat demnach wie dne "fleet in being" ge­
wirkt. Besser kann nicht dargetan werden, 
in Wlelchem M'aße mit Hilfe des Verkehrs­
finanz6es·etz.es 1955 d,er tote Punkt beim 
Ausba71 des deutschen V,erkehrswesens 
überwunden werden lwnnte. 
Abschnitt VI iiber Darlehen an nicht­
bundeseig,ene Eisenbahnen wird erstmalig 
im R.echnungsjahr 1956 praktische Be­
deutull') ';ewinnen. Die Verhandbngen 
mit de~ Ländern und dem Verb:lIld der 
nichtbundeseigenen Eisenbahnen tiber die 
Durchfülwung di:eses Abschnittes haben 
sich sdJr lan')e hil1<1ez.ogen und sind erst 
Ende des Jahr.es 1956 zum Abschlu~~ ~e­
k'ommen. Kleiill-Schrötf,er lwnnten dte lll­

zwischen erzielten Ergebniss,e daher nloch 
nicht herücksichtigen. Besonder,e Schwie­
rigkdten ,entstanden dadurch, daß nach 
Abschnitt VI Art. 1 die Darlehen ange­
messen zu verzinsen und abzusichern sind. 
Beide Bedingungen waren w::gel1 der tm­
günstig,en wirtschaftlichen Lage der nicht­
bundeseigenen EIsenbahnen schwer zu er­
füHen. Außerdem ergab sich eine Über­
sclmeidung mit der federführenden Zu­
stiindigkreit der Länder, die herdts seit 
lang,em die in ihrem Bereich Hegenden 
l1ichtbundeseigenen Eis,enbahnen fi'uch fi­
nanziell betreuten. D:,e hef.eiligfren Bund,es­
ressrorts strebten deshalb als Lösung .an, 
die Darlehen durch die Uinder an dk 
nichtbundeseigenen Eisenbahnen zu leiten, 
die dafür dem Bund gegeniiber die Ver­
pfliclltung Z'llr Rückzahlung und V,erzinsung 
übernehmen. Die ges'etzlichen Bestimmun­
gren sind weit genug gefaßt, um, diese R.,~­
gd1tng zu ermöglichen, über di,e inzwischen 
Einigkeit mit den Uindern erzielt worden 
ist. 
Im Abschnitt III enthalten die steuer­
lichen Bestimmungen der Art. 1-2 keine 
größer,ell P11ObIeme, obwohl aufkommens­
miißig h1:::r das Schwergewicht des Ver­
kehrsfinanzgesetz'es 1955 Hegt. Das Mehr­
aufkommen aus der Erhöhung der Mineral­
ölst,euer ist bereits für das Rechnungsjahr . 
1'956 auf 460 M'ilHoll,en DM veranschlagt 
und wird mit zunehmender Mlotorisierung 
laufrend steig,en. DIe einzige BestiD?iI11'lInF' 
die g'ewisse Schwi'erigkeiten brot, 1st dll~ 
NachversteuerungsvlOrschrift des Art. 3, 
d~e llur noch historische BedeuvlUlg hat. 
Dag,egen ist zu bedauern, .daß A;rt. 4 über 
die Betdebsbeihilfen kel11e e11lgehend.~ 
Würdigung erfahren hat. D:eser Artikel 
war, wie Klein-Schrötter zutreffend h~ervor­
heben, im Entwurf der B'llndesreg.erung 
nicht vlOrg,esehen. Ihm . liegt der Gedanke 



62 BuchbesprBchungen 
~----------~------------------~----~--------------,---~---~ 

zugrunde, daß die Erhöhung der M:neral­
ölsfJe'ller nur d i ,e V'erbraucher tr'eHen slOll, 
d1e Hineralöl,im Kraftwagen verw~nden. 
Es s,011 Mer l1nerörfert bleiben, ob dies 
berechtigt ist. Jedenfalls hat auch der 
Gesetzgeber ,erkannt, daß sich di'eser Ge­
danke weg.en der Vielzahl der Verbraucher 
vlOn M'ineralöl für andere Zwecke als den 
Straßenv'erkehr nicht in vollem Umfang 
verwirklichen läßt. Art" 4 sieht Beihilfen, 
die im übrigen nichts anderes als die 
Uückerstattung der im Preis cnthali'enen 
M:ineralölsteuer sind, nur für Verbraucher 
von Dieselöl vor. Aus diesem Kr'eis wur­
d~? nur. 'cinige wenige Gruppen aus ge­
wahlt, d~e .. der Gesetzgeber als besonders 
schutzbedurftig ansah. Neben der Auf­
Dechterhaltung der gesetzlichen Befreiung 
v,on der Dieselölsteuer für die Küsten­
scllHfahrt, Fischerei 'lmd BinnenschiHahrt 
sieht Abschnitt III Art. 4 eine wesentliche 
A't1s~e.hnung der bisherigen Beihilfe für 
landWirtschaftliche Verbraucher sowie eine 
Aus~ehnung. der Beihilfen auf Bergwerks­
hetnebe, theselgetriebene Schienenfahr­
z~uge; .. Stm~,erze'llgung mit Hilfe von 
Dlesel~l SIOWle die Trinkwass,erförderung 
V;(~~. DIe DurchfühDllllg dileser Bestim mltlng 
st~ßtauf auflemrdentliche Schwierig­
k'~lten, da - abgesehen von der Land­
wirtschaft - die anderen Verbraucher­
gEuppen ~anz über:Wiegend 'auch Dieselöl 
fur den Straßen transport verwenden. Zu 
d~n Schwie~ig~eiten, die begünstigten Be­
tnebe begrIfflIch von dennichtbegünstig­
t,en abzugl:'enzen, was insbesondere bei den 
Bergwer~sbetrieben wegen deren Verb ln­
dl!?g. ln!-t Verarbeitungs betrieben kaum 
moghc~ iSt, klOmmt v,erwaltungsmäßig noch, 
daß. d~e Anzahl der Bergwerksbetriebe 
SOWle det; strom.- und trinkwassererz'eugen­
,den Betnehe im Verhältnis zu den auszu­
zahlen~en g'eringen Beträgen ganz außer­
ordenthch hoch ist. Bei der weitaus größ­
t.en Zahl VlOn dieseld-ctr:.ebencn Strom­
erze'Ugungsanlagen h:ndelt es sich um 
~'Otstro.l11!ag~t'egate, die nur V'orühergehend 
III J?etrteb slnd. Die Einzelheiten sind in 
dt;ei Rechtsver'Ordnungenger,egelti ), dIe 
mit Zustimmung des Brundesrates um 
25. 2" 1'956 erlassen worden sind. In den 
V'e?o.rdnungen ist vers'Ucht worden, die 
ßedulfen auf Fälle zu begrenzen, die er­
st~ttungswürdig sind. Dazu ist- außer 
bel der Landwirtscllaft - ein M:indest­
betrag v,on 300 DM eing'eführt. Wird die-

1) Gasöl-B,elrj,ohshcihilfc-V.o-Landwirts.chaft _' 
vom 25.2. 1956 (BGBl. I, S, 87) , 
Gasöl-Bctrileh~heihilfe-VO-Wirtschaft _ 
vom 25,2, 1956 (BGBl. I, S. 90) 
Gasöl-Betri.:hshcihiIre-VO-Sdhiencnverkchr_ 
vom 25.2. 1956 (BGBl. I, S. 93) 

'\ / 

s'er Beihilfebetrag ,oder 0,5 vom T.ausen~ 
des steuerbarlen Jahresums(lt~es nach d'-!ll 
VefiOrdnungsgrundsiitzen innerhalb eiJn~s 
Jahr,es nicht erreicht, SIO entfiillt eine Zal, __ 
lung. Einen weit~ren S~llt:tz gegen .. elle 
Überhandnah:lue der BeIll1lfen gewah~t 
Art. 4 Abs .. 3. Dort ist bestimmt, daß fQt 
die Höhe der Beihilfen die von dem. b~_ 
günsti<lten Gewerbezweig im Vorjahr ve~_ 
brauclrte 'Menge Diesdöl m:aßgebe:nd ist. 
Da tHeses Quantum mit einiger G~aa;uil{~ 
k,eit zu 'ermiitteln ist, dürfte jedenfalls eill 
allzu ';rober Mißbrauch u,usgeschloss:!ll 
sein. Da der Gesamtbetrag der Beihi1f.eQ 
über den Huushaltsunsatz nicht hi:Irl'u~_ 
gehen kann, führtdne unger,ech!f~rtiUt 
hohe Einzelbeihilfe zu~ Benac~ltelhgun~' 
anderer Beihilfeber,echftgt,er, nicht ab~r 
zur Schädigung des Bundes. ~dche ~inal)._ 
zieHe Bedeutung diese Besf1:mmung h?-t" 
ergibt sich am besten ~a~aus, daß 111.l 
Thechnungsjahr 1956 97 ~i1ILonen DM ~ll.r 
V,erteilung v,o~g,esdlen sllld. Es fragt sich 
ernsthaft' lOb es den Interess'en aller nich,t 
hesser g;dient hätte, wenn auch dies'e B::_ 
träde dem Straßenbau zugeflossen wäl'etl.: 
W,e~111 vlOrstehend auf dnzelne Lücken in 
der Kommentierung hingewiesen word:~ll 
ist, dte z'tun Teil mit dem Zeitpun~t d~s 
Erscheinens des W,erkes zusamm,enhangetl, 
SIO v,erdient um &0 entschi'edener die aUI:I_ 
führliche übersichtliche und erschöpfende 
Behandl~ng der Abschnitte I und II üh~r 
die NeuIOrdnung der Kraftfahrzeugsteu-e:r 
und der Befördemngsteuer hervrOrgehoben 
zu werden. Sowohl das Kraftfahrzeun_ 
steuergesetz vrOm 23. 3. 1935 wie d:s B;e_ 
förderungsteuergesetz v,om 29. Jum 1926 
waDen in vielen Einzelheiten ver bes&er't1ng~_ 
bedürfti'; 'oder durch die V,erkehrs- und 
Uechtse;twicklung überholt. Das i~t d::'!r 
Grund dafür, daß das V,erkehrsfman~_ 
gesetz 1955, das ",on dner ganz andeDen 
Zklsetzung ausging, b:,:nutz~ wu::de, UnI' 
auch alle dies'e Unzulängltchkeiten Z!u 
bes'eitigen. Der KlOmJmentar v'on Kloe'iJl_ 
Schrötter über das V,erkehrsfinanzges'etz 
1955 wird dadurch zu einem umfass:!11den 
Auslegungswerk, das für diese b~iden 
Steuerg,es,etze bisher gdehlt hat. Bet der 
Kraftfahrz'C'ugstCluer hat die Neuordnung 
der Besteuer;;'md der L:lstkraftwag,en Il\lld • 
Anhiing,er, wie KI·ein-Scltrötter zutreffend. 
h:erv.orhehen zu etner weitaus g,erecht'eDen 
Verteilung d:er Steuerlast gefüh~t. me. Er­
läuterung,en l1ehmen zu aUen Emze!heItcn 
ausführlich Stellung IUnd schaffen ~n v'er­
di,enstvlOUer WiCis'e auch di,e V'erbmdung 
zum Straßenverk'ehrsvecht. 
Bei der Beförderulll5steuer haben di'e Vel:'­
fass,er vlOr duer ~ngleiclt schwieriget'l~n 
A'ufgabe gestanden. Wenn '~s ihn<:n nicht . 
in aUen T'eiLen geglückt ist, dl,e Besflmmun- , 
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g'en über die Änderung des Bdörderung­
st,euerg,esetzes verstiindlich zu machen, so 
kanu das jedenfalls nicht ihnen zur Last 
gdegt werden. Das gilt beispi'elsweise VlOll 
der Darstellung der mißbrauchverhindem­
d~n Abgrenzung zwischen Nah- und Fern­
v,erkehr, die durch die Ablehnung der im 
Regierungsentwnrf vlOrgesehenen Ausdeh­
nung der Beförderungsteuer auf den Nah­
v,el'kehreine unvel'hiiltnismiißige Bedeu­
tung gewlonnen hat. Das Gesetzg<:bungs­
werk leidet an der Schw1iche, daß der 
Nahverkehr innerhalb von 50 km von der 
ßeförder'l1ngstetier befr,eit ist. Da der 
W,erkverkehr mangds eines Leistungs­
austausches .auch 'k6ne Umsatzsteuer zu 
:wl11.en hat, 'entsteht an der 50-km-Grenz,e 

, ein Sprung von 0 auf 3 Pfg. je Tonnen­
kilometer 'Und - nach Abschnitt II Art. 1 
Z~ff. 8 - später auf 4 Pfg. und 5 Pfg. 
These ,Uegdung muß zu mißbräuchlichen 
ManipulatIonen g'eradezu herausfordern. 

, ßedauerIich ist, daß das Gesetz selbst in 
den Sonderhestimmungen für Zonenrand­
und Notstandsg,ebtet,e (Abschnitt II Art. 1 
zm. 8 - §12 Abs, 1 Ziff. 3) weitere An­
satzplmkte hierfür bietet. Überhaupt wird 
der .:Virkungsbereich der N~'Uordnttng d~r 
Bdorderungsteuer durch dIe übermäßige 
Ausdehnung dieser bevorzugten Gebi'e't,e 
durch ß 33 BrefStDVO 1955 wesentlich he­
eintriichtigt. Klein - Schrötter haben sich 
hemüht, durch möglichst ~'enaue Begriffs­
hestimmungen den Mißbrauch 'Cinz'u­
diimmen. 
VlOr einer nahezu unlösbaren kIfgabe 
haben sie bei der K'ommentierung der 
Bestimmungen über den Nachbanorts­
v,erkehr im PersonenheförderungsUl1ien­
v,erkehr, gestanden. Diese Bestimmung ist 
nur zu verstehen aus einem Interessen­
ausgleich zwischen den F,ordemng,en der 
Kommunalverbände Itlnd dem Hestreben, 
die Systematik der Beförderungsteuer 
auch im P,ers'Onenverkehr aufrecht zu er­
halte'l1. Die Kornme:ntaroren lassen mit 
U,echt erke11nen, daß diese Schwierig1,'eiten 
nicht auf Viorschlag der Buudesregi,erltlng 
in das Gesetz hi:neingetragel1 worden sind. 
Die Einführung 'einer gl-eichartigen Be­
günstigung für den Sch··enenverkehr ist 
~war -ein Gebot der Glelchmiißigkeit und 
Gercchtigkeit der Best,euemng, dürfte 
aher in der Durchführung fast 110ch 
schwieriger als beim Kraftverkehr s'cin. 
Demgegenüber ist die Abgrenzung des 
\Yl erkfernverk'ehrs v'om, gewerblichen Güter­
fernv,erk,ehr, v'or allem in den ,Fiillell, 
in denen Erfüllungsgehilfen eingeselllltet 
werden (vgl. S,. 126) glücklicher gefaßt. 
Auf seinem steuerlichen Gebiet dürfte der 
Kommentar V10n KIein - Seluötter zum· täg­
lichen Handwerkszeug der Befördemng-

stJC'll'erstellen werden. Da sie hinsichtlich 
der stel~erlichen Erfassung vor schwer lös­
baren Aufgaben stehen, wird er ihn~ll 
hierbei ,eine wertvolle Stütze sein. , Darl11 
lie';t sein besonderer V,erdienst. 

" MinR. H, C. Koorff 

Dr. H .. Schulz: Erg,ehnisse 'Ci!l1Jes Betri,ebs­
v.ergleichs in, Hotelbetrieben. Heft 9 ?,er 
Schriftenreihe des Deutschen Wlrt­
schaftswisS'enschaftlichen Instituts für 
FDemdenverkehr an der Universität 
München. (88 Seiten) 1956, 

Die betrlcbsvergleich:ende Fmsch'ung im 
Hotelgewerbe macht dank der fördcrn~en 
Unterstützuug durch ,das Deutsche Wlrt­
schaftswiss.e'llschaftliche Institut für Fremr­
denverkehr an der Universität München 
gute Fortschritte. Das zeigt di,e vorHegende 
Schrift. Sie fußt auf Zahlenangaben vlOn 
50 westdeutschen Hotelbetrieben der inter­
nationat.en Klasse, Sie ist unterteilt nach 
Groflstadthof;elbetriehen, und zwar ge­
tt'lennt für v,om Eig'entiimer IOder V'om 
Piichter bewirtschaftete Betriebe, nach 
Ein-, Zweisaison und Seebiiderhetriebe:n. 
Alus den Bilanzen der Jahre 1952, 19:>31l\nd 
1954 wird zun1ichst eine Übersicht über die 
Vermögens- 'Und Kapitlllstruktur gehoten. 
Vom hetrieblich g,enutzten V'ermögen über­
wiegt bei weitem das Änlagevermögen 
(mehr als 90 0/0), das zum größten Teil auf 
Gl'ltlldstiicke 'Und Gebäude entf1illt. A'Us­
g,egangen wird vom steuerlichen Einhei!~­
wert. DasUmlaufvermög,en ist demgemaß 
gering, 'es schwankt zwischen 1,1 % ' 'Und 
12,7 % des Gesamtvermög.ens. 
Bei der Kapitalstruktur wird eine zu­
nehm:ende V,erschl1ldl1ng festg,estellt. Auch 
wird im Hotelgewerbe mit hohem Fremd­
kapitalg,earbeitet. 
Im Hotelgewerbe besteht im Verhiil.tnis 
zum Umsatz dne sehr hohe .Kapltal­
inv,esüerlllng. Bei betriebsver~lelc~lendel1 
überloegilt'llge:n sind deshaI? dl'e ~j\t dem 
Kapital beschafften V.ermogensrelle ~md 
ihl'e BewegungsV1org1inge' wielttiger B·e­
stalldteil der Untersuchung. 
Aber allel; der l,elativ g;eringe Ums:ltz und 
die immerhin docl\ ziemlich passive Än~e­
botspoJitik der Hotelhetriebe ~n.achen e~?e 
Untersuchung der Aufwand- und Erlos-
struktur not\vemlig, z'llmal schließ2i~h Äuf­
kliirung g,egeben werden s:ol1 uher d~ 
Wirtschaftlichkeit dnes BetrIebes und dl~. 
per10dischen Gewinne oder yer!uste, um 
daraus f.olg'end zu innerhetnebhchen Ua­
t~ona1isierun tlsmaßnahmen anzuregen. 
Der Verfass:C hat bes'onders darauf ge­
achtet, daß anderen Betrieben die Mög­
lichkeit gegeben. wird, ihr eigenes Zahlen-
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werk mit den hier veröffentlichten Ziffern 
zü vergleichen. 
Hervlorzuheben ist auch der Abschnitt 
über die Behandlung des Lastenausgleichs, 
ebens'O der H~nweis auf die periodischen 
UniJersuchung,en in den USA und in der 
Schweiz. 
Es handelt sich um eine fIeißig'e Arbeit, 
d1e ,auch dem Pmktiker manches zu sag'en 
weiß. Pl1Of. Böttger 

BlCfriebsabl'echniung für Bäderbetriebe. 
Heft 8 der Schriftenreihe des Deutschen 
Wirtschaftswissenschaftlichen Instituts 
für Fremdenverkehr an der UniVersität 
lJ'1ünche;n. 88 Seiten, 28 Anlagen, Stich'­
wlortv,erzeichnis. 

Die vorliegende Schrift s'Ol1 den Biider­
betrieben dn Mittel in die Hand geben, 
um ihnen die Anwendung der neltesten 
Erken'ltnisse des betrieblichen Rechnungs­
wes'ens zu ermöglichen. Zu diesem Zweck 
werden dk in .anderen Gewerbezweigen, 
insbesondere der Industde, üblichen Mte­
thoden des Rechnungswesens insoweit un­
g,ewandt, als sie für die Bäderwirtschaft 
g,eeignet erscheinen. Die Arbeit ist vor­
nehmlich für die betriebliche Pr1xis be­
stimmt. Deshalb ist 'es heslonders zu be­
grüßen, 'daß die betriebswirtsch~ftlich:en 
Ausdrucksf,ormen besonders erläutert 
sind, zumal deren Vielfalt und ver­
schiedenartig,e Deutung immer wieder 
Schwierigkeiten bereitet. 
Die Betri:ebsabr,edmung ist der wichtigste 
Teil der !<josten- und Leistungsr'echmmg 
und Grundlage für deren Auswertung. 
Da· d1e überwiegende Zahl der Bäder­
betriebe Klein- und Mittelbetriebe sind, 
ist die Darstellung der Betriebsabrech­
nung in erst'er Linie auf die Bedürfnisse 
dies'er Betdebe ausgerichtet. 
An Hand Vlon Zahlenbeispielen wird die 
Erstellung von Betdebsabrechnungsbogen 
erläutert, wobei eing'ehend auf die Er­
fassung der unsprünglichen K'Ostenarten 
s'0wie ihr'e V'erteil~ngauf Kostenstellen 
und K10stenträgler dngegang:en wird. 
Mit Hilfe der Erg,ebnisse der Betriebs­
abrechlllwngsbogen werden Kalkulations­
beispiele für KurtaxIeistungen, Kunmittel­
ldstunglen Siowie für die Leisvung,en des 
Versandbetriebes (z. B. Heilwässer) und 
des Hotel- 'Und Gaststätte;nbetriebes er­
klärt. Schließlich wird auch die für die 
Betdebsüberwachung, für 'die Durchfüh­
rung inner- und zwischenbetriebl1ch!er Ver­
gIeiche SIO wichtige Ermittlung von betrieb­
lichen K'ennzahlen mit Hilfe vlOn Zahlen­
beisp1e1en übersichtlich erläutert. 
In einem bes,onderen Absdmitt sind dIe 

Verhältnisse der größeren Bäderbetriebe 
berücksichtigt. 
Angefügt ist ein Stichw,ortverzeichnis und 
28Anlag,en,mit Schemata u.nd :Mustern für 
die Betriebsabrechnung. PrlOf. Böttger 

Hans Jürg1eltl Abraham: Das Seerecht. 
Ein Grundriß mit Hinweisen auf die 
SDndert:1echte anderer Verkehrsmittel,. 
vlOrnehmlich das Binnenschiffahrts- und 
Luftt:1echt. Walter de Gmyter & Go., 
Berlin 1956. 

Hei der vlOrliegenden Schrift handelt es 
sich um einen systematischen Gesamt­
überblick über das Seevecht. Bei der 
ziemlich umfangreichen Tätigkeit des Ge­
setzgebersauf seerechtlichem Geb1et in, 
der kurz vergallgenell Zeit, aber auch im 
Hinblick auf das mannigfaltige Einzd­
schriftütm und d:e Rechtsprechung ist das 
Erscheinen des Buches im gegenwärtig'en 
Zeitpunkt sehr Zll begriißen, zum\ll auch 
seit dem Erscheinen der 2. Auflag,e von 
Hans Wüstendörfers "Neuzeitlichem, See­
handelsrecht" schlon wieder sechs Jahre 
v,ergangen sind. 
Der V:erfasser hat sich bemüht, den um­
fangreichen StlOff straff zusammengefaßt 
darzustellen, aber f110tzdem,dne möglichst 
erschöpfende Sachübersicht zu bIeten. Das 
ist ihm gut gelungen. Wi,ederholt sind auch 
Hinweise auf die Rechtslag.e bei anderen 
Vlerkehrsmitfeln, SIO bei der Binnenschiff­
fahrt und bei der Lufthhrt, gegeben wor­
den. Das ist 'Um S'0' erfreulicher als wir 
doch zunehmend zu der Erkenntnis ge­
klOmmen sind, die ,einzeinen Verkehrs­
rechtsgebiete . aus ihrer bisherige:p. Isolie­
rung ~u befre~eltl 'Und sie hineinzustellen 
in das größere Blickfeld einer einheitlich 
auszudchnenden V,erkehrsrechtsdisziplin. 
Abrahams Schrift kann Merbei weg­
weisend heUen. 
Hinsichtlich der Literaturangaben wird für 
die Zeit bis Mitte 1950 auf das Werk 
Wüstendörfers zmückg,egriffen. Sonst aber 
sind bis Ende 1955 Schrifttum und Recht­
sprechung möglichst vdlständig berück­
sichtigt worden, darüber hinaus nur in 
Einzelfällen. Ein ausführliches Stichwort­
register wurde V'0n Assessor Dr. Wachs 
angefügt. PflOf. Böttger 

W. Lambert: Nahve.rkehrsbahl1jflll df:1" 
Gr:oßstädte. Raum- und K'osfenpmbleme 
der v'ertikalen Aufl,ockerung. Heft .18 der 
"F.orschungsergebnisse des v,erk,ehrs­
wissenschaftlichen Instituts an der TH. 
Stuttgart". Stuttgart 1956,73 Seiten 'Und 
Anhang. 

Hit diesem Heft wendet sich der jetzige 
Leiter des verkehrswissenschaftlicheu In-
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stitutsan der TH Stuttgart, Pl1of. Dro. W. 
Lambert, dem öffentlichen Personennah­
v,erk'ehr zu. Er Immmt damit der Ankün­
digung Pmf. Piraths nach, daß sich das 
[nstitut neben dem Luftverkehr in Zukunft 
!lUdI den anderen V,erklClusträg,ern, ins­
b,eslondere dem P,erslOnennalwerkehr, wid­
tnen wird. 
Das Grundpmb1.em 1m öffentlichen Per­
sonennahverkehr ist in der Wandlung der 
l/,er1<Jehrs- und Siedlungsstruktur der Gl1Oß· 
städte Z'U sehen. VlOr allem: nach dem 
Kriege hat due weitgdlende V,erlagerung 
llnd Verschiebung vlon Arbeits- IlUld Wohn­
stätten stattgefunden,' die für· die Ver­
kehrsbedienung neue und schw:erige Auf­
~aben mit sich bringen. 
Obwohl man auch im reg10nalen Bereich 
der Städte dne DezentraIisati,on, eine 
"Verteilung" der Arbeitsstätte,n anstreben 
sollte, ist ,eine stetige Zunahme dieser Ar­
beitsstätten im Stadtzentrum IOder zu­
mindest im W,eichbild der Städte festzu­
stellen. Daß man dann damillf bedacht ist 
~lie Wohnstätten in die Außenbezirk'e bzw: 
~n d~n nan~ ~er Städte zu. verlegen, ist 
nur e~ue naturhche und vernünftige Folge 
,lkser Entwicklung. . 
Durch diese Änderung in der Siedlungs­
struldur wird ein t1iglicher Pendelverkehr 
~wischen Wohn- 'Und Arbeitsstätte her­
vlOrgerufen, der in den letzten Jahren hin­
sichtlich des Umfang'es und der Zeitbean· 
spruchung derartzugenlommen hat, daß 
hier sowohl zu Gunsten der V,erkdlrs­
betriebe als auch zu Gunsten der Fuhr­
giiste baldmöglichst dne· L.öst~ng ange­
strebt werden muß. 
D,er ~erfasser ist der Heinung, daß di,ese 
Änderung in der SLedLungsstruktur nicht 
IlUein Ursache für dl,e V,erkelusnot der 
Städte ist, s,ondern das gleichzdtig ein 
"F.ortIlJenwandel im V,erkehrchamkter" ein­
getreten wäre, dessen "kennzeichn,endes 
Merkmal dne stetig ansteigende Abwan­
derung zum Indiv~dualverkehr ist". Diese 
i\bwanderltng ist aber nicht nur Ursache, 
sondern auch eine FlOlge der "Verkdlrs­
not"; und gerade dIe V'erwirklichung der 
in vmUegender Untersuchung gemachf.en 
I/mschläge sind dazu ang'etan, dieser Ent­
wicklung entgegenzuwirken. 
Es kann dem V,erfusser jedoch nicht zu­
~,estitnmt werden, Welm er in dem lndi­
vidualverkdlr ein der V'ermassung eIlt­
~egenwirkendes iMloment si,eht, da sonst 
die Erscheinung der Vermassung viel z'u 
[ußerlich hetrachtet wird. Han könnt,e 
m'it guten Arg'l\Iuenten viel'eher die ent­
g,egeng'es:etzte Auffassung vertreten. 
Obwlohl auch heute noch irn den GJ:1oß­
städt,ell zwei Drittel des Gesamtverkehrs 

von den öffentlichen Ver1<Jehrsm\tteln be­
fördert wird, sind dIe tatsächlichen. F,ol­
gien, die sich aus dem I:ndividualverkehr 
bei dem heutigen knappen Verkehrsraum 
'erg,eben, weit größer (,ein Pkw-ßenut~er 
benötigt geg,enüber dnem Straßenhahn­
fahrg'ast dIe 18-fache StraßenfUiche 1). 
"Es gdlt im Grundsatz darllll1, den 'l11lS 
überkommenen begrellzf.en StraßellI;aum .. 
SIO intensiv wie möglich auszunutzen, daß 
d1e ,alten' V,erkehrsm:ittel ..• modernisiert 
lund mit den ;neuen' V'erkehrsmitte1n nach 
verkehrswirtschaftliche,11 und vlolkswirt­
schaftlichen Grunds1itzen sit1l1vlO11 kOl:Jnli-

, uiert werden." Die Entwickltmg geht so 
weit, daß sich heute öffentlicher und indi­
vidueUer V,erkehr gegens'eitig behindern. 
Hier Lösungsmöglichkeitell anzubieten ist 
Sinn und Aufgabe der Untersuchung. 
Der Verf. sieht die Behebtmg der V,er­
kehrsnot der Großstädte in der "Entflech­
tung der v,erschiedenen Verkehrs arten 
durch Auflockerung". Diese Auflockerung 
kann einmal in der Horizontalen gesche­
hen; hier sind aber dIe Höglichkeiten häu­
fig gering, weil sie eine Zll glJoße Straßen­
bt:1eite beding,en (34-5O m), die in vielen 
Fällen - vlor allem in den Stadtzenüen -
nicht dnrchführbar ist. 
Die Hndere iM.öglichkeit wird in der verti­
kalen Auflockerung gesehen. Hier bietet 
sich aus technischen und wirtschaftlichen 
Gründen das Massenverkehrsmittel in der 
Form der Tief- oder Hochbahn an. 
Nehen technischen Schwierigkeiten treten 
besonders dIe K1ostenprlobleme auf, d:,<! 
l.etzten Endes für die Durchfiihrung der­
artig,er Pliine lentscheidend sind. Die sy­
stematischen UnuerSUCh11l1gen des Verf. 
über dk Selbstkosten reichen von den 
Kosten des Gr:ltnderwerbs, der Nutzungs­
entschädig'llng'en über dre K,osten der Her­
stellung des Bahnkörpers, der Unter- Il\nd 
Überfüht:1ung,en, der Signal anlagen bis Zll 
den !<josten der Bahnhöfe, Haltestellen, 
W,erkstätten 'und der Vlerwaltllngsgebällde 
- einseh!. des KapitaldIellstes -, um: nur 
d~e wichtigsten Titel zu nennen. . 
Di,e SchwIerigkeit der Kostenermlt.t1ung 
lag' darin, daß hier nicht ein sp::zlelles 
Pm}ekt zu Grunde gdegt werden konnte, 
siondern daß als Unterlagen die Anlag,e­
kosten der verschied~nen Bahnarten 
(Schnellstrußenbau, U-Bahn und S-Balm), 
zu denen vorhergrundsiitzliche Betrach­
tungenangestellt 'wurden, in ihrem prak­
tisch vlorlmmmenden Raum anlagen als ~e­
lände-, Tief- ,oder Hochbahn dienten. J:her­
in liegt aber zugleich das große V,e:-dlenst 
des V'erf., weil mit dem Ergeb111s der 
Kostenuntersuchung den zuständig,en Stel­
Len ,ein Mittel in dIe Hand gegeben worden 
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ist, sich, über die Einzel-, w1e auch über 
dk Gesamtk,osten von 56 nach Betriebsart 
und Bauf,orrn verschiedenen Typen Von 
Nah~rkdlrsbahnen und 28 verschiedenen 
Ausful~.rungsartell von Haltestellen :und 
Bahnhofen zu informieren. Denn die An­
lagekosten .können unmittelbar mitein­
ander .. verglIchen werden, weil die ('lei­
chen 0:tlic~len ~ erhältnisse und die lhei­
chen ~ll1heltsprels,e zu Grunde ge1c<lt wor-
den stnd. b 

Als ,:",esentliche .F,olgerungen aus dem Er­
gebms .lassen sich anführ'en: 1. Außer-

, lordenthc1~. hohe Aufwendungen. 2., ViorH'us­
~ddl.~ng fu~ die Ver1~gun~ der Fahrbahn 
111 te zweIte Ebene 1st etn entsprechend 
grloßes Verkehrsaufkommen. 3. Bei mitt­
leren Gf'Oßstädfen empfiehlt sich für eine' 
~ntelrpflasterbahn unter Zugmnddegun" 
er leutigen Selbstkosten nur eine Durch~ 

mle.sserlinile, dag,egen keine Netzbildung. 
n~l. der Hochbahn dürfte die Länge eines 
Lll11enkr'euzles g'erade, noch tragbar sdn. 
~. Der V:erf. fordert dne Beteiligung der 
offentlichen Hand ,an den Anlagemosten, 
d~a ,"or,allem der Indivi:dualverkehr selbst 
femen gIloßen Vorteil aus dies,er AuHocke­
rung zieht. 

Der Untersuchung sind ein umfangreiches 
Tabellenw,erk (68) und bildliche Dar­
stellu'l~g'en. (42) beig,egeben, wlDraus sich 
alle Wlchtlgen Daten ersehen lassen. 

AbschHeßend ist zu sagen, daß die An­
~endl1ng und Durchführung dieser Pm­
J'ekte ,emers'eits den individuellen Stra­
ßenverk,ehr weitgdletid entlasten, ander,er­
~:eits 'eine VIerkürzung d,er Fahrzeiten der 
oHentlichcn V'erkdusmittel herbeiführ'en 
würden. Somit könnte eine sinnvoUc 
naumerschließung nach raum politischen 
und \nerkehrspolitischen Gesichtspunkten 
nlDch mehr als bisher zu >einer vernünfti­
gen ,Nufl,ockel1ung und· Zuordnung der 
Wohn- lund Arbeitsstiitten führen .. 

Dipl.-Kfm. Böge! 

~,e,rhand1urig.Cin der Deutschen Ges:eIlsch:aft ' 
., für Arbeitsschutz, Band 4, Kongreß in 
München vom 27. bis 29. Oktober 1955. 
Thema: Sicherheit 'Und Gesundheit im 
Betrieb bei Transport und Verk'ehr. 
V,erlag Dr. Dietrich St'einklDpff, Darmr 
stadt 1956. , " 

Das im Auftragle der Veranstn1f.er von 
Dr. mied. E. Mag,er, Dr. med. W. Mutschter 
und Diplom-Ing. H. Sreeg herausg·eg,~bene 

'umfang.t:1Cich:e W,erk, i:n dem auf etwa 300 
SeHen mit 104 Abbildungen und 9 TabeUen 

'insgesamt 29 allg'emei;ne, technische und 
medizinische VlOrträge enthalren sind, di,e 
anHißlich des K!ongress'es für Arbeitsschutz 

und Arbeitsmedizin in München vo111 27. 
bis 29. Oktober 1955 gehalteil wurden, v,er' 
mittelt in anschaulicher und leinpriigSa:tl!'~ 
Weise ,einen zusammengdaßten überbli 
über die Pr1ohleme, d~e' bei dern Be~ü~e~ 
um dLe Sicherheit und die Gesundheit e 

T s' Menschen auf dem Verk'ehrs- und. rM s 
portsektor auftrden. Eingeleitet Wird da 
Buch mit einem V,ortrag des bekanl1tell 

Hamburger PfIOfess,ors Dr,~ Pasoual ]f')~a~ 
,;M,ensch, Natur, T,echtnik", in dem das er, 
hälfnis des heutigen Henschen zu Natll

e 
und Technik 'einer kritischen Analys' 
unterz,ogen wird. Der Umwandlungs; 
pIlozeß in der ßetrachfunosweis,e de. 

b t der 
, heutigen Menschen, der zum "VerhtS II 

Natur" führte, gibt nach ]lOrda,ri. zu erl1S~e 
Überleg'Ungen Anlaß, üb nicht etw.n "Js 
Erde 'Untertan" 'gemacht wurde, sie t 
,iexpl~oita~ilOn. ,?rea" betrachte~! lU~terjlotr 
und 1n d~e DIenste und Bedurfl11ss,e e 
Mlenschen eing'cspannt wird, und ob des 
nicht besser wäre, mit der Erde, mit 'et 
Navur zu leben, sie zu pUegein 1l1l1d :zll 
'Ordnen. " 
"Unfallverhüvung - dne vlOlkswirtschaf.

t
' 

Iiche Aufgabe der ßetriebsführung" ist djJ11 
weiter:er VlOrtrag in der gl:1oßen Reihe ,er 
Allg,emeinen Vorträge, in dem: Dr.rIllg, 
~tlIott (nK:xr~ die Unfallv,erhütu.m: zw~ 
l'll erster Ltime als ethische, slozl,ale Oll 
moralische Aufgabe sieht, dennoch aber 
~ie Unfii11e mlit ihJ;e,n ernsten wirtschaf~ 
hchen Folg'e:n für ICine Volkswirtschaft ~ 
für den Betriebsablauf ,einer nötigen, lW 
achtung ,anempfiehlt. , ,. , 
W. Braun berichtet über "Die Trnnspor~ 
arbeit der FJ;au IUl1d ihre Grenz1en" 11Jl1:. 
gibt dem Leser Anhaltspunkte für dl­
B,~la~tbarke'it der gewerblich tätigen F:a~ 
~J.1t 1ransportarheit, Dr. med. Else KUlli~ 
s>Ctzt sich vom iirztlichen Standpunkt .Ill 
"d1e 'Möglichkeiten und Grenz,en des EIIl;' 
sa.tzes von Fr~uen bei der Transportartyeit 
mit dem gleIchen Pwblem auseinander. 
In weit ellen Vortrügen wi,e I-IygiclliSche 
Gesich tspunkte bei der Ver;endung dd 
TreibstioHe" . (E. Lederer), "Einfluß. d~: 
Transportrraüollulisierung auf die IßI 
stungsfiihigkeit des Arbeiters" (K. ElIet' 
siek), "Umwelteinflüsse hei Transport'. 
arheitern"(K. Nuck), "Arheitsz,cit det 

Kraftfah~cr und Beifahrer" (W. Heynlo!d! 
'Ull.d "Wlrksam1e. Unfallverhürung: E111: 
Wlss,ensch,aft -- ,eline Kunst" (P. W. Hatt 
rand) SIOWI,e Untersuchung!en üher Unfall' 
sicheres Arbeiten durch 'Zwang ~der 13e' 
!'oh11'ung" (B. Bauer) 'Und den "Ei:nsat;' 
v,on Schwlerbesch1idigten im Trans'port 
(H. q.aY'er) werden viele zum. Teil ~och 
unge10ste Pl:1obleme näher b~leuchfet Itl~~ 
schwebende Fragien dner weiferenJ{lH' 
l:1ung nahegebracht. 

--
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D~e technischen Vorträge - naturg,el1111äß 
durch ihl:1en Chamkter speziel1el:1e GebIete 
umfassend - zeigen dLe in der Anwe!;1d~ng 
technischer Hilfsmittel t'uhend,en Moglich­
roeHen zur Ullfallv,erhütiung Illuf: "Neuzeit­
licher Baustoff transport" - "Neuz'eitliche 
Fördermatte1" - "KonstI'uktionlUnd Sicher­
heit im Kranbetdeb" und "Hilfsmittel für 
den Handtranspiort" g,eben wertViolle Hit;­
weise besonders im Hinblick auf dIe 
aug'enblieldich . zur Diskussilon stehende 
AutomatiJo'l1 .und llaüonalisierungsweUe. 
"Betriebliche' V,erk'ehrspwbl'eme" werden 
untersucht, nelle MöglIchkeiten 2!eigt lug; 
F. Mal:1esch in seinem V'ortrag "Zur Ver­
hütung VlQn W,egeunfüHen" aluf und !,Sicher;. 
heit be;m Transpiort und V,erkehr 111 USA 
Meten weiterhin eine Fülle von Lösungs­
möglichme:t:en, wi,e sie in den USA zur An­
wendung klOrnmen. 
In eil11'em dritten Trei! werden in 9 Auf­
sätzlen medizinische Anlieg,en abg,ehandelt. 
, dve Siell mit dem pJ:loMem der Fahreignung, 

Failrsicherheit 'und FahrtaugHchk'ei! be-
schäftigen ("Fahreignung und Fahrsicher­
heit körperliche, geistige und charakter­
lich~ V,orltussetz'llng,cu" von Dr_ med. A. 
Glloßjlohan:n und "Überwachung der Fahr­
tauglichkdt" Vlon Dr. med. n. Oeser). 
Das Sloziat,e pllobIem des "Alternden;,Hel?'­
schen iln Tr.ansport und V,erkehr, die 

Sicherheit durch FIIeizdt und Pa'us,e", der 
::nerufsbedingte y,erkdlXs'lln~all':, "D~r 
elddrische Unfall' und schheßl1ch "Dte 
pvob1Jeme der Kinepathollog:,e", d. h., der 
Fahrktankheit auf dem Lande, 2!U Wass,er 
und in der Luft sind weitere, auch '111-
g,emein invel1ess~'erende Unters'llchung,e:n. 
Alks in' aUellll >ein kritisches, durchdachtes 
und in sdnem il1l1,eren Zusammenhang 
lorganisch,aufglcbau fes inf,orm1,er,endes Buch, 
das eine gute Übersicht über die Pwbleil;me 
und F,orschLtngserg,ebnisse a.uf dem Geb~t 
der Unf.allverhüuung a'uf dem Verkehrs­
s,ektor in sdne'l1 i111iannigf.achen F,ormen 
gibt. Dipl.,-Kfm. Jolmes 




